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Gemeinderath. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 13. October 1896, ½5 Uhr nachmittags. 
Freitag, den 16. October 1896, ½5 Uhr nachmittags. 


Ylenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 
6. October 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 
meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. 


Nürgermeiſter Htrobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs⸗ 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Herr Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg entſchuldigt ſein Aus⸗ 
bleiben von der heutigen Plenarſitzung. 

2. Von der Cabinetskanzlei Sr. k. u. k. Apoſtoliſchen Majeſtät 
iſt folgendes Schreiben eingelangt (liest): „In Befolgung eines 
Allerhöchſten Auftrages beehrt ſich die Cabinetskanzlei Eure Hoch— 
wohlgeboren unter Bezugnahme auf die ſchätzb are Zuſchrift vom 
25. v. M., 3. 776// Pr., in Kenntnis zu ſetzen, daßs Se. k. u. k. 
Apoſtoliſche Majeſtät für die namens der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien zum Ausdrucke gebrachte allerunterthänigſte 
Beglückwünſchung anlässlich der glücklichen Entbindung Ihrer 
k. u. k. Hoheit der durchlauchtigſten Frau Erzherzogin Marie 
Valerie den Allerhöchſten Dank allergnädigſt auszuſprechen 
geruhten.“ 

3. Es iſt folgendes Schreiben eingelangt (liest); 

„Eure Hochwohlgeboren 
haben in einem mir geſtern zugeſtellten Schreiben, Z. 4363, mir 
das dringendſte Erſuchen des löblichen Stadtrathes bekannt— 


Karl Lueger. 


gegeben, ich möchte im Abgeordnetenhauſe gegen die Geſetzes⸗ 
vorlage, betreffend die Regelung des Heimatsrechtes, ſtimmen. 

Nachdem ich im niederöſterreichiſchen Landtage ſeit langer 
Zeit für eine Erſitzung des Heimatsrechtes eingetreten bin und 
ſeither keine neuen Umſtände mir bekannt geworden ſind, welche 
geeignet wären, meine Anſicht über dieſen Gegenſtand zu ändern, 
da ferner der löbliche Stadtrath wohl die unzweifelhafte Mehr— 
belaſtung der Stadt, nicht aber die völlige Unhaltbarkeit des 
heutigen jammervollen Zuſtandes in Betracht zieht, bedauere ich, 
dieſem Anſuchen nicht Folge leiſten zu können. 

Wien, am 1. October 1896. 

Eurer Hochwohlgeboren 
ergebener 
E. Sueß.“ 


4. Es iſt weiters ein Schreiben eingelangt, welches lautet 
(liest): 
„Hochgeehrter Herr Vice-Bürgermeiſter! 
In Beantwortung Ihres geſchätzten Schreibens vom 
29. September 1896 beehre ich mich, Ihnen mitzutheilen, daſs 
ich auch ohne Ihre Aufforderung jederzeit entſchloſſen war, 
gegen den vom Referenten Dr. Victor v. Fuchs vertretenen 
Geſetzentwurf, betreffend das Heimatsrecht, entſchieden Stellung 
zu nehmen. 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
Ihr ergebener 
Exner.“ 
5. Herr Johann Lichtenſtadt hat mir für die ſtädtiſchen 
Sammlungen vier Medaillen, welche anläſslich der Anweſenheit 
Sr. Majeſtät unſeres Kaiſers in Rumänien geprägt wurden, über- 
geben. 
Dem Spender wird der Dank ausgeſprochen. 


Ich bitte den Herrn Schriftführer, den Einlauf zur Ver— 
leſung zu bringen. 
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Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

6. Anfrage des Gem.⸗Nathes Sebaſtian Grünbeck: 

In einer Nummer des „Freien Blattes“ iſt die Notiz enthalten, dafs 
der Herr Bürgermeiſter Strobach mit mehreren Herren Gemeinderäthen eine 


Studienreiſe nach Deutſchland auf Koſten der Gemeinde Wien unter- 
nahmen. 

Indem mir bekannt iſt, daſs der verehrte Herr Bürgermeiſter mit den 
Herren Collegen auf ihre eigenen Koſten die Reiſe unternommen haben, ſo 
erlaube ich mir die Anfrage: 


Was gedenkt der geehrte Herr Bürgermeiſter gegen ſolche 
verleumderiſche Angaben zu thun? 

Nürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs die Reiſe nach Deutſchland, welche ich mit den Herren 
Obriſt, Purſcht und Zatzka unternommen habe, nicht aus 
Gemeindemitteln, ſondern aus eigenen Privatmitteln beſtritten 
wurde. (Beifall links.) Wenn in einzelnen Zeitungen das Gegen— 
theil behauptet wurde, ſo erkläre ich dies als eine lügenhafte, 
tendenziöfe Mittheilung. (Gem.⸗Rath Gregorig: Es iſt nicht 
Yo wie früher, daßs fie auf Stadtkoſten gefahren find. — Rufe 
rechts: Wer? — Gem.⸗Rath Purſcht: Die Liberalen!) Ich 
bitte, Herr College Purſcht! 

Ich bitte, fortzufahren. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 

7. Interpellation der ſechs Gemeinderäthe des 
XII. Bezirkes: 

Die Breitenfurterſtraße im XII. Bezirke iſt in ihrer ganzen Länge von 
der Philadelphiabrücke bis zur Atzgersdorferlinie ſeit einigen Wochen ſchwer 
(beſonders in der Nacht) paſſierbar dadurch, dafs in kurzen Intervallen loſe 
Haufen von Sand, zuſammengerechter Straßenkoth ꝛc. dort ſich befinden; über 
dieſe Hinderniſſe müſſen einzelne Fuhrwerke hinüber und kamen ſchon mehrere 
Unglücksfälle vor, und ſoll bereits der Herr Bürgermeiſter die Weiſung ergehen 
gelaſſen haben, dort Ordnung zu ſchaffen. 


Nachdem vor drei Tagen wieder zwei Unglücksfälle wegen dieſes Haufens 
dort vorgekommen ſind, erlauben ſich die ergebenſt Gefertigten die Aufrage: 


Sind die Zuſtände der Breitenfurterſtraße dem Herrn Vor— 
ſitzenden bekannt und gedenkt derſelbe ſchleunige Abhilfe zu 
ſchaffen? 

Vürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs ich die Zuſtände in der Breitenfurterſtraße unterſuchen und 
das Nöthige veranlaſſen werde. 


8. Schriftführer Gem.-Rath Obriſt: Eine Petition der Auf⸗ 
ſeher der ſtädtiſchen Waiſenhäuſer. Dieſelbe lautet (liest): 

Löblicher Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien! 

Die ehrfurchtsvoll unterzeichneten Aufſeher der Wiener ſtädtiſchen 
Waiſenhäuſer erlauben ſich, im Folgenden auf die traurige Lage aufmerlſam 
zu machen, in der ſie ſich bezüglich ihrer Anſtellungsverhältniſſe, des Avan⸗ 
cements und der Sorge für ihre Zukunft befinden. Zugleich nehmen ſie ſich 
die Freiheit, auf die ſchädlichen Wirkungen dieſer Verhältniſſe auf die Er- 
ziehung der Wiener Waiſenkinder zu ſchildern und geeignete Vorſchläge zur 
Beſſerung derſelben zu machen. Indem ſie beſonders betonen, dafs die Durch- 
führung dieſer Vorſchläge das Budget der Gemeinde in keiner Weiſe beein- 
fluſſen würde, glauben ſie nicht ausſichtslos die Bitte ſtellen zu können: 

Die löbliche Gemeinde der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien möge im Intereſſe der ihrer Obhut anvertrauten 
Waiſenkinder und zum Beſten einer Anzahl treuer, pflichteifriger 
Diener des Gemeinweſens, den einen Theil der Erziehungs— 
geſchäfte in den Wiener Waiſenhäuſern beſorgenden Aufſehern 
eine ſtabile Stellung und bei treuer Pflichterfüllung die Ausſicht 
auf eine ſichere Eriſtenz nach einer gewiſſen Dienſtzeit zutheil 
werden laſſen. 

Zur Begründung dieſer Bitte ſei Folgendes angeführt: 

1. Der Dienſt eines Aufſehers in einem ſtädtiſchen Waiſenhauſe iſt — 
wie jeder Familienvater erkennen wird — ein äußerſt verantwortungsvoller, 
anſtrengender und aufreibender. Die Beaufſichtigung und Erziehung von 
hundert Kindern erfordert im hohen Maße die Anſpannung aller Körper- und 
Geiſteskräfte. 
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2. Dieſer Dienſt dauert täglich von halb 6 Uhr früh bis 10 Uhr abends 
und iſt alſo ein ſechzehnſtündiger, aber auch bei Nacht muſs der Aufſeher bei 
den Kindern ſchlafen und nöthigenfalls dieſelben betreuen. 

3. Die Aufſeher müſſen nicht nur für die leiblichen Bedürfniſſe der Kinder 
ſorgen, ſondern auch im erziehlichen Sinne wirken, trotzdem ihnen keine Mittel 
zu Gebote ſtehen, um den Kindern gegenüber eine gewiſſe Autorität zu wahren. 
Dadurch wird die Geduld und Ausdauer gar oft auf eine harte Probe geſtellt. 

4. Befindet ſich nun überdies der Aufſeher in einer beſtändigen Sorge 
um ſeine Exiſtenz — er kaun mit 14tägiger Kündigung entlaſſen werden — 
jo wirkt dies auf fein Nervenſyſtem noch mehr erregend, jo daſs es Wunder 
nehmen mufS, wenn die Erziehung der Kinder nicht darunter leidet. 

5. So erklärt es ſich leicht, daßs ſich unter dem Perſonale ein beftändiger 
Wechſel vollzieht; ſeit dem Jahre 1891 haben 64 von circa 70 Aufſehern ihre 
Poſten gekündigt, theilweiſe wurde ihnen gekündigt. 

6. Die Kinder kommen ſo von einer Hand in die andere, kaum hat ſich 
der Zögling an eine Individualität gewöhnt, ſteht er ſchon wieder einer anderen 
gegenüber. Es iſt klar, daſs ſich ein Kind an niemanden gewöhnen kann, dass 
es die Autorität des Erziehers nicht anerkennt, wenn es weiß, daſs derſelbe 
vielleicht ſchon morgen wieder fort iſt. 

7. Die Erfahrung hat es gelehrt, dass ſich um Aufſeherpoſten oft nur 
Perſonen bewerben, welche für die Dauer ihrer Beſchäftigungsloſigkeit verſorgt 
zu fein wünſchten und bei nächſter Gelegenheit wieder austraten. Abgeſehen von 
dem ökonomiſchen Nachtheile für die Gemeinde, iſt ein ſolcher Zuſtand auch für 
die Kinder von großem Nachtheile, denn ein ſolcher Aufſeher, der immer ſchon 
an ſeinen Austritt denkt, obliegt ſelbſtverſtändlich dem Berufe nicht mit jener 
Liebe und Hingebung, wie man fie von einem Erzieher verlangen mufs. 
Schließlich leidet darunter auch der gewiſſenhafte und treue Diener, da er zu— 
mindeſt in den erſten Wochen auf die Mithilfe eines neueintretenden Auf— 
ſehers nicht rechnen kann. 

8. Es iſt ganz unmöglich, dafs ein Aufſeher länger als ſechs Jahre in 
einem Waiſenhauſe dienen kann. Abgeſehen von den Wirkungen auf die Ge— 
ſundheit und der Unmöglichkeit einer Verehelichung können ſich ältere Leute 
zum Schlafen bei den Kindern und zum ſtändigen Aufenthalte bei denſelben 
nicht qualificieren. Es wäre aber nicht nur eine beſondere Härte, wenn man 
Perſonen, die ihre Pflicht treu und gewiſſenhaft erfüllt haben, einfach ſpäter 
wegſchicken würde, ſondern eine ſolche Ausſicht würde auch äußerſt deprimierend, 
ja zur Pflichtverletzung in der letzten Zeit geradezu herausfordernd wirken. 

8 Mit Rückſicht auf dieſe Gründe kommen die ergebenſt Gefertigten zu der 
itte: 


Der löbliche Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Re⸗ 
ſidenzſtadt Wien möge das Geeignete veranlaſſen, damit die Auf— 
ſeher in den ſtädtiſchen Waiſenhäuſern nach zufriedenſtellender 
zweijähriger Dienſtleiſtung in proviſoriſcher Stellung angeſtellt und 
nach ſechsjähriger zufriedenſtellender Dienſtleiſtung als Amtsdiener, 
Mahnboten ꝛc. in Verwendung genommen werden. 

Da die Gewährung dieſer beſcheidenen Bitte einestheils das 
Budget der Gemeinde Wien nicht belaſtet, andererſeits aber den 
Waiſen der Commune Wien eine Erziehung durch pflichteifrige in 
angemeſſener Stellung befindliche Perſonen ſichert, hoffen die er— 
gebenſt Gefertigten auf eine günſtige Erledigung ihrer Bitte. 

Bürgermeifler: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 
9. Antrag des Gem.-Nathes Sebaſtian Grünbeck und 
Genoſſen: 


1. In Erwägung, das die Schulleiter nur ſehr ungerne in den ihnen 
in ſtädtiſchen Schulgebäuden zugewieſenen Räumen wohnen; 


2. in Erwägung, dafs die Erbauung ſolcher Schulleiterwohnungen im 
Hinblicke auf die nothwendige Anlage von doppelten Stiegen, Eingängen ꝛc. 
ſehr große Mehrkoſten verurſachen; 

3. in endlicher Erwägung, dass bei dem motorischen Mangel an Lehr: 
zimmern fortwährend, ſogar in ganz neuen Schulgebäuden, Schulleiterwoh— 
nungen mit oft Tanſende von Gulden belaufenden Koften zu Lehrzimmern 
adaptiert werden müſſen, beantragt der Gefertigte: 


Es ſei in Hinkunft bei der Verfaſſung von neuen Schulhaus- 
plänen von der Schaffung von Schulleiterwohnungen gänzlich 
Umgang zu nehmen und das umſomehr, als es den Beſtimmungen 
des § 32 des Geſetzes vom 5. April 1870, betreffend die Rege— 
lung der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an öffentlichen Volks 
ſchulen des Erzherzogthums Oſterreichs unter der Enns, durchaus 
nicht widerſpricht. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Hem.-Nath Obriſt (liest): 
10. Antrag des Gem.-Nathes Sebaſtian Grünbeck und 
Genoſſen: 


Gelegentlich der Commiſſion am Exelberge am 26. September d. J. 
wurden von mir verſchiedene Wahrnehmungen gemacht, welche mich zu folgen— 
den Anträgen veranlaſſen: 


1. Mit der Vergrößerung des Steinbruches am Exelberge 
werde unverzüglich begonnen und ſei dahin zu wirken, die 
denkbar größte Erzeugung möglich zu machen. 

2. Der bereits ſeit fünf Jahren um den Jahreszins von 
200 fl. gepachtete Grund im ſogenannten „Mittereck“ nächſt der 
Rohrerhütte ſei als Steinbruch noch in dieſem Jahre zu 
eröffnen, und wird dieſer Grund, wie die beiliegenden Muſter 
nachweiſen, geradezu vorzügliches Schottermateriale liefern. 

3. Die zur Eröffnung dieſes Bruches nöthigen Arbeiten: als 
Straßen, Brücken und Förderanlagen, ſeien im Wege einer com— 
miſſionellen Beſichtigung, welcher auch Herr Gem.-Rath Eigner 
beizuziehen wäre, zu beſtimmen und feſtzuſetzen. 

4. Als Werkleiter über die Steinbrüche am Exelberge und 
im Mittereck ſei ein tüchtiger, praktiſcher Mann, womöglich ein 
ehemaliger Geniefeldwebel oder Militär-Bauwerkmeiſter zu beſtellen, 
welcher wieder dem ſtädtiſchen Bauamts-Ingenieur des XVII. Be- 
zirkes unterſteht. Dieſer letztere hat die Werke wöchentlich zweimal, 
nach Bedarf auch öfter, und zwar nach den Amtsſtunden, zu 
controlieren und wäre derſelbe einer aus dem Gemeinderathe zu 
wählenden Commiſſion verantwortlich. 

5. Obige Überwachungs⸗Commiſſion, welche als eine ſtändige 
gedacht iſt, ſoll aus den Mitgliedern des Gemeinderathes beſtehen. 

6. Alle Arbeiten am Exelberge und im Mittereck ſind in 
eigener Regie auszuführen. 

7. Über die vorangeführten Punkte iſt dem Stadtrathe binnen 
14 Tagen ein vollkommener, ausführlich er Bericht zu erſtatten. 

Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Behand⸗ 
lung zugewieſen werden. 


Schriftführer Gem.-⸗Nath Obriſt (liest): 

11. Antrag des Gem.⸗Nathes Schrabauer: 

Der Gefertigte beantragt: 

dafs dem Einſpänner⸗Eigenthümer Leop. Holl, V., Matz 
leinsdorferſtraße 62 wohnhaft, aus dem Grunde eine Entſchädi— 
gung im Betrage von 60 fl. von Seite der Commune Wien 
gewährt werden ſoll, da er durch die Decorierungsarbeiten der 
Stadt Wien bei Anlaſs der Ankunft des Kaiſers von Rufſsland 
einen wirklichen Schaden im obigen Betrage dadurch erlitten hat, 
daſs in der Praterſtraße vom Sturmwinde eine ſchlecht befeſtigte 
Tafel vom Flaggenbaume herabgeſchleudert wurde und dadurch das 
Pferd ſchwer beſchädigt worden iſt, jo daßs es über drei Wochen 
in ärztlicher Behandlung ſtehen muſste, auch wurde der Wagen 
beim Stürzen des Pferdes in verſchiedenen Theilen beſchädigt. 

Gründe: Nachdem von Seite der Commune Wien die Aus— 
ſchmückung der Straßen durchgeführt reſpective vergeben wurde, 
ſo hat ſich der Beſchädigte laut beiliegenden Geſuches bittlich an 
den löblichen Magiſtrat um Schadloshaltung gewendet, er wurde 
jedoch laut Zuſchrift vom 8. September 1896, Z. 152231 / III, 
mit ſeinem Anſuchen abgewieſen. 

Leopold Holl hat, wie fachmänniſch conſtatiert iſt, in 
Wirklichkeit durch die Verletzung ſeines Pferdes einen täglichen 
Schaden von 3 fl. erlitten, und zwar 1 fl. 20 kr. pro Tag an 
Heilungskoſten, und weiters dadurch, dass er täglich um 1 fl. 80 kr. 
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eine mindere Einnahme zu verzeichnen hatte, was einzig und allein 
dem Ausfalle einer Pferdekraft zuzuſchreiben iſt. 

Der abgewieſene Bittſteller lebt in ärmlichen Verhältniſſen 
und hat für eine zahlreiche Familie zu ſorgen, daher iſt es nur 
ein Act der Humanität, wenn ihm der erlittene Schaden erſetzt 
wird, den er durch die Unvorſichtigkeit jener Perſonen zu erleiden 
hatte, die die Ausſchmückung der Straßen durchzuführen beauftragt 
waren. 

Bürgermeifler : An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 
12. Antrag des Gem.-Nathes Bichler und Genoſſen: 


In dem unteren Theile der Burggaſſe, VII. Bezirk, und zwar von der 
Mariatroſterkirche bis zur Einmündung der Breitegaſſe und in den an dieſe 
Strecke der Burggaſſe angrenzenden Seitengaſſen fällt ſeit längerer Zeit un⸗ 
liebſam auf, dafs die in dieſer Gegend zahlreich wohnhaften Proſtituierten ſo— 
wohl untertags als insbeſondere in den Abendſtunden in zudringlicher Art 
herumſtreichen, und erregt allgemein Argernis und Unwillen, und zwar ſowohl 
wegen des auffälligen Betragens als auch deshalb, weil es kaum möglich iſt, zu 
gehen, ohne behelligt zu werden. Abhilfe iſt aus Gründen der öffentlichen Sitt- 
lichkeit und insbeſondere aus dem Grunde geboten, weil in dieſer Gegend, und 
zwar in der Burggaſſe Nr. 14 und 16, die von circa 1000 Kindern beſuchte 
Doppel⸗Volksſchule und in der Stiftgaſſe Nr. 35 die von 600 Kindern beſuchte 
Mädchen-⸗Bürgerſchule ſich befinden. 

In der erſteren Schule wird auch der Facheurs für Lehrlinge mit 
150 Schülern dreimal in der Woche, dann die Fachſchule der Anſtreicher vier— 
mal in der Woche abgehalten, und außerdem befindet ſich dort die Mädchen— 
ſchule des Frauenvereines „Arbeitsſchule“, welche von 60 bis 70 Schülerinnen 
(erwachſenen Mädchen) beſucht wird. 

Demnach erſcheint es höchſt dringlich und nothwendig, die Proſtitution 
in der bezeichneten Gegend abzuſtellen beziehungsweiſe einzudämmen. 

Die Gefertigten ſtellen daher den Antrag: 

Der Herr Bürgermeiſter wolle das zur Abſtellung des ge— 
rügten Übelſtandes Geeignete veranlaſſen und mit der k. k. Polizei⸗ 
Direction das Einvernehmen treffen. 


Bürgermeifler: An den Stadtrath. 

Schriftführer Hem.-Rath Obriſt (liest): 

13. Antrag des Gem.⸗Nathes Dr. Klotzberg und Ge⸗ 
noſſen: 

Durch die Munificenz Seiner Durchlaucht den regierenden Fürſten von 
und zu Liechtenſtein Johann II. wurde in Eisgrub eine höhere Gartenbau— 
ſchule errichtet. 

Wien, welches herrliche und ſchöne Parkanlagen beſitzt, hat alle Urſache, 
an dem Gedeihen und Aufblühen dieſer Hochſchule, aus der gebildete Gärtner 
hervorgehen werden, das lebhafteſte Intereſſe zu hegen. 

Um jedoch talentierten aber mittelloſen Wiener Gärtnern die Möglichkeit 
zu bieten, ihr gärtneriſches Wiſſen an dieſer Hochſchule für Gartencultur in 
Eisgrub zu erweitern, beantragen die Gefertigten: 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe, einige Freiplätze für 
talentierte aber mittelloſe Wiener Gärtner an der höheren Gartenbau— 
ſchule in Eisgrub zu ſtiften. 

DBürgermeifler: An den Stadtrath. 

Wir ſchreiten nunmehr zur Erledigung der Tagesordnung. 
Zum Referate bitte ich Herrn Collegen Dr. Mayreder. 

14. Referent Gem.-Rath Dr. Mayreder: Zur Zahl 8176 
liegt ein Statthalterei⸗Erlaſs vor puncto politiſcher Begehung und 
Euteignungsverhandlung hinſichtlich des Variantenprojectes für die 
Theilſtrecke Gumpendorfer Schlachthaus —Schikanederſteg der Wien— 
thallinie der Wiener Stadtbahn. 

Dieſer Act liegt Ihnen deshalb ſo relativ ſpät vor, weil 
derſelbe wieder — es iſt die alte Geſchichte — erſt geſtern abends 
in meine Hände gelangt iſt und es nicht möglich war, über ihn 
früher als heute im Stadtrathe zu referieren. Ich bin überzeugt, 
daſs in dieſer Hinſicht Einwendungen gemacht werden, und ich 
kann Ihnen meine Anſicht ausſprechen, dass das in der Geſchäfts— 
ordnung begründet iſt, nicht aber in einer mangelhaften Thätigkeit 
des Magiſtrates oder gar des Stadtrathes. 
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Was den vorliegenden Act anbelangt, ſo iſt dieſe Strecke der 
Wienthallinie bereits im Jahre 1894 zur politiſchen Begehung 
gelangt und wurde auf Grund der damaligen politiſchen Begehung 
auch vom Handelsminiſterium der Conſens ertheilt. 

Damals wurden einzelne Forderungen der Gemeinde Wien 
nur theilweiſe erfüllt, nämlich inbeſondere die Forderung wegen 
der Conſtructionsſtärke der Eindeckungen, gewiſſe andere Forde— 
rungen wurden abgelehnt, insbeſondere bezüglich des Maßes der 
Eindeckung und in Bezug auf gewiſſe Straßenabtretungen. 

Im Jahre 1895 wurde für die ganze Strecke, die hier vor- 
liegt, die ſogenannte Wienzeile im General-Regulierungsplan aus⸗ 
gefertigt, und auf Grund dieſes General-Regulierungsplanes hat 
die Baudirection der Wiener Stadtbahn ein neues Detailproject 
ausgearbeitet, von dem fie der Meinung war, dafßs es nicht eigens 
erſt der politiſchen Begehung unterzogen werden müſſe. 

Inzwiſchen iſt durch das Eiſenbahnminiſterium eine andere 
Entſcheidung erfolgt, welche beſtimmt, daſs das neue Project trotz 
ſeiner nur ganz geringen Abweichungen von dem urſprünglichen, 
doch neuerdings der politiſchen Begehung unterzogen werden 
müſſe. 

Es iſt nun die Frage aufgeworfen worden, ob die Gemeinde 
Wien bezüglich der Forderungen, die ſie aufſtellt, nur an jenen 
feſthalten ſoll, von denen fie eine gewiſſe Gewähr hat, das fie 
bewilligt werden, welche von der erſten politiſchen Begehung zu— 
geſtanden wurden, oder auch diejenigen wieder erneuern ſoll, welche 
damals nicht zugeſtanden wurden, gegen deren Ablehnung ſie 
damals den Inſtanzenweg nicht eingeſchlagen hat. 

Der Magiſtrat und im Einklange mit dem Magiſtrate auch 
der Stadtrath waren der Meinung, daſs jetzt die richtige Gelegen— 
heit geboten ſei, dieſe Forderungen neuerdings aufzuſtellen und 
im Falle ſie abgelehnt würden, den Inſtanzenweg zu betreten. Es 
handelt ſich hier in erſter Linie um das Ausmaß der Eindeckung 
der Wienthallinie. Die Stadtbahn hat ſich auf den Standpunkt 
geſtellt, daſs fie nicht verpflichtet ſei, mehr Konftructioneng zu 
ſchaffen, als derzeit beſtehen; ein Standpunkt, der ja vom 
Eiſenbahngeſetze aus gewiſs nicht anzufechten iſt, wenn dem nicht 

eine Beſtimmung aus dem Programme der Verkehrsanlagen ent— 
gegenſtünde, aus welcher eben deutlich zu entnehmen iſt, dajs die 
Stadtbahn in ſolchen Fällen unter gewiſſen Modalitäten ver— 
pflichtet iſt, neue Conſtructionen dort zu errichten, wo die Ge— 
meinde es im öffentlichen Intereſſe verlangt. | 

Es ſteht ausdrücklich in dem Programme der Verkehrsanlagen 
Punkt 13, zur Zahl 3, dass die unter den Verkehrsanlagen 
befindlichen oder oberhalb dieſer zu ſchaffenden Flächen für öffent⸗ 
liche Zwecke benützt werden, zu welchem Ende die Conſtructionen 
fo auszuführen find, dafs die beabſichtigte Benützung für öffent— 
liche Zwecke möglich erſcheint. Es wird alſo ausdrücklich beſtimmt, 
dafs dort, wo die Gemeinde Flächen unentgeltlich an die Verkehrs— 
Commiſſion für die Stadtbahn abtritt, die Conſtructionen derart 
gemacht werden müſſen, daßs die Benützung derſelben durch öffent— 
liche Zwecke möglich ſei. Von dieſem Standpunkte aus dürfte es 
alſo der Gemeinde wohl möglich ſein, ihren Rechtsſtandpunkt 
geltend zu machen. 

Es iſt aber noch ein zweiter weſentlich neuer Standpunkt in 
die Magiſtrats⸗Anträge und die Anträge, die der Stadtrath heute 
vorlegt, hinzugekommen, und der in die Sachlage längs des Wien— 
fluſſes immerhin neues Licht bringt. Der Magiſtrat meint nämlich 
ganz richtig, daſs das Stadtbahn-Unternehmen wie jeder private 
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Bauwerber zu betrachten fei, das Wienfluſs-Unternehmen geradeſo 
dem Parcellierungsgeſetze unſerer Bauordnung unterworfen ſei, 
wie jede andere Unternehmung. 

Nachdem nun die Stadtbahn längs des Wienfluſſes eine 
Reihe von Parcellentheilen in ganzen Parcellen erworben hat, die- 
ſelben in einer anderen Weiſe zuſammenlegt und weiterverwertet, 
liegt mithin im Sinne unſerer Bauordnung eine Parcellierung vor, 
und iſt mithin dort, wo die Stadtbahn mit dem Wienflufs gekuppelt 
iſt und mit der neu zu eröffnenden Straße parallel läuft, die 
Stadtbahn verpflichtet, von den neu zu eröffnenden Straßen die 
Hälfte der Grundfläche unentgeltlich in das Eigenthum der Ge— 
meinde abzutreten. 

Dieſer Standpunkt wird in einer höheren Inſtanz zur Geltung ge— 
bracht werden müſſen, wenn er nicht ſchon im Eiſenbahnminiſterium zu 
erreichen ſein wird. Es kommt daher ein entſprechender Paſſus im 
Antrage des Stadtrathes vor. Ich werde mich, nicht etwa zu dem 
Zwecke, um die Herren in Unkenntnis von den Anträgen zu laſſen, 
einer möglichen Kürze des Vortrages befleißen und gleich auf den 
Antrag des Stadtrathes ſelbſt einzugehen erlauben. 

Sollten dann die Herren eventuell noch Auskünfte über einen 
oder den anderen Theil haben wollen, ſo bitte ich Sie, mich über dieſe 
Fragen zu interpellieren, um mir nicht etwa den Vorwurf zu 
machen, dass ich in hinterhältiger Weiſe referiere und mit Abſicht 
das Plenum im Unklaren laſſe über das, was hier geplant wird. 

Ich werde mir erlauben, die Anträge punktweiſe vorzulegen, 
und der Herr Vorſitzende wird ſo gütig ſein, dieſelben unter einem 
zur Debatte und Abſtimmung zu bringen (liest): 

„A. Stations⸗Commiſſion. 

Die Länge des landſeitigen Perrons der Halteſtelle „Ketten— 
brückengaſſe“ iſt derart zu verringern, daſs das flussaufwärts ge— 
legene Ende desſelben nicht über die Verlängerung der genehmigten, 
zukünftigen, fluſsabwärts gelegenen Baulinie der Wehrgaſſe hinaus⸗ 
reicht.“ i 

Der Verkehr, der durch die Wehrgaſſe in dem parallel mit 
dem Wienfluſs laufenden Zug und andererſeits über den Wienflufs 
hinüber zu erwarten iſt, iſt ein ziemlich beträchtlicher und daher 
empfiehlt es ſich, entweder die Stationsanlage zu verkürzen, oder 
wenigſtens einzudecken (liest): 

„Sollte indeſſen aus Betriebsrückſichten die Beibehaltung der 
projectierten Perronlänge von 120 m nöthig fein, fo iſt der be— 
zügliche, über die genannte Baulinie hinausreichende Perrontheil 
entſprechend einzudecken und ſeitens des Bahnunternehmens der 
Gemeinde Wien koſtenfrei für die Zwecke des öffentlichen Straßen— 
verkehres in die Benützung zu übergeben. 

Im übrigen wird gegen die Situierung, Anlage und Be— 
nennung der beiden projectierten Halteſtellen keine Einwendung 
erhoben.“ 

Dürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort zum Punkte A? 
Herr Dr. Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Der Herr Referent hat eingangs 
feines Referates bemerkt, daſs bei dieſem Referate wahrſcheinlich 
wiederum der Einwand erhoben werden wird, daſs die Vorlage 
zu ſpät an den Gemeinderath gelangt ſei. Der Herr Referent hat 
in dieſer Hinſicht das Richtige errathen. Ich ſehe mich verpflichtet, 
darauf aufmerkſam zu machen, daſs wir um ½5 Uhr, als wir 
hier in den Gemeinderath kamen, eine Vorlage vorgefunden haben, 
welche nicht weniger als fünf eng beſchriebene Folio-Seiten auf⸗ 
weist. Wir waren ja nicht mehr in der Lage, bis zur Stunde, wo 
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dieſes Referat hier erſtattet wird, den Gegenſtand des Referates 


kennen zu lernen, ja überhaupt dieſe Vorlage nur zu leſen, viel 
weniger können wir durch diejenigen Herren Mitglieder unſerer 
Partei, welche Sachverſtändige ſind, die hier vorliegenden Pläne 
in dieſer kurz bemeſſenen Friſt prüfen laſſen. Die Herren müſſen 
alſo zugeben, dass es uns factiſch unmöglich iſt, uns in den Gegen- 
ſtand, der uns hier zur Berathung vorliegt, hineinzufinden und 
ein richtiges Urtheil über die Sache zu bekommen. Es bleibt uns 
unter ſolchen Verhältniſſen nichts anderes übrig, als dass wir uns 
der Abſtimmung über dieſen Gegenſtand einfach enthalten. Wir 
ſind nicht in der Lage, ein ſachgemäßes Urtheil über dieſe Vorlage 
zu gewinnen. Wenn der Herr Referent bemerkt hat, es ſei nicht 
ſeine Schuld, ſondern Schuld der Geſchäftsordnung, ſo begreife ich 
dies einfach nicht. Die Geſchäftsordnung geſtattet nur, dass in 
außerordentlich dringenden Fällen der Herr Bürgermeiſter berechtigt 
ſei, auch Gegenſtände auf die Tagesordnung zu ſetzen, die nicht 
auf jener Tagesordnung ſtehen, welche den Mitgliedern vor der 
Sitzung mitgetheilt worden iſt. Das war immer ſo und wird 
immer ſo bleiben müſſen, weil ſich immer Fälle ereignen können, 
wo eine ſolche abſolute Dringlichkeit vorliegt. Es iſt ja auch 
möglich, daſs im gegenwärtigen Falle eine ſolche Dringlichkeit 
vorliegt, aber der Umfang dieſer Vorlage an ſich wird doch unſer 
Verlangen begreiflich machen, daſs man hätte trachten ſollen, die 
Sache früher an die Mitglieder des Gemeinderathes zu verſchicken. 
Der Act wird gewißs eine lange Zeit beim Magiſtrate und lange 
beim Bauamte geweſen fein; ich will nicht annehmen, daſs er auch 
allzulange im Stadtrathe geweſen ſei, denn ich weiß, daſs wir im 
Stadtrathe außerordentlich raſch haben arbeiten müſſen — oft noch 
viel raſcher als die Amter gearbeitet haben. Aber weil uns ſeinerzeit 
immer der Vorwurf gemacht worden iſt, dass in dieſer Hinſicht 
Verſäumniſſe ſtattfinden, ſo iſt es doch gerechtfertigt, jetzt zu ſagen, 
daſs auch unter dem jetzigen Regime ſolche Fälle vorkommen und 
ſich in einer Weiſe häufen, wie dies früher nicht der Fall geweſen 
iſt; denn Sie werden weit gehen müſſen, um einen Fall zu ſuchen, 
wo eine Vorlage von ſolchem Umfange um ½5 Uhr den Mit— 
gliedern des Gemeinderathes zur Kenntnis gebracht und um 
3/,5 Uhr das Referat begonnen wurde, wo man zudem aus dem 
Referate allein nicht viel entnehmen kann, ſondern erſt die Pläne 
ſtudieren muss, die man hier auffindet. Wir find alſo nicht in der 
Lage, uns an der Abſtimmung über dieſen Gegenſtand zu betheiligen. 

Vürgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger! 

Vice-Nürgermeiſter Dr. CTueger: Meine Herren! Wenn 
der geringſte Anſtand erhoben wird, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daſs das Referat vertagt wird. Wir haben es nur als Pflicht 
erachtet, Ihnen das Referat vorzulegen, damit uns wenigſtens 
nicht die Schuld beigemeſſen wird, dafs die eventuelle Meinung 
des Gemeinderathes nicht eingeholt wurde. Das Referat iſt geſtern 
abends ſeitens des Magiſtrates an uns gelangt; heute vormittag 
iſt es im Stadtrathe erledigt worden. Wir haben alles mögliche 
daran geſetzt, daſs noch heute abends, in der jetzigen Sitzung, 
darüber referiert werden kann. Wenn die Herren dies zum Anlaſſe 
nehmen wollen, ſich der Abſtimmung zu enthalten, jo bin ich der 
Meinung, dafs es wohl vernünftiger iſt, das Referat zu vertagen 
und wir werden dann morgen unter Vorbehalt der Genehmigung 
durch den Gemeinderath die Erklärungen abgeben, und werden eben 
ein anderesmal die Debatte und die Beſchluſsfaſſung über dieſen 
Gegenſtand vornehmen. Wir beabſichtigen durchaus nicht, die 


Oppoſition in irgendeiner Weiſe zu zwingen, in der Sache heute 


Nr. 81. — 9. October 1896. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 6. October 1896. 


1425 


— — —4. — — — — 


noch Beſchluſs zu faſſen. Wir wollen nur der Statthalterei zeigen, 
daſs die Art und Weiſe, wie man mit uns vorgeht, nicht zum 
Ziele führt. Wir bekommen dieſe Sachen immer fo ſpät, dafs es 
ganz unmöglich iſt, dass die Amter ordentlich arbeiten und über 
die Vorlagen referieren können, und das es auch unmöglich iſt, 
daſs der Stadtrath rechtzeitig die Beſchluſsfaſſung des Gemeinde— 
rathes einholt. 

Ich begrüße es ſogar, daßs ſich dieſer Widerſtand geltend 
gemacht hat und ich ſtelle daher einfach den Antrag auf Vertagung 
des Referates für eine der nächſten Sitzungen, und erkläre nur nochmals, 
daſs dann morgen einfach unter Vorbehalt der Genehmigung des 
Gemeinderathes die Erklärungen abgegeben werden. | 

Würgermeiſter: Hiezu möchte ich auch einige Worte hinzu— 
fügen. Es heißt hier ausdrücklich am Schluſſe (liest:) 

„Es ſei mit Rückſicht auf den vorliegenden Act neuerdings an 
die Statthalterei das dringende Erſuchen zu richten, in Gemäßheit 
der von derſelben gemachten Zuſage, derartige Commiſſionen ſo 
anzuordnen, daſs die Einholung von Stadtraths- und Gemeinde— 
rathsbeſchlüſſen nach vorhergegangener Information möglich iſt.“ 

Daraus hätte ſchon Herr College Dr. Vogler erſehen 
können, daſs es nicht in unſerer Abſicht gelegen war, eine Über: 
rumpelung herbeizuführen, ſondern wir find eben dazu gezwungen 
worden. | 

Herr Dr. Lueger hat den Antrag auf Vertagung geſtellt. 

Referent: Ich habe im Principe auch nichts gegen die Ver⸗ 
tagung, obwohl ich vermuthe, daſs, wenn man die Zeit, welche auf 
das Formale des Antrages bereits verwendet wurde, der meritoriſchen 
Berathung gewidmet hätte, man vielleicht ein gutes Stück der Be— 
rathung bereits zuwege gebracht hätte. Nachdem der Stadtrath 
fertig werden mufs, ohne dafs die einzelnen Stadträthe ein Vor— 
referat bekommen, hätte ich gedacht, das müſste auch für den Ge— 
meinderath der Fall ſein, aber ich habe nichts dagegen, wenn in 
der beantragten Form vorgegangen wird, und ſchließe mich dieſen 
Ausführungen an. 

Vürgermeiſter: Ich erſuche jene Herren, welche für die 
Vertagung des Stadtraths-Antrages ſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

15. Referent Gem.-Rath Dr. Mayreder: Zahl 7942. 
Es liegt das Geſuch des Julius Deininger noe. des Eigen⸗ 
thümers des Hauſes I., Rothenthurmſtraße 29, um Abänderung 
der Baulinie für den Rabenſteig vor. 

Die urſprünglich bereits genehmigte Baulinie für den Raben⸗ 
ſteig iſt jene, welche die ſchwarze Linie zeigt, nämlich in geradem 
Zuge, und zwar wurde dieſelbe vom Regulierungsbureau in der 
Meinung angenommen, daſs die beiden Häuſer Rothenthurm— 
ſtraße Nr. 27 und Rabenſteig Nr. 1 früher zum Umbaue gelangen 
werden als das Haus Nr. 29 Rothenthurmſtraße. 

Es war dieſe Annahme um jo gerechtfertigter, als der Eigen⸗ 
thümer der beiden erſtgenanuten Häuſer, Herr Graf Dubsky, 
bereits ſeit längerer Zeit Unterhandlungen wegen Umbau ſeiner 
Häuſer gepflogen hat. Nachdem ſich aber die Schadloshaltungs— 
frage, über welche ich in der vertraulichen Sitzung zu referieren 
die Ehre haben werde, vorläufig nicht entſprechend abgewickelt 
hat, gewinnt es nunmehr den Anſchein, als ob die beiden Häuſer 
ſpäter zum Umbaue kommen werden als das Haus Nr. 2 Raben⸗ 
ſteig und Nr. 29 Rothenthurmſtraße. 

Deshalb hat der Architekt des Bauwerbers noe. desſelben an 
die Gemeinde das Erſuchen geſtellt, die derzeitige Flucht des 
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Hauſes Rabenſteig Nr. 2 auch als Bauflucht für die neue Straße 
zu belaſſen. 

Das Regulierungsbureau hat den Vermittlungsantrag ge⸗ 
ſtellt, den Sie in der gekre uzten Linie am Plane ſehen, in der 
Abſicht, den Rabenſteig nur um wenig mehr einzuengen gegen⸗ 
über der Einengung, welche er bei der Ausmündung in die 
Rothenthurmſtraße hat. 

Der Stadtrath hat aber befchloffen, dem Geſuchſteller voll⸗ 
kommen Rechnung zu tragen und ſtellt Ihnen den Antrag, wie 
er vorliegt: 

„Es ſei die angeſuchte Beibeh 1 der Bauflucht des alten 
Hauſes Nr. 2 Rabenſteig nach der Linie A b zu genehmigen.“ 

Ich befürworte die Annahme dieſes Stadtraths-Antrages. 


Vürgermeiſter: Wenn keine Einwendung geſchieht (niemand 

meldet ſich), bringe ich den Antrag des Stadtrathes zur Ab— 

ſtimmung. Diejenigen Herren, welche dafür ſind, bitte ich die 

Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 

Beſchluſs: Die angeſuchte Beibehaltung der Bauflucht des alten 
Hauſes Nr. 2 Rabenſteig. nach der Linie A b wird 
genehmigt. 

16. Referent Gem. Nath Dr. Mayreder: Zahl 7949. 
Die General-Direction der Staatsbahnen ſucht um Einlöſung eines 
Theiles der Ackerparcelle Nr. 195, EZ. 153, in Oberbaumgarten 
zu Stadtbahnzwecken an. 

Es iſt dies ein ganz kleiner Theil der Ackerparcelle; der 
Preis iſt mit 3 fl. 60 kr. vereinbart und iſt dies auch entſprechend. 

Es iſt dies kein 92er Stück, denn nach § 7 des Geſetzes 
vom 18. Juli 1892, R. G. „Bl. Nr. 42 (Programm für die Ver⸗ 
e genügt die einfache Stimmenmehrheit für dieſe 
Grundabtretung, nachdem ſie innerhalb des Rahmens des Pro⸗ 
grammes für die Verkehrsanlagen gelegen iſt. 

u BVice-Bürgermeifter Dr. CTueger: Das iſt nicht richtig. 
Ich möchte um die Conſtatierung bitten, dass 92 Gemeinderäthe 
anweſend ſind. 

Würgermeiſter: Ich bitte die Herren Schriftführer, das 
Haus auszuzählen. (Nach einer Pauſe:) Ich conſtatiere die An⸗ 
weſenheit von mehr als 92 Gemeinderäthen und bitte den Herrn 
Referenten, fortzufahren. 

Referent: Nachdem es ſich nur um eine unweſentliche Ab- 
theilung, um einen für Bauzwecke noch nicht parcellierten Acker- 
grund handelt, ſo beantrage ich die eee een Stadt⸗ 
raths⸗Antrages (liest): 

„Es ſei der laſtenfreie Verkauf des im Plane mit den Buch⸗ 
ſtaben a b e d a umſchriebenen Theiles der Cat.⸗Parc. 195, inne⸗ 
liegend im Grundbuche der Cat.⸗Gemeinde Oberbaumgarten sub 
E.⸗Z. 153, welcher Parcellentheil ein Ausmaß von 37 m? beſitzt, 
um den Preis von 3 fl. 60 kr. per Quadratmeter an die Com⸗ 
miſſion für Verkehrsanlagen in Wien zu Zwecken des Stadtbahn- 
baues unter der Bedingung zu genehmigen, daſs der Pächter der 
erwähnten Parcelle für dieſe Verminderung des Pachtgrundes 
auf Koſten des Stadtbahnunternehmens vollſtändig entſchädigt 
und ſohin die Gemeinde Wien hinſichtlich aller aus dieſem Titel 
etwa abgeleiteten Anſprüche e n klag⸗ und ſchad⸗ 
los gehalten werde.“ Ä 

Bürgermeiler: Wünſcht jr das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche alſo jene Herren, 


welche dem Stadtraths⸗ Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 


(Geſchieht.) Ich conſtatiere, 
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daſs der Antrag mit mehr als 

70 Stimmen angenommen wurde. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollinhaltlich zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 

Bürgermeiſter: Nachdem mehr als 92 Gemeinderäthe anweſend 
find, bitte ich Herrn Collegen Dr. Deutſchmann, zu referieren. 

17. Referent Gem.-Nath Dr. Deutſchmann: Ich habe 
die Ehre, zur Zahl 7980 zu referieren. Die Commune Wien. 
welche ½ Antheil an dem Haufe Nr. 13 in Prerau beſitzt, wird 
von dem Vertreter der übrigen Miteigenthümer um die Zuſtim— 
mung zur Veräußerung dieſer Realität im Wege einer freiwilligen 
Feilbietung angegangen. Der Stadtrath hat ſelbſtverſtändlich die 
Zuſtimmung ertheilt, vorbehaltlich Ihrer Genehmigung, jedoch mit 
dem Beiſatz, daßs die Realität nicht unter dem gerichtlichen Schätz— 
werte veräußert werde. Ich glaube, daſs dieſer Antrag keiner 
weiteren Begründung bedarf und ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 
Der Antrag lautet (liest): 

„Der gerichtlichen Feilbietung des Hauſes Nr. 13 in Prerau 
und der dazugehörigen Acker Einl. Z3. 1794 und 5594, welche zu 
75 der Gemeinde Wien aus der Verlaſſenſchaft nach dem Pfründner 
Olczansky Johann eingeantwortet worden find, wird mit dem 
Beiſatze zugeſtimmt, dafs die Veräußerung der fraglichen Realität 
nicht unter dem gerichtlichen Schätzwerte (4750 fl.) erfolge.“ 

Bürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Ich erſuche alſo jene Herren, 


welche dem Stadtraths-Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. 


(Geſchieht.) Auch dieſer Antrag iſt mit mehr als 70 Stimmen an— 

genommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollinhaltlich zur Verleſung gebrachte 
Referenten-Antrag. 

Bürgermeiſter: Zum Referate Herr College Schreiner. 

18. Referent Gem.-Nath Schreiner: Z. 7670. Freiwillige 
Feuerwehr Rudolfsheim bittet um eine Subvention. Es iſt das 
ein eigenthümlicher Fall bei dieſer Feuerwehr. Sie hat im Jahre 
1892 800 fl. als Subvention zur Verrechnung bekommen und 
ſeit dieſer Zeit um keine Subvention angeſucht, ſondern der 
betreffende Feuerwehrhauptmann hat einfach Geld vorgeſtreckt und 
es wurden Schulden gemacht, trotzdem die Feuerwehr vom Feuer— 
wehrcommando, von der Centrale, den Auftrag bekommen hat, die 
nöthigen Anſchaffungen bei ihr zu machen. Die freiwillige Feuerwehr 
hat dadurch ein Deficit von 1030 fl. bekommen. Sie hat nun um eine 
Subvention von 1200 fl. angeſucht; es ſind aber in dieſen 1200 fl. 
inbegriffen Gratificationen im Betrage von über 500 fl., welche ſie 
an ihre Mitglieder gezahlt hat. Es wird beſtritten, daſs die 
freiwillige Feuerwehr ein Recht dazu gehabt hat, aus den com: 
munalen Geldern irgendwelche Gratificationen zu geben, denn in 
§ 11 des Statutes heißt es ausdrücklich, dafs die Leiſtungen der 
Feuerwehrmitglieder unentgeltlich ſind. Infolge deſſen hat der 

tadtrath beſchloſſen, dieſer Feuerwehr nur eine Subvention von 
500 fl. zu gewähren und es lautet der Antrag des Stadtrathes 
(liest): 

„Es ſei der freiwilligen Feuerwehr Rudolfsheim für das 
Jahr 1896 eine Subvention von 500 fl. zur theilweiſen Beſtreitung 
kleinerer Anſchaffungen und Reparaturen in dieſem Jahre gegen 
nachträgliche Verrechnung zu bewilligen und dem Commando dieſer 
Feuerwehr zu eröffnen: 

1. daj$ Gratificationen für den Sonn- und Feiertagsdienſt an 
die Mannſchaft, als den Vereinsſtatuten zuwiderlaufend, in Hin⸗ 
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kunft nicht mehr zur Auszahlung gelangen, reſpective nicht mehr 
aus communalen Geldern beſtritten werden dürfen; 

2. dafs die nöthigen Nachſchaffungen und größeren Reparaturen 
an Löſchgeräthen und Requiſiten dem Commando der Berufs: 
feuerwehr bekanntzugeben, beziehungsweiſe von derſelben auszu⸗ 
führen ſind.“ | 

Die budgetmäßige Bedeckung iſt in Rubrik XX 11 vorhanden 
und ich bitte um Annahme des Antrages. 

Nürgermeiſter: Herr College Schlögl! 

Gem.-Nath Schlögl: Ich möchte den Herrn Referenten 
erſuchen, mir bekanntzugeben, wofür dieſe Gratificationen gezahlt 
worden ſind. 

Referent: Für den Sonntagsdienſt. 

Gem.⸗Nath Schlögl: Ich bitte ſehr, ich bin einer der 
wenigen, die dazumal für den Sonntagsdienſt eingetreten ſind, als 
die Gemeinden noch autonom waren, weil wir an Sonntagen in 
ganz Rudolfsheim und Fünfhaus, welche Bezirke zuſammen über 
100.000 Einwohner haben, keine Feuerwehr gehabt haben. Die 
freiwilligen Feuerwehrmänner ſind ausgegangen und haben einfach 
den Angeſtellten am Sonntag im Stiche gelaſſen. Nun iſt es 
vorgekommen, daſs man auch bei der Rettungsgeſellſchaft, weil 
die Feuerwehr auch den Rettungsdienſt ausübt, niemandem zur 
Bedienung gehabt hat. Das geht nicht ſo, einfach fortzugehen, 
und es geſchieht dann ein größeres Malheur. Den Rettungsdienſt 
bei der Weſtbahn und auf der Mariahilferſtraße, alles das müſſen 
die Feuerwehrmänner verſehen. Es geht nicht, daj8 man einfach 
hergeht und 700 fl. ſtreicht. Die Feuerwehr in Rudolfsheim hat 
ein fo großes Terrain, und man muſs fie auch demgemäß behandeln. 
Es iſt einfach, wenn man ſagt, man gibt den Leuten nicht mehr, 
was ihnen am Sonntag gebürt. Ich ſtelle den Antrag, dajs der 
Feuerwehr Rudolfsheim eine Subvention von 1200 fl. gewährt 
werde, damit fie ungehindert ihre Thätigkeit auch an den Sonn- 
tagen ausüben kann. (Bravo! Bravo! links.) 

Bürgermeifter: Herr College Seiler! 

Gem.-Nath Seiler: Der Herr Referent hat uns geſagt, dass 
der Feuerwehrcommandant aus eigenem Gelde 1200 fl. bereits 
verausgabt hat, 500 fl. für Remunerationen, die bezahlt worden 
ſind, und 700 fl. für andere Anſchaffungen. Ich möchte den Herren 
Referenten erſuchen, uns vielleicht zu ſagen, ob dieſe 700 fl. Neu⸗ 
anſchaffungen oder Reparaturen find, denn ich glaube, dajs der 
Herr Feuerwehrcommandant das jedenfalls im Einvernehmen mit 
dem Ausſchuſſe verausgabt hat, und zwar im Intereſſe des Bezirkes, und 
wir nicht einfach fo darüber hinweggehen können, dass wir es eventuell 
Soweit bringen können, daſs ſich die Feuerwehr dort auflöſen 
würde, was uns gewiss viel mehr koſten würde. (Gem.⸗Rath 
Schlögl: 16.000 fl.) Es heißt hier ferner, daſs 500, fl. zur theilweiſen 
Beſtreitung von Reparaturen ausgegeben ſeien. Ob damit in dieſem 
Antrage die betreffenden Zahlungen, die bereits ausgegeben wurden, 
verſtanden ſind, oder ob das auf neue Rechnung gegeben werden 
ſoll, hat uns der Herr Referent auch nicht geſagt. Ich möchte ihn 
bitten, uns vielleicht auch darüber Aufklärung zu geben. 

Referent: Meine Herren! Nachdem Sie ſolche Zweifel 
hegen, ſo muſs ich Ihnen ſchon vorleſen, was der Feuerwehr— 
commandant Müller berichtet. Er ſagt unter anderem (liest:) 

„Nöthige Nachſchaffungen, wie ſie das Geſuch anführt, kommen 
da ganz außer Betracht, da die freiwilligen Feuerwehren ſchon 


vor drei Jahren und ſeither wiederholt aufgefordert wurden, dem 
gefertigten Feuerwehrcommando ihre Bedürfniſſe jederzeit, eventuell 
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telegraphiſch befanntzugeben, und ſolchen Anforderungen, wenn fie 
begründet erſchienen, von hieraus ſtets, oft innerhalb weniger 
Stunden entſprochen worden iſt. Alle Gegenſtände der perſönlichen 
Ausrüſtung und Armatur als: Leinen, Gurten, Helme, Beile ꝛc., 
dann jene zu Geräthen gehörigen, wie: Laternen, Leitern, Bottiche, 
Sanitätsmateriale, Werkzeuge, Stahlrohre u. ſ. w. konnten und 
können bei Bedarſ jederzeit aus dem hiefür in der Centrale 
gehaltenen Vorrathe bezogen werden. | 

In gleicher Weiſe ift der Bezug der Beheizungs⸗, Be: 
leuchtungs⸗, Reinigungs-, Putz- und Schmier⸗Materialien geregelt, 
fo dafs die freiwilligen Feuerwehren, vereinzelte und dringende Fälle 
ausgenommen, auf all dieſe Artikel nicht einen Kreuzer von ihren 
Subventionen zu verwenden brauchen. Die Nachſchaffungen und 
größeren Reparaturen von Löſchrequiſiten und Requiſiten erfolgten 
ebenfalls durch das gefertigte Feuerwehrcommando; es weiſen 
ſpeciell für die freiwillige Feuerwehr Rudolfsheim die diesbezüg⸗ 
lichen Conti der Jahre 1894 und 1895 den Betrag von 4788 fl. 
56 kr. auf, eine Summe, wie ſie noch für keine freiwillige Feuer⸗ 
wehr verausgabt wurde, und auch der derzeit in Behandlung 
ſtehende Magiſtrats⸗Act, Z. 21285, zeigt ein Erfordernis von über 
300 fl. 

Was die Inſtandhaltung der Requiſiten anbelangt, wird 
einfach darauf hingewieſen, dafs dieſer Feuerwehr drei ſogenannte 
Active zur Dienſtleiſtung zugewieſen ſind, welche neben dem Tele⸗ 
graphendienſte ganz gut die Reinigung und Inſtandhaltung der 
der Gemeinde gehörigen Geräthe und Fahrzeuge beſorgen können. 
Es iſt das deshalb ausgeführt worden, weil auch für die Gerüthe⸗ 
reinigung ſeparate Poſten eingeſtellt wurden. 


Das Feuerwehrcommando glaubt hiemit die Hallloſigkeit 
einer ſo hohen Forderung genügend dargethan zu haben; es 
beſteht kein Grund dafür, dieſer freiwilligen Feuerwehr eine höhere 
Subvention zu gewähren als den übrigen, und beantragt daher 
das Feuerwehrcommondo, der freiwilligen Feuerwehr Rudolfsheim 
für das Jahr 1896 eine Subvention per 200 fl. und eventuell 
weitere 200 fl. nach Beibringung der Abrechnung über die dieſer 
Feuerwehr im Jahre 1892 bewilligte Subvention von 800 fl. zu 
genehmigen.“ | 

Meine Herren! Es it das ein ganz anderer Fall draußen 
in Betreff des Feuerwehrcommandanten. Der Commandant 
Marſchner lebt jedenfalls nicht auf gutem Fuße mit dem 
ſtädtiſchen Feuerwehrcommandanten, das wird es ſein; deshalb iſt 
er nicht hereingegangen, und hat ſich auf den Juſtament⸗Standpunkt 
geſtellt und geſagt: Ich werde es he und die Gemeinde 
muss es mir zurückgeben. So könnte er nachher eine neue Spritze 
auch kaufen und ſagen, Du biſt es ſchuldig, er könnte andere 
Ausgaben ſich auch erlauben, die nicht gerechtfertigt wären un 
ein Präjudiz ſchaffen. | 

Gem.-Rath Seiler: Der Herr Referent hat vom Feuer⸗ 
wehrcommando vorgeleſen. Ich möchte erſuchen, kurz zu ſagen, 
auf welche Art der Rudolfsheimer Feuerwehrcommandant begründet; 
er mufs doch eine Begründung für feine Ausgaben haben. 

Referent: Hier iſt ein Protokoll vom 17. Auguſt 1896, 
aufgenommen vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XV. Bezirk 
mit dem Herrn Commandanten der freiwilligen Feuerwehren des 
XIV. und XV. Bezirkes, Herrn Johann Marſchner (liest): 

„Erſcheint über Vorladung Herr Johann Marſchner und 
erklärt: 
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„Der aus den Bürgermeiſtern der Gemeinden Fünfhaus, 
Rudolfsheim und Sechshaus, ſowie aus je drei gewählten 
Delegierten der genannten Gemeinden beſtandene „Feuerwehr— 
ausſchuſs“ hatte das Recht, in Feuerwehrangelegenheiten im 
kurzen Wege, ohne die betreffenden Gemeindevertretungen weiters 
zu befragen und ohne Beſchränkung bis auf einen gewiſſen Geld- 
betrag, bindende Beſchlüſſe zu faſſen. In einer Ausſchuſsſitzung des 
Feuerwehr⸗Ausſchuſſes im Jahre 1887 wurde über meinen Antrag, 
betreffend die Entlohnung der Feuerwehrmannſchaft für Dienſt⸗ 
leiſtungen an Sonn⸗ und Feiertagen der rechtsgiltige Beſchluſs 
gefaſst, dem jeweilig an Sonn- und Feiertagen dienſthabenden 
und aus ſieben Mann beſtehenden Löſchzuge eine Gratification 
von 30 kr. pro Mann, in Summa alſo 2 fl. 10 kr. zu ge⸗ 
währen.“ 

Er glaubt alſo im Rechte zu ſein. Es liegen hier die ganzen 
Rechnungen bei. Der eine Ausweis iſt bis Ende 1892 und der 
andere von 1893 bis 1895. Alle Verrechnungen ſind actenmäßig 
belegt. 

Wenn die Herren wünſchen, ſo gebe ich Ihnen die einzelnen 
Acte heraus, damit Sie Stichproben machen können, überdies hat 
die Buchhaltung alle Rechnungen geprüft. 

Gem.-Nath Seiler: Wenn die Buchhaltung alles geprüft 
hat und das verausgabt worden iſt, was ich jedenfalls glaube, 
möchte ich erſuchen, daſs wir eine höhere Subvention bewilligen, 
da wir nicht verlangen können, dafs der Feuerwehrcommandant 
aus eigener Taſche die Auslagen beſtreitet. Ich beantrage daher 
mit Aufrechthaltung aller Punkte, die hier ſtehen, den Betrag auf 
1000 fl. zu erhöhen. 

Referent: Das Geſuch der Feuerwehr lautet folgendermaßen 
(liest): 

„Das gefertigte Commando der freiwilligen Feuerwehr 
Fünfhaus, Rudolfsheim und Sechshaus in Wien, XIV. und 
XV. Bezirk, erlaubt ſich hiemit die Bitte zu ſtellen, ein löblicher 
Magiſtrat geruhe der genannten Feuerwehr zur Inſtandhaltung 
der normierten Löſchgeräthe und ſonſtigen Requiſiten ſowie zur 
Beſorgung der nöthigen Nachſchaffungen eine eutſprechende Sub- 
vention in der Höhe von 1200 fl. zu bewilligen, da der genannte 
Feuerwehrverein nicht im Stande iſt, die Auslagen hiefür aus ſeinem 
Vermögen oder aus freiwilligen Beiträgen zu beſtreiten. Unter 
einem erlaubt ſich das gefertigte Commando zu bemerken, daſs die 
letzte Subvention in der Höhe von 800 fl. am 5. September 1892 
erfolgte und daher ſeit dieſer Zeit die aufgelaufenen Auslagen noch 
zu begleichen ſind.“ | 

Alſo ſeit dem Jahre 1892 hat fie um nichts mehr ange- 
geſucht. 

Gem.-Nath Heiler: Das habe ich überhört. Wenn wir 
jährlich 500 fl. als Subvention hätten geben müſſen, hätte es 
mehr ausgemacht. Alſo ich bitte, ſtatt 1000 fl. 1200 fl. zu be⸗ 
willigen, mit Aufrechterhaltung aller Punkte, welche der Stadt— 
rath beſchloſſen hat. 

Gem.-Nath Wimberger: Unſere Feuerwehr in Rudolfsheim 
iſt eine Muſterfeuerwehr und gibt den anderen nichts nach, und 
ſie kommt noch immer viel billiger, als wenn wir eine ſtädtiſche 
hätten. Ich will dies weiter nicht erklären und erſuche die Herren, 
die 1200 fl. zu bewilligen. 

Vürgermeiſter: Herr College Brauneiß! 

Gem.-⸗Rath Prauneiß: Soviel ich die Feuerwehr kenne, 


nachdem ich auch ſchon früher in der Rudolfsheimer Gemeinde- 
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vertretung war, weiß ich, dafs alle Requiſiten und alles aus 
eigenen Mitteln angeſchafft wurde. Die Gemeinden haben früher 
den Feuerwehren Subventionen gegeben, und ſoviel ich gehört 
habe, hat dieſe Feuerwehr mehrere Jahre um keine Subvention 
angeſucht; mithin glaube ich, dafs es nur gerecht iſt, wenn die 
Gemeinde, welche die Rechte und Pflichten der Vorortegemeinden, 
die früher beſtanden haben, übernommen hat, die fehlenden Be⸗ 
träge, die die ehemaligen Vorortegemeinden den Feuerwehren ge— 
geben haben, der freiwilligen Feuerwehr, da ſie durch drei Jahre 
nichts bekommen hat, als Subvention bewilligt. Wenn wir heute 
draußen eine Filiale der Berufsfeuerwehr erhalten würden, 
ſo würde dies jedenfalls mehr koſten, als dieſe Auslagen aus⸗ 
machen. Inſoweit ich den Herrn Feuerwehrcommandanten 
Maarſchner kenne, thut er nichts unnützes. Er iſt vielfach be- 
lobt worden, von Sr. Majeſtät dem Kaiſer wurde er mit dem 
goldenen Verdienſtkreuze ausgezeichnet, und zwar iſt die Gemeinde 
für ihn darum eingekommen. Heute macht man wegen ein paar 
hundert Gulden ſoviel Federleſens. Ich bitte alſo die geehrten 
Herren, für die Subvention von 1200 fl. zu ſtimmen. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich erlaube mir den Herrn Referenten 
zu fragen, ob auch in den anderen Bezirken, wo freiwillige Feuer— 
wehren exiſtieren, die Mannſchaft an Sonn- und Feiertagen eine 
Entſchädigung für das Wachehalten auf dem Platze erhält? 

Referent: Das kann ich dem Herrn Collegen nicht ſagen, 
weil darüber in den Acten nichts enthalten iſt. 

Gem.-Nath Eigner: Wie hoch beläuft ſich die Bezahlung 
per Mann an Sonn- und Feiertagen? | 

Referent: Auf 30 Kr. 

Gem.-Nath Eigner: Soviel ich weiß, bekommen alle 
anderen freiwilligen Feuerwehren in den anderen Bezirken nichts 
dafür. Derjenige, der ſich freiwillig einem Dienſte widmet, muj3 
wiſſen, was für Gefahren und Laſten er zu tragen hat. 

Die freiwilligen Feuerwehren mögen ſehr viel gutes geleiſtet 
haben, ich will ihnen das nicht abſprechen. 

Die freiwilligen Feuerwehren wären aber mehr auf dem 
flachen Lande als für die Großſtadt geeignet. Nehmen Sie z. B. 
den XVII. Bezirk, wo es heute eine Berufs- und eine freiwillige 
Feuerwehr gibt, wenn ein Nauchfang-, Keller- oder Zimmerfeuer 
ausbricht, wozu man zwei, drei Mann braucht, ſo fahren immer 
4 bis 6 Wagen aus, das koſtet der Commune ein Heidengeld. 
Dieſer Unfug muſßs abgeſtellt werden. Die freiwillige Feuerwehr 
iſt nur am Platze, wenn die Berufsfeuerwehr ihrem Dienſte nicht 
nachkommen kann, aber nicht, wenn kleine Feuer ausbrechen, ſo 
dafs dann mit einer Anzahl von Wagen ausgefahren wird, wo 
dann ein förmliches Wettfahren ſtattfindet, damit eine Feuer— 
wehr der anderen den Vorrang abläuft. 

Vürgermeiſter: Herr College Gauguſch! 

Gem.-Nath Gauguſch: Ich möchte mir an den Herrn 
Referenten nur die Anfrage erlauben, ob ihm bekannt iſt, ob in 
den anderen freiwilligen Feuerwehrſtationen auch der Rettungs- 
dienſt eingeführt iſt, da der Herr Gem.-Rath Schlögl aus— 
drücklich ausgeführt hat, daſs der Sonntagsdienſt hauptſächlich 
wegen des Rettungsdienſtes eingeführt wurde. Um alſo den Ver— 
gleich, welchen Herr College Eigner mit den anderen Feuer: 
wehren geführt hat, klarzuſtellen, erbitte ich mir die Antwort 
des Herrn Referenten, ob in anderen freiwilligen Feuerwehr— 
ſtationen Rettungsdienſt beſteht. 
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Neferent: Hier im Acte liegt gar keine Erklärung darüber 
vor, wie es in den anderen Bezirken beſtellt iſt. Dieſer Act be— 
zieht ſich nur auf die Feuerwehr Rudolfsheim. 

Gem.-Nath Ganguſch: Wenn nämlich in den anderen 
freiwilligen Feuerwehrſtationen der Rettungsdienſt nicht ein— 
geführt iſt, ſo würde ich bitten, den Antrag auf die ganze Sub— 
vention anzunehmen, weil der Rettungsdienſt ein hervorragender 
Dienſt iſt, der nicht vernachläſſigt werden darf. 

Bürgermeiſter: Herr College Rauſcher! 

Gem.-Nath Nauſcher: Ich will nicht lange aufhalten und 
möchte vorerſt beim Herrn Referenten mich erkundigen, wie groß 
die Summe iſt, auf welche ſich die Gratificationen belaufen. 

Referent: Auf 500 fl. 

Gem.-Nath Nauſcher: Soviel ich nämlich aus dem Referate 
entnommen habe, ſind 1030 fl. verausgabt worden, und die 
Feuerwehr verlangt 1200 fl. (Referent: Ja!); der Stadtrath 
bewilligt nun eine Remuneration von 500 fl. (Referent: Ja!) 
Ich möchte diesbezüglich nur eine kleine ſtiliſtiſche Anderung vor— 
Schlagen, und zwar im Punkte 1, welcher lautet: „daſs Gratificationen 
u. ſ. w.“; denn aus dieſer Stiliſtik iſt nicht klar, ob dieſe 700 fl. 
für jetzt noch gezahlt werden ſollen oder nicht mehr. Es heißt 
nämlich hier (liest): 

„Dass Gratificationen für den Sonn- und Feiertagsdienſt an 
die Mannſchaft, als den Vereinsſtatuten zuwiderlaufend, in Hin— 
kunft nicht mehr zur Auszahlung gelangen, reſpective nicht mehr 
aus communalen Geldern beſtritten werden dürfen.“ 

Das läſst jedenfalls die Meinung frei, dajs für diesmal noch 
eine Ausnahme gelten wird und dass der betreffende Feuerwehr— 
commandant noch um Zurückzahlung der 700 fl., die er aus 
ſeiner Taſche gegeben hat, einkommen darf. Ich möchte alſo vor— 
Schlagen, daſs der Antrag folgendermaßen lauten ſoll: „daßs 
Gratificationen für den Sonn- und Feiertagsdienſt an die Mann— 
ſchaft, als den Vereinsſtatuten zuwiderlaufend, nicht zur Aus— 
zahlung gelangen, reſpective nicht aus communalen Geldern 
beſtritten werden können.“ 

Referent: Ich möchte dem Herrn Collegen nur erwidern, 
daſs es ſich aus der Faſſung des Antrages ſchon ſelbſt ergibt, 
dafs wir für die früheren Jahre nicht aufkommen. Es heißt ja: 
Es ſei der freiwilligen Feuerwehr Rudolfsheim für das Jahr 1896 
eine Subvention von 500 fl. zu ertheilen. Infolge deſſen darf der 
Commandant die 500 fl. nicht zur Deckung ſeines Deficites oder 
zur Deckung der Auslagen verwenden, die er früher zu machen 
gut befunden hat. 

Gem.-Nath Nauſcher: Ich habe ja in fachlicher Beziehung 
nichts dagegen. Ich ſehe ja vollkommen ein, dafs man die Sache 
nicht bewilligen kann, weil dann nächſtens auch andere Vereine 
kommen. (Rufe links: So iſt es!) Ich bitte aber zur größeren 
Klarheit in der Formierung des Antrages die zwei Worte „in 
Hinkunft“ fallenzulaſſen und am Ende ſtatt „dürfen“ „können“ 
zu ſetzen. 

Dürgermeifter: Herr College Sebaſtian Grünbeck! 

Gem.-Rath Sebaſtian Grünbeck: Ich möchte nur die 
freiwilligen Feuerwehren in Schutz nehmen, ſpeciell die im 
XVII. Bezirke, und will nur erwähnen, daſs wir jetzt durch die 
Anſtellung der activen Feuerwehr circa 12.000 fl. neuerliche Laſten 
für den XVII. Bezirk haben, während früher für die freiwillige 
Feuerwehr eine Subvention von ein paar hundert Gulden genügte. 
In dieſem Falle glaube ich aber doch, dafs es nicht anders geht, als 
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für 500 fl. zu ſtimmen, denn ſie nehmen ſonſt dem Stadtrathe die 
Controle weg. Die Herren müſſen ſich eben nach den Weiſungen, die 
ſie bekommen, halten. 

Vürgermeiſter: Herr College Schlögl! 

Gem.-Nath Schlögl: Meine Herren! Da wollen Sie einfach 
dem Feuerwehrhauptmann Marſchner das nicht zahlen, was 
er ausgegeben hat! (Referent: Es hat ihm das niemand geſchafft!) 
Ich bitte, Hauptmann Marſchner hat in uneigennütziger Weiſe 
immer nur für den Rettungsdienſt der Feuerwehr ſein eigenes Geld 
ausgegeben. Daſs Hauptmann Marſchner ein Ehrenmann iſt, 
kann niemand beſtreiten. Man darf ihm nicht verweigern, was 
man ihm bereits ſchuldig iſt. Das wäre der Commune unwürdig, 
wenn man Hauptmann Marſch ner nicht bezahlt. Ich bitte alſo, 
meinen erſten Antrag zu unterſtützen. 

Referent: Ja, meine Herren, ich kann nur dem Herrn 
Vorredner erwidern, dass ja der Ehrenhaftigkeit des Hanptmannes 
Marſchner niemand nahegetreten iſt. Aber ich will nur ſagen, 
Sie ſchaffen dadurch ein Präjudic. (Ruf: Nein!) Ganz beſtimmt, 
Sie ſchaffen es, weil dann die anderen Feuerwehrhauptleute aus 
den anderen Bezirken ſagen können: Die Commune hat es einmal 
gethan und hat Schulden gezahlt, die wir gemacht haben ohne zu 
fragen, fie muſs es wieder thun. Ich habe eingangs meiner Rede 
erwähnt, daſßs Hauptmann Marſchner jedenfalls nicht auf 
gutem Fuße mit dem Feuerwehrcommandanten Müller ſteht 
und deshalb drei Jahre hindurch wegen Nachſchaffungen nicht zu ihm 
kommen wollte, ſondern einfach gedacht hat, wir ſchaffen an, die 
Commune iſt dafür haftpflichtig. Ja, dann kommen die anderen 
mit noch größeren Forderungen und die Commune wäre immer 
haftpflichtig. Wo führt das hin? Wir verlieren jede Controle und 
können gar kein Präliminare mehr aufſtellen. 

Ich halte meinen Antrag aufrecht, den Antrag des Stadtrathes, 
und accommodiere mich dem Antrage des Collegen Rauſcher um 
Umänderung des § 1, daſs es heißen ſoll, daſs Gratificationen 
für den Sonn- und Feiertagsdienſt an die Mannſchaft, als den 
Vereinsſtatuten zuwiderlaufend, nicht zur Auszahlung gelangen, 
reſpective nicht mehr aus communalen Geldern beſtritten werden 
können. 

Ich bitte Sie um Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Vürgermeiſter: Zum Worte iſt niemand mehr gemeldet, die 
Debatte iſt geſchloſſen. 

Herr College Schlögl! beantragt, ſtatt 500 fl. 1200 fl. 
als Subvention zu ertheilen. (Rufe: Nein, Gem.-Rath Seiler!) 
Ich bitte, in erſter Linie beantragte dies Herr College Schlögl, 
dann hat Herr College Seiler den Antrag unterſtützt; den 
Antrag ſelbſt hat Herr College Schlögl! geſtellt. 

Jene Herren, welche für den Antrag Schlögl ſtimmen, bitte 
ich, die Hand zu erbeben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange- 
nommen. (Beifall.) 

Bezüglich Punkt 1 liegt der Antrag Rauſcher vor, welcher 
dahin geht, es ſolle heißen: „dass Gratificationen für den Sonn— 
und Feiertagsdienſt an die Mannſchaft, als den Vereinsſtatuten 
zuwiderlaufend, nicht zur Auszahlung gelangen, reſpective nicht 
aus communalen Geldern beſtritten werden können.“ 

Jene Herren, welche mit dieſer Faſſung einverſtanden ſind, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange— 
nommen. 

Gem.-Nath Gauguſch: Jetzt bitte ich um das Wort. 
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Nürgermeiſter: Ich bin noch nicht fertig. Wir kommen zu 
Punkt 2. 

Jene Herren, welche mit Punkt 2 einverſtanden ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr Rudolfsheim wird für 
das Jahr 1896 eine Subvention von 1200 fl. zur 
theilweiſen Beſtreitung kleinerer Anſchaffungen und 
Reparaturen in dieſem Jahre gegen nachträgliche Ver— 
rechnung bewilligt und dem Commando dieſer Feuer— 
wehr zu eröffnen: 

1. dass Gratificationen für den Sonn: und Feier—⸗ 
tagsdienſt an die Mannſchaft, als den Vereinsſtatuten 
zuwiderlaufend, nicht zur Auszahlung gelangen, reſpective 
nicht aus communalen Geldern beſtritten werden 
können; 

2. dass die nöthigen Nachſchaffungen und größeren 
Reparaturen an Löſchgeräthen und Requiſiten dem 
Commando der Berufsfeuerwehr bekanntzugeben, be— 
ziehungsweiſe von demſelben auszuführen ſind. 

Bürgermeifler: Jetzt wird vom Herrn Gem.⸗Rathe Gauguſch 
das Wort zur Geſchäftsordnung gewünſcht. 

Gem.-Nath Gauguſch: Es iſt zuerſt vom Herrn Vorſitzenden 
die Debatte geſchloſſen worden, ohne zu fragen, ob jemand noch 
das Wort wünſcht. (Rufe: O ja!) 

Bürgermeiſter: Dann mufs ſich der Herr College ein anderes— 
mal rechtzeitig melden. 

Gem.⸗Rath Gauguſch: Ju Anbetracht deſſen, dafs 1200 fl. 
bewilligt ſind und mit Bezugnahme auf den Rettungsdienſt, würde 
ich mir erlauben, zu Punkt 1 eine andere Stiliſierung zu be— 
antragen. 

Vürgermeiſter: Die Angelegenheit iſt erledigt, jetzt iſt es 
zu ſpät. 

Gem.-Nath Gauguſch: Wenn Sie geſagt hätten: Wünſcht 
noch jemand das Wort? ſo hätte ich mich gemeldet. 

Zürgermeiſter: Ich bitte Herrn Collegen Dr. Kupka 
zum Referate. 

19. Referent Gem.-Rath Dr. Kupfa: Zahl 7958. Die 
Kinderbewahranſtalt an den Kaiſermühlen iſt um eine Subvention 
eingeſchritten. 

Dieſe Schule wird von der Commune Wien ſeit fünf Jahren 
ſubventioniert. Laut des vorliegenden Ausweiſes wurden im ver— 
floſſenen Jahre 23.625 Kinder vollſtändig verpflegt. Laut des in 
den Acten liegenden Ausweiſes beſteht das Vereinsvermögen aus 
17.438 fl. 81 kr., worunter ſich das Gebäude der Anſtalt im 
Werte von 11.315 fl. 15 kr. befindet. Es iſt Ihnen ja bekannt 
und brauche ich das nicht näher auszuführen, dafs in den Kaiſer— 
mühlen eine ſehr arme Bevölkerung wohnt. Es iſt allgemein 
anerkannt, dass dieſe Kinderbewahranſtalt ſehr wohlthätig wirkt, 
und wird des halb vom Vorſteher des II. Bezirkes das Anſuchen 
befürwortet. Die Buchhaltung berichtet, dafs die Poſt vollſtändig 
bedeckt iſt. Im vorigen Jahre wurde der Anſtalt von der Gemeinde 
ebenfalls eine Subvention von 1000 fl. gegeben. Der Magiſtrat 
beantragt, auch pro 1896 eine Subvention von 1000 fl. zu ge— 
währen. Der Stadtrath hat ſich dieſem Antrage angeſchloſſen. 

Ich bitte um ihre Genehmigung. 

Nürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erſuche ich jene Herren, welche dem 
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Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 
Beſchluſs: Der Kinderbewahranſtalt in Kaiſermühlen wird eine 
Subvention von 1000 fl. per 1896 gewährt. 

Vürgermeiſter: Zum Referate Herr Vice-Bürgermeiſter 
Dr Legen 

20. Referent Vice-⸗Würgermeiſter Dr. Cueger: Meine 
Herren! Es iſt Ihnen bekannt, dass die Gemeinde Wien im 
XI. Bezirke, und zwar im Bezirkstheile Kaiſer-Ebersdorf ein neues 
Schulhaus erbaut hat. Die Oberlehrerwohnung wurde nicht in 
das Gebäude ſelbſt verlegt, ſondern das frühere Schulgebäude, 
welches aber auf derſelben Grundbuchseinlage ſich befindet, wurde 
als Oberlehrerwohnung beſtimmt. Der Bezirksſchulrath hat nun 
den Gegenſtand behandelt und mit Entſcheidung vom 2. März 
1896 ausgeſprochen, dajs der Oberlehrer an dieſer Volksſchule 
nicht verpflichtet iſt, die ſogenannte Naturalwohnung im Dirndl— 
hof zu beziehen, ſondern dafs die Gemeinde verpflichtet iſt, ihm 
das Quartiergeld auszubezahlen. Die Gemeinde Wien hat gegen 
dieſe Entſcheidung des Bezirksſchulrathes den Recurs an den 
Landesſchulrath ergriffen. Der Landesſchulrath hat den Recurs 
abgewieſen. Die Gemeinde Wien hat den Recurs an das Mini— 
ſterium für Cultus und Unterricht ergriffen. Das Miniſterium 
für Cultus und Unterricht hat den Recurs abgewieſen, und es 
handelt ſich jetzt um die Frage, ob gegen die Miniſterial-Ent— 
ſcheidung die Berufung an den Verwaltungsgerichtshof zu er— 
greifen iſt oder nicht. Von Seite des Magiſtrates wird beantragt, 
dieſe Beſchwerde zu ergreifen. Es wird jedoch bemerkt, dafs an— 
geblich wenig Ausſicht vorhanden ſei, weil es im Geſetze heiße, 
daſs die Oberlehrerwohnung im Schulgebäude ſich befinden 
müſſe. Meine Herren! Ich erkläre Ihnen, dafs dieſe Auslegung 
eine außerordentlich ängſtliche iſt, das heißt eine ſolche, welche 
ſich an das Wort förmlich anklebt, eine Auslegung, die nach 
meiner innerſten Überzeugung der Sache nach eine vollſtändig un⸗ 
richtige iſt. Im vorliegenden Falle befindet ſich nämlich das Ge— 
bäude, in dem die Wohnung des Oberlehrers iſt, auf derſelben 
Grundbuchseinlage wie das Schulgebäude ſelbſt, in unmittel— 
barer Nähe des Schulgebäudes. Die Schule iſt förmlich eine 
ideal angelegte, denn Sie alle werden mit mir übereinſtimmen, 
dafs es ein großes Glück iſt, wenn die Oberlehrerwohnungen und 
vielleicht auch die Wohnungen der betreffenden Schuldiener nicht 
im Schulgebäude ſelbſt untergebracht find, ſondern jo, dafs die 
betreffenden Perſonen, Oberlehrer u. ſ. w. bei der Hand (So 
it es!), unmittelbar daneben find, ohne daßs die geringſte Ge— 
fahr für die Schule ſelbſt durch dieſe Wohnung herbeigeführt wird. 

Es iſt alſo der Zuſtand, der jetzt in Kaiſer-Ebersdorf herrſcht, 
ein ſolcher, welcher ſich allgemein für ganz Wien empfehlen 
würde, und der auch nach meiner Meinung überall durchgeführt 
werden würde, wenn man genügenden Platz dafür hätte. Ich bin 
überzeugt, daj3 vielleicht denn doch im Verwaltungsgerichtshof ſich 
Männer finden werden, die Geſetze nicht bloß nach dem Wortlaute, ſon— 
dern auch nach dem Geiſte auslegen ſollen, und deswegen empfiehlt 
Ihnen der Stadtrath, die Beſchwerde gegen den betreffenden Er— 
laſs des Miniſteriums an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 
Ich empfehle Ihnen den Antrag des Stadtrathes zur Annahme. 

Vürgermeiſter: Herr College Dr. Reiſch! 

Gem.⸗Nath Pr. Reiſch: Vielleicht hätte der Herr Referent 
die Güte, die Entſcheidungsgründe anzugeben. Sind keine Motive 
vom Miniſterium angegeben worden? 
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Beferent: Das Miniſterium für Cultus und Unterricht hat 
gar keine Entſcheidungsgründe angegeben, wie ja das ſo häufig 
vorkommt. (Heiterkeit links.) Der Landesſchulrath hat folgende 
Entſcheidung getroffen, er hat gejagt: Es wird dem Recurſe keine 
Folge gegeben und die angefochtene hierämtliche Entſcheidung aus 
den Gründen derſelben zu beſtätigen gefunden. Dem löblichen 
Magiſtrate der Stadt Wien ſteht innerhalb der geſetzlichen Friſt 
das Recursrecht zu. Sonſt kommt nichts vor. Der Act des Be— 
zirksſchulrathes ſelbſt liegt mir jetzt nicht zur Hand, weil er 
dem anderen Recurſe angeſchloſſen worden iſt, aber ich erinnere 
mich ſehr genau, dajs einfach darauf hingewieſen wird, dajs die 
Naturalwohnung, welche wir als Naturalwohnung betrachten, 
nicht im Schulgebäude ſelbſt gelegen iſt und daher auch nicht als 
Naturalwohnung im Sinne des Geſetzes betrachtet werden kann. 
Aus dieſem Grunde erklärt der Bezirksſchulrath, es iſt keine Natural— 
wohnung und der Oberlehrer iſt nicht verpflichtet, dieſe Wohnung 
anzunehmen, ſondern er iſt berechtigt, von uns das Quartiergeld 
zu verlangen. Ich bedauere ſehr, dass der Bezirksſchulrath dieſe 
Entſcheidung gefällt hat und möchte hier aufmerkſam machen, daS 
es Pflicht der Mitglieder des Gemeinderathes, welche in den Be— 
zirksſchulrath entſendet find, iſt, auf derlei Dinge ein beſonderes 
Augenmerk zu richten. Es wird vom Bezirksſchulrathe in ſolchen 
Fragen manchmal nicht ſo vorgegangen, wie es nach meiner 
Meinung auch im Intereſſe der Schule, gewiss aber im Intereſſe 
der Gemeinde gelegen wäre. Es wäre ſehr zweckmäßig, wenn da 
eine beſondere Aufmerkſamkeit obwalten würde. Ich empfehle Ihnen 
nochmals den Antrag des Stadtrathes zur Annahme, weil ich 
glaube, daſs der Verwaltungsgerichtshof ſich vielleicht denn doch 
vom Buchſtaben des Geſetzes loslöſen und mehr auf den Geiſt 
des Geſetzes ſehen wird. 

Vöürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Gem-Rath 
Rauſcher meldet ſich.) Herr Gem.-Rath Rauſcher! 

Gem.-Nath Nauſcher: Ich möchte nur bezüglich der ſoeben 
gehörten Außerungen des Herrn Vice-Bürgermeiſters bemerken, 
daſs dieſe Sache im Bezirksſchulrathe zur Erledigung kam, wo 
unſere Partei noch keine Vertreter in demſelben gehabt hat. 

Vürgermeiſter: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet; 
ich bringe alſo den Antrag des Herrn Referenten zur Abſtimmung 
und bitte jene Herren, welche für den Referenten-Antrag ſind, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Gegen die Entſcheidung des Miniſteriums für Cultus 

und Unterricht vom 14. Juli 1896, Z. 16176, womit 
dem Recurſe des Bürgermeiſters der Stadt Wien gegen 
die verweigerte Zuerkennung einer Naturalwohnung im 
ſogenannten Dirndlhofe in Kaiſer-Ebersdorf an den 
Oberlehrer an der allgemeinen Volksſchule XI., Münnich— 
platz, keine Folge gegeben wurde, iſt die Beſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen. 

Nürgermeiſter: Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Dr. Deutſchmann. 

21. Referent Gem.⸗Rath Dr. Deutſchmann: Ich habe 
die Ehre zu referieren zur Zahl 8842. Der Stadtrath hat in 
ſeiner heutigen Sitzung über ein ihm vom Magiſtrate vorgelegtes 
Referat beſchloſſen, dafs die Gemeinde Wien gegen den Geſetzent— 
wurf puncto ſtaatlicher Telegraphen⸗ und Telephonanlagen 
Stellung nehmen fol. Es wird den Herren bekannt fein, daſs 
dem Abgeordnetenhauſe ein derartiger Geſetzesvorſchlag vorliegt, 
welcher jetzt zur Berathung gelangen ſoll. Nach dieſem Ge— 
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ſetze ſollen der Staatsverwaltung bezüglich der Anlage von 

Telegraphen- und Telephonleitungen weitgehende Rechte eingeräumt 

werden, betreffend die Benützung von Grund und Boden und 

Häuſern, mögen dieſelben nun im Beſitze einer Commune oder 

im Beſitze von Privaten ſich befinden. Der Stadtrath hat ſich 

zuerſt die Frage vorgelegt, ob eine Nothwendigkeit für ein ſolches 

Recht vorhanden ſei, und iſt der Anſchauung geweſen, daſs eine 

Solche dringende Nothwendigkeit für ein derartiges Ausnahms— 

geſetz nicht vorliegt. Was ſpeciell die Gemeinde Wien betriflt, 

ſo hat dieſelbe, glauhe ich, wiederholt dargethan, dafs fie der 

Staatsverwaltung bei Anlage von Telegraphen- und Telephon— 

leitungen nie Schwierigkeiten macht, und auch bezüglich der 

Grund- und Hausbeſitzer von Wien find keine Fälle bekannt ge— 

worden, aus welchen ſich ergeben würde, daſs dieſe der Staats— 

verwaltung unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenſetzen wollen. 

Geſtützt auf dieſe Thatſachen hat der Stadtrath im Einver— 
nehmen mit dem Magiſtratsrefereuten und mit dem Beſchluſſe des 
Magiſtrates den Beſchluſss gefasst, es ſei an die Regierung eine 
Petition auszuarbeiten, in welcher die Bitte geſtellt wird, dass 
die Regierung dieſen Geſetzentwurf zurückzieht, gleichzeitig aber ſeien 
zwei Petitionen an die beiden Häuſer des Reichsrathes zu richten, 
in welchen gebeten wird, dafs in dem Falle, als die Geſetzesvor— 
lage von Seite der Regierung aufrechterhalten werden ſollte, die 
beiden Häuſer ihre verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu derſelben 
nicht geben. 

Ich empfehle Ihnen, nachdem ich Ihnen kurz den Stand: 
punkt des Stadtrathes in dieſer Frage ſkizziert habe, die Annahme 
dieſer Stadtraths-Beſchlüſſe. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich den Antrag des Stadt— 
rathes zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche mit dem 
Antrage des Stadtrathes einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Ich conſtatiere, daſs der Antrag einſtimmig angenommen 
wurde. 

Beſchluſs: In einer an die Regierung und an die beiden 
Häuſer des Reichsrathes zu richtenden Petition iſt um 
die Zurückziehung beziehungsweiſe gänzliche Ablehnung 
des die Gemeinde und die Privatperſonen in höchſtem 
Maße ſchädigenden Geſetzentwurfes, puncto ſtaatlicher 
Telegraphen- und Telephonanlagen, bittlich zu werden. 

Nürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Sebaſtian Grünbeck. 

22. Referent Gem.-Nath Hebaſtian Hrünbeck: Zahl 8402, 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 1918 fl. 85 kr. zur 
Rubrik XXII 1 d, anläſslich Herſtellung der Straße über dem 
eingewölbten Alsbache zwiſchen dem Hernalſer und Dornbacher 
Friedhofe im XVII. Bezirke, Richthauſengaſſe. 

Es iſt für die Straßenpflaſterung durch Einſtellung einer 
Summe von 21.000 fl. vorgeſorgt worden, jedoch ergeben die 
enormen Schotterpreiſe, die ſich ſeit ganz kurzer Zeit ergeben 
haben und die zu Offerten mit einer 10- bis 15, ja hier ſogar 
19percentigen Aufzahlung geführt haben, die Nothwendigkeit, dass 
ein Zuſchuſscredit in der Höhe von 1918 fl. 85 kr. bewilligt 
werde. 

Ich erſuche um Ihre freundliche Zuſtimmung zum Antrage 
des Stadtrathes. 
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Vürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), bringe ich den Antrag des Stadtrathes zur 
Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Herſtellung der Straße über dem einge— 

wölbten Alsbache zwiſchen dem Hernalſer und dem Dorn— 

bacher Friedhofe im XVII. Bezirke wird zur Rubrik 
XXIII d ein Zuſchuſscredit von 1918 fl. 85 kr. be— 
willigt. 

23. Referent Gem.-Nath Sebaſtian Grünbeck: Zahl 8035. 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites von 4848 fl. 17 kr. zur 
Rubrik XXII I d, anlässlich der Herſtellung von Straßen am 
Sonnbergplatze, XIX. Bezirk. 

Es iſt nämlich für die Erdarbeiten, Pflaſterungsarbeiten und 
Herſtellung von Straßen am Sonnbergplaße der Geſammtbetrag 
von 4848 fl. 17 kr. als Zuſchuſscredit, da die Rubrik vollſtändig 
ausgegeben iſt, zu bewilligen. 

Ich erſuche auch für dieſen Antrag um Ihre gütige Zu— 
ſtimmung. 

Bürgermeifler: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), bringe ich den Antrag des Stadtrathes zur 
Abſtimmung. 

Ich bitte jene Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt angenommen. 
Beſchluſs: Behufs Herſtellung von Straßen am Sonnberg— 

platze im XIX. Bezirke wird zur Rubrik XXII I d ein 
Zuſchuſscredit von 4848 fl. 17 kr. bewilligt. 

Bürgermeifler: Herr College Dr. Krenn zum Referate. 

24. Aeferent Gem.-Rath Dr. Krenn: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 7953 zu referieren. Es handelt ſich um ein Geſuch 
um Subvention des Maria-Thereſia Frauen-Hoſpitales von 1000 fl. 
Nach einem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 24. Mai 1893 wurde 
dem Maria Thereſia-Frauen-Hoſpitale eine Subvention von 
1000 fl. bewilligt. Das Maria Thereſia-Frauen-Hoſpital hat im 
Jahre 1894 einen Vermögenszuſchuſs von 34.259 fl. und im 
Jahre 1895 einen Vermögenszuſchuſs von 18.329 fl. erfahren. 
Es hat daher der Magiſtrat ſich ſchon veranlaſst gefühlt, dem 
Stadtrathe die Ablehnung der erbetenen Subvention im Betrage 
von 1000 fl. zu empfehlen. Der Stadtrath hat ſich dieſem Ab— 
lehnungs⸗Antrage angeſchloſſen und ich bitte den Autrag anzu— 
nehmen. 

Bürgermeifler: Wünſcht jemand das Wort? Herr College 
Dr. Geſſelbauer! 

Gem.-Nath Dr. Geſſelbauer: Sie waren heute in einer 
ſo liberalen Stimmung, der auch ich mich vollſtändig angeſchloſſen 
habe, indem Sie eine angeſuchte Subvention gegen den Stadtraths— 
Antrag in erhöhtem Maße bewilligt haben. Ich gebe infolge 
dieſer Stimmung der Hoffnung Raum, das der Antrag, den ich 
zu ſtellen mir erlauben werde, eine gleich günſtige Aufnahme 
finden wird. Ich muſßs nämlich geſtehen, dass ich ſehr überraſcht 
war, als ich auf der Tagesordnung den Antrag auf Ablehnung 
der Subvention des Maria Thereſia-Frauen-Hoſpitales fand. 

Das Maria Thereſia-Frauen-Hoſpital iſt eine Humanitäts— 
anſtalt im eminenteſten Sinne. Es handelt ſich dort darum, dafs 
arme Frauen unentgeltlich an Frauenkrankheiten behandelt und 
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außerordentlich ſegensreiche, wie man ſich überzeugen kann, wenn 
man einen Rechenſchaftsbericht desſelben zur Hand nimmt. Es iſt 
allerdings von Seite des Herrn Referenten im Einverſtändniſſe 
mit dem Magiſtrate als Grund für die Ablehnung angeführt 
worden, daßs dieſer Verein in den letzten Jahren bedeutende 
Einnahmen gehabt hat. 

Ich glaube, ſo darf ein Wirt nicht rechnen. Ich glaube, wir 
müſſen uns fragen, was leiſtet der Verein, was für Ausgaben be— 
ſtreitet er und was für Einnahmen hat er dafür in ſeinem Budget 
zu verzeichnen? 

Ich habe mir die Mühe genommen, im Rechnungsausweiſe 
des letzten Jahres nachzuſehen und habe gefunden, dafs die Aus— 
gaben des Maria Thereſia-Frauen-Hoſpitales, in runden Ziffern 
ausgedrückt, circa 15.000 fl. pro Jahr ausmachen und das ſind 
Ziffern, die ſeit einer Reihe von Jahren conſtant geblieben ſind. 
Dem ſtehen entgegen: Regelmäßige Einnahmen an Mitglieder— 
beiträgen im runden Betrage von 2500 fl., Zinſen des Stamm— 
vermögens des Vereines 5000 fl. und Stiftungserträgniſſe im 
Betrage von 500 fl., alſo rund 8000 fl. Das ſind die regel— 


mäßigen Einnahmen, auf welche der Verein rechnen kann. Daraus 


ergibt ſich ein Fehlbetrag von circa 7000 fl., welcher durch frei— 
willige Beiträge, Spenden und Subventionen zu decken iſt und 
da iſt in erſter Linie Se. Majeſtät der Kaiſer, welcher mit einer 
Subvention dem Vereine beiſpringt; die Commune hat bisher 
eine Subvention von 1000 fl. bewilligt. 


Es iſt alſo meines Erachtens der Umſtand, dafs der Verein 
außerordentliche Zuflüſſe beſitzt, die er nothwendig gebraucht hat, 
da er ein neues Spital ganz aus eigenen Mitteln gebaut, und 
die er in den letzten Jahren erhalten hat, noch kein Grund, eine 
Subvention abzulehnen, welche dazu dienen ſoll, die regelmäßigen 
Ausgaben dieſes Vereines für Krankenpflege und unentgeltliche 
ärztliche Behandlungskoſten u. ſ. w. zu decken. 


Es handelt ſich hier um eine Thätigkeit, welche, wie ich 
bereits zu erwähnen die Ehre hatte, eine wirklich außerordentlich 
humane iſt. Wenn Sie den Jahresbericht zur Hand nehmen — 
ich ſtelle ihn jedem der Herren ſehr gerne zur Verfügung — ſo 
werden Sie finden, dal8 im letzten Jahre 195 Frauen unent— 
geltlich mit 3322 Verpflegstagen behandelt, daſs an 292 operative 
Eingriffe vollzogen worden find. Wenn wir ſolche Jnſtitutionen 
nicht hätten, fo würde gewiss ein großer Theil dieſer armen 
Kranken elend zugrunde gegangen und nicht von ihren Leiden ge— 
rettet worden fein. Ich glaube, daſs ein Betrag von 1000 fl., 
welchen die Commune bis jetzt durch eine Reihe von Jahren für 
dieſes Hoſpital gegeben hat, kein ſolcher Betrag iſt, den wir 
heuer nicht aufbringen könnten. Es ſind in dieſem Saale, ſo lange 
ich die Ehre habe, Mitglied dieſer Vertretung zu ſein, ſchon Sub— 
ventionen mit namhaften Beträgen bewilligt worden an Vereine, 
deren Thätigkeit vielleicht keine ſo humane iſt, wie die dieſes 
Hoſpitales. Ich bitte Sie daher im Intereſſe der Humanität — 
es handelt ſich ja hier um eine Chriſtenpflicht, Krankenpflege iſt 
eine Chriſtenpflicht, es haudelt ſich auch um eine ſociale Pflicht, 
denn es iſt gewiss eine ſociale Pflicht, Armen beizuſpringen und 
Sie nennen ſich ja chriſtlich-ſocial; machen Sie dieſem Namen 
Ehre und nehmen Sie meinen Antrag an, es ſei auch in dieſem 
Jahre dem Hoſpitale eine Subvention von 1000 fl. zu be— 


operiert werden und auch die Verpflegung erhalten. Die Thätig- willigen. 
keit dieſes Vereines, welcher jetzt nahezu 25 Jahre beſteht, iſt eine 


Vürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Dr. Reiſch! 
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Gem.-Nath Dr. Neiſch: Ich würde mir die Anfrage an 
den Herrn Referenten erlauben, in welchem Jahre die letzte Sub— 
vention an den Verein gegeben wurde. (Referent: Im Jahre 
1895 !) Es iſt alſo durch eine Reihe von Jahren dieſe Subvention 
von der Gemeindevertretung von Wien bewilligt worden und es 
iſt alſo kein Anlaſs in dem, was der Herr Referent vorgebracht 
hat, gelegen, mit der Subventionierung aufzuhören. Ich glaube, 
daſs es eine ganz unrichtige Darſtellung der Rechnungslegung 
dieſes Vereines iſt, wenn gejagt wird, dafs ein Vermögeuszuſchuſs 
von ſo und ſo viel Gulden im Jahre 1895 und ein Vermögens— 
zuſchuſs von ſo und ſo viel Gulden im Jahre 1894 eingetreten 
it, nachdem wir ja gehört haben, dass der Verein in dieſer Zeit 
Bauten ausgeführt hat, und nachdem man aus dem Jahresberichte 
entnommen hat, dass das regelmäßige Einkommen des Vereines 
ſich auf lediglich 8000 fl. ſtellt, dem ein regelmäßiges Ausgaben— 
budget von 15.000 fl. gegenüberſteht. Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, 
dajs eine wohlgeleitete Anſtalt auch darauf Rückſicht nehmen mufs, 
Reſerven zu ſammeln, und die Gemeinde Wien hat gewiss das 
lebhafteſte Intereſſe daran, daſs eine humanitäre Einrichtung, ein 
ſo wichtiges Hoſpital, wie dieſes Frauenhoſpital iſt, erhalten werde. 
Ich kann daher nur auf das lebhafteſte den Antrag des Herrn 
Vorredners unterſtützen, der entgegen dem Referenten-Antrage 
beantragt, dass dieſelbe Subvention wie im Vorjahre dem Hoſpitale 
bewilligt werde. 

Bürgermeifter: Herr College Dr. v. Hebra! 

Gem.-NRath Dr. v. Hebra: Ich habe den Ausführungen 
der beiden Herren Vorreduer nur weniges hinzuzufügen. Ich möchte 
aber hier nur auf eines aufmerkſam machen; gerade ich als 
Caſſier eines ähnlichen Vereines habe einen ſo genauen Einblick in 
die Verhältniſſe, unter denen ſolche Vereine wirtſchafteu. 

Es iſt beinahe immer nothwendig, im Verlaufe einiger Jahre 
das Capital, welches man als Anlagecapital hat, in der einen 
oder anderen Weiſe, in der einen oder anderen Höhe anzugreifen, 
weil die laufenden Auslagen aus dem jährlichen Einkommen nicht 
gedeckt werden können, und es iſt daher nothwendig, daſs dann 
zeitweilig größere Beiträge durch Legate, durch Spenden eines 
beſonderen Wohlthäters einfließen, um das Manco, welches das 
Capital erfahren hat, wieder zu decken. Wenn alſo ein ſolcher 
Verein in einem Jahre eine größere Einnahme macht, ſo wird 
das immer dazu verwendet, um frühere Schulden zu decken und 
ich möchte daher bitten, nicht darauf Rückſicht zu nehmen, dajs 
gerade in einem Jahre jemand mehr oder weniger dem Vereine 
zugewendet hat oder nicht, ſondern nur die außerordentliche Wohl— 
thätigkeit und die humanitären Ziele zu berückſichtigen, welche der 
Verein im Auge hat. Ich mus daher bitten, ihm auch die Sub— 
vention, um welche er angeſucht hat, zu bewilligen. 

NVürgermeiſter: Herr College Seiler! 

Gem. -Nath Heiler: Der Herr Referent hat uns hier von 
einem Vermögenszuſchuſs geſprochen. Iſt dies durch Erbſchaft, 
Leggte oder auf irgendeine andere Art gekommen? 

Neferent: Es rührt theils aus Erbſchaften, theils aus 
einzelnen Legaten, theils aus Beiträgen von Mitgliedern. Dass 
der Verein ein großes Vermögen hat, ſagt er ja ſelbſt am Ende 
ſeines Berichtes. Er nennt hier 67 Stück Silberrente um 47.000 fl., 
dann noch Silberrente um 2000 fl., Donauregulierungs-Loſe um 
700 fl., rothe Kreuz⸗Loſe, 29 Stück Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn⸗ 
Prioritäten um 19.800 fl. Es ſind ferner hier angeführt 4 Stück 


Aperceutige Pfandbriefe der Oſterreichiſch-ungariſchen Bank zu 


1000 fl., alſo 4000 fl., 100 Stück 4percentige ungariſch-galiziſche 
Eiſeubahn⸗Prioritäten 20.000 fl., 13 Stück 4percentige Schuld— 
verſchreibungen des Aulehens für die Wiener Verkehrsanlagen, 
wieder 15.000 fl., dann noch 4000 fl. und noch 1000 fl. Es iſt 
das alſo ein Hoſpital, welches geradezu reich genannt werden kann. 
Man hat ja gewißs nichts dagegen, daſs man einer Humanitäts— 
anſtalt eine Subvention ertheilen ſollte, wenn ein Inſtitut noth— 
leidend geworden iſt. Aber ich mache aufmerkſam, dass das 
Eliſabeth⸗Spital in Hall, ein Kinderſpital, welches bald ſeinen 
40jährigen Beſtand feiern wird, noch nie um eine Subvention 
eingekommen iſt, ein Spital, welches jährlich 300 bis 400 Kinder 
unentgeltlich in Hall verpflegt. 

Gem.-Nath Seiler: Meine Herren! Dieſes Spital iſt 
jedenfalls ein Humanitäts-Inſtitut und es macht immer einen ſehr 
schlechten Eindruck, weun vom Gemeinderathe eine Subvention 
abgewieſen wird. Wenn bekannt wird, dass dieſes Spital ein Ver⸗ 
mögen hat, welches aber nicht im Kaſten liegt, ſondern vielleicht 
für Epidemien oder für Neuanſchaffungen aufbewahrt wird, ſo wird 
man in der Bevölkerung ſagen, das Spital iſt reich und es würden 
viel weniger Beiträge einfließen. Ich glaube alſo, dafs man dem 
Antrage des Herrn Dr. Geſſelb auer zuſtimmen ſoll. 

Dürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Dr. Geſſelbauer 
wünſcht das Wort. Ich bitte. 

Gem.-Nath Dr. Geſſelbauer: Ich möchte nur darauf 
reflectieren, weil der Herr Referent Ziffern genannt und ge— 
ſagt hat, das ſind laufende Zinſen. (Unruhe und Zwiſchenrufe.) 

VBürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe! 

Gem.-Rath Dr. Geſſelbauer (fortfahrend): Ich glaube, 
Herr Vice-Bürgermeiſter, ich vertrödle keine Zeit, wenn ich das 
ſage (Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: Das gieng ja nicht 
Sie an!), daſs Werthpapiere in der Höhe von 80 bis 
90.000 fl. vorhanden ſind, iſt ja ſelbſtverſtändlich, woher ſollte 
denn das Spital die Koſten decken, wenn die nicht da wären? Es 
müſste ja dann die ganzen 15.000 fl. zuſammenbetteln und das 
wäre wahrſcheinlich nicht möglich. 

Das Spital müjste aljo einfach zugeſperrt werden. 

Wenn man darauf hinweiſt, daſs der Verein Vermögen beſitzt, 
ſo iſt das ja richtig, aber der größte Theil des Vermögens ſteckt 
in dem Haufe, das allein 85.000 fl. werth iſt; das Haus mußs 
ja da ſein, wo ſollen denn ſonſt die Kranken untergebracht werden? 
Das Haus iſt nun allerdings mit 85.000 fl. eingeſtellt; es iſt 
aber noch mit 12.000 fl. belaftet, und es mußs auch ein Betriebs: 
fond da ſein, denn es ſind auch noch andere Auslagen zu beſtreiten 
und ich habe Ihnen ja durch Ziffern, für die ich einſtehe, gezeigt, 
dass eine jährliche Differenz von 7- bis 8000 fl. beſteht, die nur 
im Wege von Spenden aufgebracht werden kann. Das beweist alſo 
gar nichts, daſs die Leute Wertpapiere in der Caſſa haben, denn 
die brauchen fie, und wenn fie einmal anfangen, die Wertpapiere 
anzugreifen, ſo iſt in drei Jahren das ganze Hoſpital fertig. 

Dürgermeifter: Zur Geſchäftsordnung Herr College Weit— 
mann. 

Gem.-Nath Weitmann: Ich beantrage Schlußs der Debatte. 

Vürgermeiſter: Ich bitte jene Herren, welche für Schluss 
der Debatte ſtimmen wollen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Zum Worte ſind noch gemeldet die Herren Collegen Mayer 
und Dr. Kraft. 
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Gem. Kath Mayer: Ich habe demjenigen, was die Herren 
Vorredner, welche für die Subvention ſprachen, angeführt haben, 
wenig beizufügen. Ich glaube, es wäre eine verfehlte Anſchauung, 
wenn man behauptet, dadurch, daſs dem Verein in zwei Jahren 
52.000 fl. zugekommen find, befinde er ſich in einer beſſeren Lage 
als früher. Wenn Sie den Rechnungsabſchluſs, die Bilanz, zur 
Hand nehmen, jo ſehen Sie; dafs der Verein heute mehr als 
früher nöthig hat, dafs. ihm ein Zuſchuſss 1 werde, und ich 
werde dies ſofort durch Ziffern beweiſen. 

In der Bilanz iſt der Wert des 11 Hauſes mit 
89,915 fl. eingeſtellt; wenn Sie alſo davon die 52.000 fl. ab- 
rechnen, die dem Verein während der Zeit zugekommen ſind, ſo 
hat er aus früheren Mitteln beinahe 37.000 fl. zuzahlen müſſen, 
die ihm alſo heute, wo ſie in dem Hauſe angelegt ſind, das nicht 
trägt, kein Zinserträgnis liefern, und daher iſt es um ſo noth— 
wendiger, daſs man trachtet, dieſem Vereine die Einbuße, die er 
im Intereſſe der Humanität erlitten hat, wieder zu erſetzen (Gem. 
Rath Gregorig: Wieder die Humanität!), wieder irgendwie zu 
erſetzen. Ich brauche in dieſem Saale nicht auseinanderzuſetzen — 
wir haben viele Spitäler, aber leider doch viel zu wenig — in 
welche miſsliche Lage ein armer Kranker oft geräth, wenn er 
irgendwo um Aufnahme anſucht. Ich will nicht ausführen, die 
Herren leſen es ja faſt täglich, wie ſchwierig das iſt und wie 
manche Leute infolge dieſes Herumſchleppens am Wege ſterben 
und zugrunde gehen. Ich glaube mit Rückſicht auf all das, 
was meine Herren Vorredner geſagt haben, und was ich mir aus— 
zuführen erlaubt habe, beantragen zu ſollen, es möge die bisherige 
Subvention von 1000 fl. dem Vereine wieder bewilligt werden. 
(Bravo! rechts.) 

NMürgermeiſter: Herr College Dr. Lraftt 

Gem.-Nath Dr. Kraft: Ich hätte nur ein paar Bemerkungen 
hinzuzufügen. Ich hatte ſelbſt vielfach Gelegenheit wahrzunehmen, 
dass die beſtehenden Spitäler nicht zureichen. Es ift daher begreiflich, 
daſs jede größere Spitalbetwaltung danach trachtet, ihren Betten— 
vorrath immer zu erweitern. Die bisherigen Erträgniſſe der Wert⸗ 
papiere dieſes Spitales reichen wahrſcheinlich nur aus, um das 
Beſtehende zu erhalten. Die Petition mag vielleicht etwas mangel- 
haft motiviert ſein, und es wäre vielleicht gut geweſen, wenn die 
Herren von der Spitalsverwaltung uns etwas ausführlicher 
geſagt hätten, was ſie mit den 500 fl. anfangen. Das will ich 
ja zugeben, das iſt das Fehlerha afte. Allein, meine Herren, erlauben 
Sie mir, daran zu erinnern, dass wir über derartige Mängel von 
Petitionen ſchon oft hinweggegangen ſind. Wir haben einmal die 
Herausgabe eines Jahrbuches ſeitens eines Lehrervereines mit 
100 fl. ſubventioniert (Sehr richtig! rechts), und wir haben gar 
keinen Ausweis darüber gehabt, dass dieſes Jahrbuch etwas nützen 
wird. Wir haben es auch bezweifelt, ob das Jahrbuch nothwendig iſt. 
Da hat es ſich nur um 100 fl. gehandelt. Das war ein Privat— 
ſpaß, ein Jahrbuch drucken zu laſſen und herauszugeben. (Ruf 
links: Das iſt kein Privatſpaß!) Hier handelt es ſich um ein 
Spital, eine öffentliche Anſtalt und da möchte ich den Zuſatz-⸗Antrag 
ſtellen, daſs die Subvention von 500 fl. oder von welchem Betrage 
ſie immer bewilligt werden möge, gegen Verrechnung und genauen 
Ausweis deſſen gewährt werde, was mit dieſen 500 fl. geſchehen wird. 

Bürgermeifter: Zum Worte iſt niemand mehr gemeldet. 
Der Herr Referent hat das Schlußswort. 

Referent: Ich erlaubte mir doch, gerade aus den Ziffern 
zu beweiſen, daſs der Verein einen bedeutenden Vermögensüber— 
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ſchuſs gehabt haben muſs. Es ſteht hier: Vermögen des Vor— 
jahres, d. i. 1894, 167.585 fl. Die Summe iſt 204.999 fl.; 
jener Betrag abgezogen, bleiben 37.413 fl. als reiner Überſchuſs. 
Das läßt ſich doch nicht leugnen, dafs der Verein einen Über— 
ſchufs von 37.413 fl. gehabt hat. Der Verein hat im Vorjahre 
wieder einen Überſchuſs von 18.329 fl. gehabt. Das iſt conſtatiert 
und erhoben und zeigt ſich auch aus dem Ausweis. Es iſt 
übrigens meine Anſicht, dafs überhaupt Stadt und Land für ſolche 
Anſtalten aufzukommen haben und nicht immer die Gemeinde. 
(Zuſtimmung links.) Wie kommt die Gemeinde dazu, daſs jedes 
Inſtitut an ſie herantritt? (Widerſpruch rechts.) Im Punkte der 
Subvention ſage ich, daſs z. B. das Kaiſerin Eliſabeth⸗Spital, das 
mehr Krankheitsfälle aufweist als das Maria Thereſia-Spital, und 
auch bedeutend mehr leiſtet, keine Subvention benöthigt. Ich bitte 
um Annahme der Anträge. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Herr Gem. 
Rath Dr. Geſſelbauer beantragt den Betrag von 1000 fl. 
Jene Herren, die dafür ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. Herr Gem.-Rath Dr. 
Kraft beantragt eine Subvention von 500 fl. mit dem Zuſatze: 
„gegen Verrechnung“. Ich erſuche jene Herren, welche mit dieſem 
Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Der Antrag iſt abgelehnt. Jene Herren, welche für den 
Referenten-Antrag ſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Ge— 
ſchieht.) Angenommen. (Iron iſcher Beifall rechts.) 
Beſchluſs: Das Anſuchen des Maria Thereſia-Frauen-Hoſpitalcs 

um Subvention wird abgelehnt. 

Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Weſſely. 

25. Referent Gem.-Rath Weſſely: Zahl 7955. Anſuchen 
der Genoſſenſchaft der Kleidermacher um Subvention zur Er— 
haltung der fachlichen Fortbildungsſchule. Der Stadtrath be— 
antragt, wie in den vergangenen Jahren und im Jahre 1895, der 
Genoſſenſchaft der Kleidermacher eine Subvention von 500 fl. 
zuzuwenden. Ich erſuche um Annahme dieſes Autrages. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
bringe ich den Antrag zur Abſtinmmung. (Rufe rechts: Gründe!) 
Sie hätten doch zuhören können, Herr Dr. Mittler. Demjenigen, 
der nicht zuhört, kann ich nicht helfen. Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Jene Herren, die für den Referenten-Antrag ſind, bitte 
ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der a ea wird zur Erhaltung 

der fachlichen Fortbildungsſchule eine Subvention von 
500 fl. pro 1896 gewährt. 

Vürgermeiſter: Jetzt bitte ich Herrn Collegen Weſſely 
zum Referat 5106. 

26. Neferent Gem. -Nath Weſſely: Es betrifft das, 
meine ſehr geehrten Herren, die Decentralifation des täglichen 
Fleiſchmarktes. Dieſe Angelegenheit hat den Gemeinderath ſchon 
und zwar ſeit dem Beſtande 
dieſer Inſtitution. Es iſt aber nie dazu gekommen, trotz der An— 
regungen der Gemeinderäthe, der Anträge, die ſich darauf bezogen 
haben, und trotz der Anregungen diverſer Journale. Es hat ſich 


weder der verſtorbene Bürgermeiſter Dr. Prix noch ſein Nach— 
folger Dr. Grübl beſtimmt gefunden, dieſem Anſuchen Folge zu 
geben, bis während des Interregnums der die Geſchäfte be— 
ſorgende Bezirkshauptmann Dr. v. 
die Verfügung zu treffen, 


Friebeis ſich beſtimmt 


gefunden hat, 3 ſeien in Wien in 


“ 
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ſämmtlichen Bezirken 23 Fleiſchſtände zu errichten, und der 
Magiſtrat beauftragt wurde, behufs Vergebung dieſer Fleiſchſtände 
eine öffentliche Offertverhandlung auszuſchreiben. Die Offert— 
verhandlung hat ſtattgefunden, ſie hat aber ein nicht befriedigendes 
Reſultat ergeben, ſo daſs ſich das Präſidium des Gemeinderathes 
veranlaſst ſah, eine Fleiſch-Enquéte einzuberufen, um zu berathen, 
auf welche Art die von vielen Factoren geforderten billigeren 
Fleiſchpreiſe für die Bevölkerung zu erzielen ſind. 

Dieſe Fleiſch⸗Enquéte beſtand aus dem Herrn Magiſtratsrath 
Siegl, dem Herrn Marktdirector Kainz, aus dem Vorſteher 
der Genoſſenſchaft der Fleiſchhauer, dem Vorſteher der Genoſſen— 
ſchaft der Hoteliers, dem Vorſteher der Genoſſenſchaft der Gaſt— 
wirte und dem Stadtrathe. Es wurde bei den Verhandlungen 
kein Reſultat erzielt. Zum größten Bedauern, dass alle Bemühungen 
geſcheitert ſind, hat man es von den Herren nicht herausbekommen 
können, auf welche Art es möglich wäre, die Fleiſchpreiſe, die 
wohl bei den jetzigen Viehpreiſen nicht gerechtfertigt erſcheinen, 
herabzuſetzen. Diesbezüglich war keine Einigung bei den Fleiſch— 
hauern zu erzielen. Es fand aber auch die Berathung ſtatt über 
die vom Magiſtrate beantragte Annahme der Offerte, welche ſich 
aber nur auf 10 Stände bezogen hat, weil um 13 niemand 
offeriert hat. Es wäre die Sache nicht voll geweſen und ſo hat 
der Stadtrath denn nachträglich beſchloſſen, Ihnen die Anträge zu 
ſtellen, wie ſie den Herren vorliegen, nachdem ſich ſowohl der 
Herr Marktreferent als auch der geehrte Herr Marktdirector gegen 
die Errichtung der Fleiſchſtände ausgeſprochen haben. Die Anträge 
des Stadtrathes lauten (liest): 

„1. Mit Rückſicht darauf, dass ohnehin bereits 280 Fleiſch— 
ſtände in Wien exiſtieren, ſowie daſs nach Anſchauung des Herrn 
Marktdirectors durch die Errichtung neuer Stände eine Herab— 
minderung der Fleiſchpreiſe in Wien nicht bewirkt wird; 

in weiterer Berückſichtigung, dafs die ſtattgefundene Offert— 
verhandlung kein genügendes Ergebnis geliefert hat, wird von 
der Errichtung neuer Fleiſch verkaufsſtände Umgang genommen. 

2. Es find ſofort mit den derzeitigen Inhabern der Fleiſch— 
verkaufsſtände Verhandlungen darüber einzuleiten, ob dieſelben 
bereit ſind, bezüglich der Fleiſchpreiſe bindende Verpflichtungen 
einzugehen. Hierüber iſt baldigſt Bericht zu erſtatten und ſind die 
entſprechenden Anträge vorzulegen. 

3. Auf dem täglichen Fleiſchmarkte ſind die Verkaufspreiſe 
erſichtlich zu machen. 

4. Über die Einrichtung des zweiten täglichen Fleiſchmarktes, 
ſowie über die Errichtung weiterer Fleiſchmärkte hat der Magiſtrat 
Bericht zu erſtatten. 

5. Der Magiſtrat hat über die Errichtung einer communalen 
Großſchlächterei, ſowie über den directen Bezug der Schlachtthiere 
unter Ausſchluſs des Zwiſchenhandels (Beifall links), endlich über 
die Anlage großer Kühlanlagen Bericht zu erſtatten. 

6. Der Magiſtrat wird aufgefordert, baldigſt Bericht zu 
erſtatten, ob und in welcher Weiſe es durchgeführt werden könnte, 
daſs die Producenten ihr Vieh nach Wien an ein ſtädtiſches Über— 
nahmsamt (Beifall links) ſenden, und die Gemeinde Wien auch 
den Verkauf durch beeidete ſtädtiſche Organe beſorgen laſſe.“ 

(Während des vorſtehenden Referates hat Vice-Bürgermeiſter 
Dr. Lueger den Vorſitz übernommen.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Meine Herren! Ich 
theile Ihnen mit, daſs das Präſidium Veranlaſſung getroffen hat, 
daſs die geehrten Herrn Magiſtratsrath Siegl und Marktdirector 
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Kainz während der Debatte anweſend ſind, um eventuelle Auf— 
ſchlüſſe über einzelne Fragen zu geben. Herr Gem.-Rath Herold! 

Gem.-Nath Herold: Die Meinung über die Errichtung 
und Vermehrung der Fleiſchſtände iſt getheilt. Ich und meine 
Parteigenoſſen nehmen bei der Approviſionierung den Standpunkt 
ein, daſs wir nur das allgemeine Wohl zu berückſichtigen, nicht 
vielleicht eine gewiſſe hervorragende Mählerclaffe zu bevorzugen 
haben. (Sehr richtig rechts.) Wir ſtehen einzig und allein auf dem 
Standpunkte: Was kommt dem Wiener zugute und wie kann 
der Wiener endlich ein gutes und billiges Fleiſch in feinem Topfe 
haben? (Gelächter und Widerſpruch links. — Bravo! rechts.) 
Die Anhänger der Fleiſchſtände meinen, die limitierten Preiſe, die 
man den Inhabern von Fleiſchſtänden auferlegen will, das heißt 
der Zwang, nur zu einem beſtimmten Procentſatze über dem Preiſe 
der Großmarkthalle zu verkaufen, müſſe das Fleiſch für die Be— 
völkerung verbilligen. 

Die Gegner der Fleiſchſtände haben nicht ganz mit Unrecht 
darauf hingewieſen, dafs laut des Referates das Ergebnis der Offert— 
verhandlung eigentlich ein ſehr geringes war, dass dadurch die 
Errichtung von Fleiſchſtänden ſehr in Zweifel gezogen worden iſt 
und daſs, wie eben gefagt, ſich die Unternehmer ſträubten, dieſe 
limitierten Preiſe anzunehmen und ſich denſelben zu unterwerfen. 
Wenn ſie mit den limitierten Preiſen nicht exiſtieren können, ſo iſt 
ja ſelbſtverſtändlich die Errichtung von Fleiſchſtänden ganz in Frage 
geſtellt und betone ich, daſs das Gutachten des Markt-Commiſſärs für 
mich ſehr maßgebend und beſtimmend in dieſer ganzen Angelegen- 
heit iſt. Ich nehme aber einen ganz anderen Standpunkt in allen 
Fragen ein, welche ſich überhaupt auf die Approviſionierung beziehen. 

Ich ſage, gehen Sie mir weg mit allen dieſen kleinlichen 
Referaten, faſſen Sie die Sache doch endlich im großen Stile an, 
ſchießen Sie nicht mit Windbüchſen, ſoudern mit Kanonen! 
(Gelächter links.) Was ſoll ein ſo kleinliches Referat, mit dem 
Sie die Approviſionierungsfrage wieder ſo lau und flau anfaſſen? 
Wenn man auf andere deutſche Städte hinſieht, jo muſs man ſich 
auf allen wirtſchaftlichen Gebieten, auf den der Elektricität, der 
Approviſionierung u. ſ. w. beſchämt eingeſtehen, daſs wir in Wien 
ſehr zurückſtehen. Und da mufs uns ein ſolches Referat, betreffend 
die Errichtung von 23 Fleiſchſtänden, eigentlich noch vielmehr verbittern. 

Ich will Sie nicht mit der Beſprechung der ganzen Appro— 
viſionierungsfrage beläſtigen, denn es würde zu weit führen, und 
ich müſste bis 12 Uhr nachts ſprechen, wollte ich alles anführen, 
was ſeitens unſerer Partei ſchon in früheren Jahren gerügt worden 
iſt, aber leider ohne Erfolg. Ich müßste reden von den offenen 
Märkten, wo die Lebensmittel dem Wind und Staub ausgeſetzt 
ſind, ſanitätswidrig wirken, dabei eine ſchlechte Zufuhr, die den 
Verkehr hemmt und der an Urgroßmutterszeiten erinnert. Dieſe 
offenen Märkte ſind ein Hohn für die Großſtadt. Ich möchte ver— 
weiſen auf die Preis-Variationen dieſer Märkte, wo die verſchiedenſten 
Preiſe ſogar auf einem und demſelben Markte exiſtieren, und nicht ein— 
mal die Behörden deſſen Herr werden können. Ich müſste ſie verweiſen 
auf den gänzlichen Mangel von Detailmarkthallen mit Kühlaulagen 
und Lagerräumen in verſchiedenen Bezirken, ſo im VIII., XIII. und 
XIX. Bezirke, wo die Frau der mittelloſen Bevölkerung, die Arbeiterfrau, 
einen enormen Zeitverluſt hat, um die Lebensbedürfniſſe einzukaufen. 
Sie mufs die Kinder aufſichtslos zu Haufe laſſen, wo Gott weiß, was 
ihnen paſſieren kann. Die Frau mufs ſtundenlang fortgehen, fie verliert 
eine große Zeit, ſie iſt auf den Gemiſchtwarenverſchleißer und 
Hauſierer angewieſen, und mus auch die Ware deshalb theuerer zahlen. 
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Das iſt das Schlimme. Von der Marktfrage im allgemeinen über— 
gehend auf den Schlachtviehmarkt in St. Marx, verweiſe ich 
Sie auf das Schiedsgericht, welches den ewigen Schlaf ſchläft, 
bezüglich deſſen ich und auch andere Mitglieder meiner Partei 
uns ſoviele Mühe gegeben haben, und es trotzdem nicht zur Er— 
ledigung kam. Ich verweiſe Sie auf die unglückliche Manipulation 
der Fleiſchmarkteaſſa auf dem Viehmarkt, welche auch ein Unding 
iſt, die dazu ſein ſoll, billigſten Credit dem Fleiſchhauer zu ge— 
währen, aber weit davon entfernt iſt, den Anforderungen genüge 
zu leiſten. 

Auch den localen Zwiſchenhandel muſs ich verdammen, das 
iſt ein Unfug, der nicht genug gerügt werden kann. Ich muss 
hinweiſen auf die ſehr ſchlechte Zufuhr; das gehört unbedingt in 
die Competenz der Regierung, welche ſchon längſt Fleiſch-Laſtzüge 
für die Zuführung von Fleiſch und Vieh beſſer geregelt haben 
müſste, was man bis jetzt immer unterlaſſen hat. Vor allen 
Dingen komme ich aber auf das, was in dem Rahmen dieſes 
Referates gehört, und ich will mich auch in den Rahmen dieſes 
Referates bewegen, um nicht die Debatte unendlich in die Länge 
zu ziehen. 

Da, meine Herren, iſt vor allem der Punkt 5, welcher lautet, 
daſs der Magiſtrat über die Errichtung einer communalen Groß— 
ſchlächterei, ſowie über den directen Bezug der Schlachtthiere 
unter Ausſchluſs des Zwiſchenhandels, endlich über die Anlage 
großer Kühlanlagen Bericht zu erſtatten habe. 

Meine Herren! In dieſem Punkte 5 ſehe ich eigentlich eine 
Art Verzettelung, eine Art Hinausſchiebung der Angelegenheit. 
Dieſem Punkte 5 würde ich voll Freuden zuſtimmen, wenn eine 
poſitive Summe darin ausgeſprochen wäre. Ich erlaube mir, 
Ihnen in Erinnerung zu bringen, dafs ich beim Budget des alten 
Gemeinderathes ſchon denſelben Antrag geſtellt habe und nach 
einer Redeſchlacht mit der vortrefflichen Unterſtützung meines 
Herrn Collegen Dr. Stern den Antrag durchbrachte, 50.000 fl. als 
erſte Rate für Kühlanlagen auf dem St. Marxer Viehmarkte ein— 
zuſtellen. Für die Großmarkthalle haben wir 70.000 fl. durch— 
gebracht, aber für den Schlachtviehmarkt in St. Marx blieb man 
nur auf einem Bein ſtehen, und ſelbſt der ſehr nüchterne Budget— 
Referent Boſchan, der gewiss den Säckel der Gemeinde immer 
mit feſter Hand zuſchnürte, konnte ſich der Einſicht nicht ver— 
ſchließen, er muſste mir rechtgeben und meinem Antrage zuſtimmen, 
und ſogar einige Mitglieder Ihrer Partei (links), die damals in 
der Budget⸗Commiſſion ſaßen, ſtimmten mir zu und mein Antrag, 
betreffend 50.000 fl. als erſte Rate für die Errichtung von Kühl— 
räumen zu St. Marx, wurde in der Budget-Commiſſion ange— 
nommen. Merkwürdigerweiſe — es iſt mir heute noch unver— 
ſtändlich — wurde er im Plenum wieder geworfen, mit der ewigen 
Ausrede, wir müſſen ſparen, es ſei nicht der Zeitpunkt dafür. 
Trotzdem erlaube ich mir, hier dieſen Antrag — nur mit einer 
erhöhten Summe — wieder aufzunehmen, und zwar mit 100.000 fl. 
als erſte Rate für das Jahr 1897 zur Anlage von Kühlräumen. 

Meine Herren! Die Errichtung von Kühlräumen betrachte 
ich als die Baſis für alle großen Fragen, die ſich im Approvi— 
ſionierungsweſen geltend machen. Wenn Sie die große Idee durch- 
führen wollen, große Schlachthäuſer zu errichten, ſo müſſen Sie 
zuerſt Kühlräume haben, ohne dieſelben können Sie gar nie an 
eine Großſchlächterei denken. Und wenn Sie uns im Punkte 5 
darauf verweiſen, daſs wir den Magiſtrat befragen ſollen, ſo iſt 
uns damit nicht geholfen. Was kann uns der Magiſtrat ſagen? 
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Etwas, was wir ſchon längſt wiſſen, nämlich: „Commune, thue 
Geld in Deinen Beutel, wenn Du Kühlräume haben willſt!“ Das 
wiſſen wir. Ich mufs erklären, dass ich im Princip für die Groß— 
ſchlächtereien bin, obwohl fie auch ihre Schattenfeiten haben, und 
ich behalte mir vor, im gelegenen Zeitpunkte noch darüber zu 
ſprechen. Ich halte aber die Großſchlächtereien als den richtigen 
Weg, um eine Verbilligung des Fleiſches herbeizuführen. 

Schließlich kann ich es nicht unterlaſſen, auf das eigenthümliche 
Schriftſtück der Fleiſchhauergenoſſenſchaft zu ſprechen zu kommen, 
die da auch mit einer uns Verbilligung des Fleiſches überraſchen 
wollte. Das Volk ſingt wie Sie wiſſen: „A biſſerl a Lieb' und 
a biſſerl a Treu' und biſſerl a Falſchheit iſt auch dabei.“ Da 
können die Conſumenten Wiens aber ſingen: „Da is ka Lieb', 
da is ka Treu', da is nichts als Falſchheit dabei.“ (Heiter— 
keit und Bravo! rechts.) Denn wenn man liest, was uns die 
Fleiſchhauergenoſſenſchaft anbietet mit dem 5 kr.-Nachlaſs von 
95 kr. auf 90 kr, ſo iſt das weiter gar nichts, als eine ganz 
gewöhnliche Frozzelei des Publicums. 

Meine Herren! Nehmen Sie den Antrag an, den ich zu 
Punkt 5 ſtelle, nämlich: „Der Gemeinderath beſchließt, 100.000 fl. 
als erſte Rate in das Budget pro 1897 für die Errichtung von 
Kühlräumen in St. Marx einzuſetzen.“ Dann könnte der Zuſatz 
kommen: „Der Magiſtrat hat über die Errichtung einer commu— 
nalen Großſchlächterei, ſowie über den directen Bezug der Schlacht— 
thiere unter Ausſchluſs des Zwiſchenhandels Bericht zu erſtatten.“ 

Das iſt ein Antrag, der Kopf und Fuß hat. Ich bitte endlich 
einmal, in die Approviſionierung mit entſchiedener Hand einzu— 
greifen. (Gelächter links.) Laſſen Sie nur die ironiſchen Zurufe! 
Sie werden doch ſchließlich gezwungen werden, das auszuführen, 
was ich beantrage, Sie können ſich drehen und wenden wie Sie 
wollen, ohne meinem Antrage werden Sie nichts erreichen, wenn 
Sie irgend etwas erreichen wollen. Mit Ihren Zizerlanträgen und 
Ihren Flickarbeiten werden Sie nie etwas fertigbringen. (Gelächter 
links.) Schließlich begrüße ich noch einen Lichtblick im Approviſio— 
nierungsweſen und das iſt die Bildung der neuen Commiſſion, 
wofür wir dem Herrn Statthalter Dank zollen müſſen. Ich begrüße 
ſie mit freudigem Herzen, ich habe großes Vertrauen in dieſe 
Commiſſion und ich glaube, dajs, dies auch der Weg ſein wird, 
um endlich einmal Großes zu leiſten, vorausgeſetzt, daſs die Commune 
mit der Regierung Hand in Hand geht, dajs die Gemeinde nicht 
nur die Schuld der Regierung zuſchiebt und umgekehrt, nicht die 
Regierung der Gemeinde. Wählen Sie Männer als Delegierte 
hinein, welche das Herz auf dem rechten Flecke haben und die 
mit Schneidigkeit, Luſt und Liebe in dieſe Commiſſion eintreten 
und arbeiten; dann können die Herren an dem grünen Tiſche 
vielleicht das Bewuſstſein haben, dass fie für die Approviſionierung 
etwas ſchaffen, und dann wird es nicht bloß beim akademiſchen 
Plauſch bleiben, ſondern die Sache wird und mufßs auch durch— 
geführt werden; dann kann der Conſument ſagen: Jetzt endlich 
werde ich ein gutes und billiges Stück Fleiſch bekommen. Wollen 
Sie der Commiſſion die Arbeit erleichtern, ſo nehmen Sie meinen 
Antrag an — das iſt der richtige Weg! Damit ſchließe ich. 
(Lebhafter Beifall rechts. — Gelächter links.) 

Bürgermeifter : Herr College Fiedler! 

Gem.-Nath Fiedler: Sehr verehrte Herren! Es freut mich 
ungemein, dafs ich mit den Anſchauungen des Herrn Collegen 
Herold ſo ſehr übereinſtimme. Wir entbehren eben das 


Wichtigſte — das ſind die Großſchlächtereien und die Kühlräume. 
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Dais dieſe nicht beſtehen — der Vorwurf trifft wohl nicht uns; 
dass keine entſprechenden Vorbereitungen bis heute getroffen worden 
ſind — der Vorwurf trifft uns auch nicht; daſs wir fo wenig 
Mittel in der Caſſa haben, um ſo etwas im großen Stile in 
Angriff zu nehmen, auch dieſer Vorwurf trifft uns nicht. (Richtig! 
links.) Die Sache, um die es ſich eigentlich handelt, find die 23 Fleiſch⸗ 
ſtände, und es wird wohl niemand behaupten, daßs das eine fo 
wichtige Frage wäre, dafs fie die vielen Worte, die man daran verliert, 
wert wäre. Da würde jeder jagen, nein, denn ich glaube, daſs kein 
vernünftiger Menſch in und außerhalb Wiens glauben kann, dafs die 
23 Fleiſchſtände eine Verbilligung des Fleiſches herbeiführen könnten. 
Es ſind die Verhältniſſe in Wien ſolche, wie vielleicht in keiner anderen 
Stadt. Die Zufuhr, das Einlangen von lebenden Thieren und 
Fleiſch iſt eine ganz genügende. Wir haben nie Mangel an Fleiſch 
gehabt und höchſtens Mangel an feinſten Qualitäten. Es wurde 
aber immer geklagt und wird auch wiederholt geklagt werden, dass 
die Fleiſchpreiſe zu hoch ſeien. Nun, die Tendenz des Publicums 
geht leider dahin, nur die allerbeſten und feinſten Qualitäten zu 
kaufen. Es iſt das auch begreiflich, denn je ſchöner und beſſer die 
Ware iſt, deſto billiger kommt ſie zu ſtehen. Denn wenn ich in 
der Lage bin, ein halbes Kilogramm ſehr gutes Fleiſch zu kaufen, 
ſo habe ich ſo viel, wenn nicht mehr, davon, als wenn ich drei 
Viertel oder ein ganzes Kilogramm minderwertiges Fleiſch kaufe. 
Aber es gibt immer Fleiſch, welches zu ganz entſprecheuden Preiſen 
leicht zugänglich iſt. Davon ſpricht man nicht. Man, ſagt, die 
einzelnen Stände ſeien dazu da, um die Fleiſchhauer zu zwingen, 
von ihren extremen Preiſen herunterzugehen. Nun, ein jeder 
Kaufmann kauft für ſeinen Bedarf, was er de facto braucht. 

Beim Fleiſchhauer iſt es aber anders; der mufs auch kaufen, 
was er nicht braucht, und dadurch ſtellt ſich der Preis der feinſten 
Sorte höher. Ich für meine Perſon mufs ſagen: je höher der Preis 
der feinſten Sorte, deſto günſtiger iſt es für die große Maſſe des 
Publicums, weil dann die minderen Sorten zu einem entſprechenden 
Preiſe abgegeben werden können. Wenn der Fleiſchhaner das ganze 
Stück mit 56 und 60 kr. kauft, die minderen Sorten aber mit 
46 und 50 kr. abgibt, dann mußs er eben für die feinere Qualität 
einen entſprechenden Preis verlangen. Ich ſpeciell beziehe für meinen 
Haushalt eine ganz ausgezeichnete Qualität hinteres Fleiſch 
und zahle nicht mehr als 70 kr. (Rufe: Wo?) Das iſt kein Ge- 
heimnis. Ich bin nicht berufen für die Fleiſchhauer einzutreten — 
ich bin kein Fleiſchhauer — aber ich fühle mich veranlasst zu 
ſprechen, weil ich mir einbilde, in Approviſionierungsſachen auch 
etwas dareinreden zu können. | 

Es iſt nämlich jo. Die ganz großen, die fogenannten „schweren " 
Fleiſchhauer — wie man in Wien ſagt — find jene, welche die 
extremſten Preiſe zu erzielen in der Lage ſind; es gibt aber auch 


viele kleine Fleiſchhauer, die auch Stände haben. Bei der Groß⸗ 


markthalle ſind 52 ſolche Stände, wo das Fleiſch ebenſo gut iſt, 
wenn ſie auch keine Marmorplatten und Meſſingringe haben. 

Heute kauft nun ein ſolcher Fleiſchhauer in der Halle ein 
Stück Fleiſch vom Commiſſionär und bezahlt zum Beiſpiel für 
das Knöpfel 60, 62 oder 64 kr., und für 76, 80 kr., auch 70 kr. 
bekommen Sie ein wunderſchönes Stück Fleiſch, das, wie ich be— 
haupte, ebenſo gut iſt, wie das vom erſten Fleiſchhauer. (Wider— 
ſpruch.) 

Es iſt in der ganzen Geſchäftswelt bekannt, daſs die Kunden 
in Wien fo commod find, daſßs fie ſich nicht nur die Semmeln ins 
Haus ſchicken laſſen, ſondern auch die 30 dkg Fleiſch, die fie 
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etwa brauchen fund alles andere. Daraus können Sie ſchließen, 
dafs ſich die Verhältniſſe nicht beſſern werden, auch wenn Sie die 
23 Stände errichten. 

Die Verhältniſſe in der Großmarkthalle ſind ſo triſte und 
bodenlos, daſs man ſie als verludert bezeichnen könnte, und nur 
ſtaunen muss, daſs dies unter den Augen der Marktbehörde noch 
immer ſo fortgeht. 

Es würde mich zu weit führen, wenn ich Ihnen das genau 
ſchildern wollte. 

Schon feit Jahren finden Sie mich von 7 bis 8 Uhr 
früh täglich in der Großmarkthalle. Dort kennt mich bereits alles, 
jung und alt. Da heißt es von allen Seiten: geſtatten Sie, Herr 
Stadtrath, daſs ich Ihnen etwas mittheile, das und jenes. Er 
iſt natürlich der Brave, die anderen ſind die Lumpen. Dann 
kommt ein zweiter und ſagt ganz dasſelbe. Ich bin ein guter 
Menſch, ein Wiener, ich glaube jedem, dafs er Recht hat. 

Jedes Stück Fleiſch, welches einmal der Markthalle einge— 
ſendet wurde, darf ein zweitesmal nicht weiter verkauft werden. 
Es iſt wohl wahr, das zu controlieren iſt nicht ſo leicht. Es 
ſollte meines Erachtens darauf geſehen werden, dafs, ſobald ein 
Stück Fleiſch verkauft iſt, es aus der Halle entfernt wird. Das 
geſchieht aber nicht. Es gibt nun Leute in der Halle, die weder 
Fleiſchhauer, noch Fleiſchcommiſſionäre, noch Fleiſchhändler ſind, die 
auch nicht beſteuert find, die meinetwegen Gipsfigurenmacher find. 

Dieſe kaufen ein Stück Fleiſch, zertheilen es und verkaufen 
das weiter. Es werden dort Kälber ausgearbeitet, als wenn dort 
eine Schlachtbank wäre. Wenn der Raum zu klein iſt, wie der 
Herr Marktdirector geſagt hat, fo darf man eben, um Raum zu 
ſchaffen, dieſe Paraſiten nicht dulden. Ein Commiſſionär jüdiſcher 
Confeſſion kommt zu mir und ſagt: Das ſind lauter Lumpen, 
die Galizianer. Die Herren ſagen mir das ſelbſt, da mufs ich es 
Ihnen doch glauben. Zwar ſagt jeder von ſich, es iſt brav und 
die anderen find die Lumpen. (Heiterkeit. ) 

Es gibt Commiſſionäre, wie mir mitgetheilt wurde, die keine 
Commiſſionäre ſind; die haben einen Raum zugewieſen bekommen. 
Sie gehen hinaus auf den Markt. Wenn der Markt vorüber iſt 
und Kälber da ſind, ſo kauft ſo einer eine Partie, bringt ſie ins 
Schlachthaus und dort werden ſie geſtochen. Die bezahlen nicht 
einmal eine Stechgebür. Sie haben das Recht, das Schlachthaus 
unentgeltlich zu verunreinigen. Dann bringen ſie das Fleiſch in 
die Markthalle hinein. Noch mehr. Im Sommer, wenn die Com- 
miſſionäre auf dem Lande ſind, bezahlen ſie ihren Burſchen keinen 
Lohn. Dafür haben fie das Recht, daſs ſie einige Kälber aus— 
arbeiten und dort verkaufen. 

Was für Kälber, was für Fleiſch! Wenn ein armes Weib 
hingeht, und ein Stück Kälbernes kauft und 40 kr. für das Kilo be— 
zahlt, ſo iſt ſie viel ſchlechter daran, als wenn ſie die Hälfte, 
das Drittel des Gewichtes bei irgendeinem kleinen Fleiſchhauer kauft. 
Was in der Halle gutes Fleiſch iſt, kaufen ja die Fleiſchhauer, das 
kriegt ja die ſogenannte Privatkunde nie. Heute ſind nicht einmal zehn 
Percent des vorhandenen Fleiſches eingeſendetes, ſondern faſt alles 
iſt hier geſchlachtetes. Es iſt das ein Beweis, daſs auf dem Wege 
der Großſchlächterei bedeutendes geleiſtet werden kann. Der Fleijch- 
hauer kann ſich das Fleiſch gar nicht fo billig herſtellen, als er in. 
der Lage iſt, in der Halle zu kaufen. Es ſind gewiſſe Leute, auch 
Fleiſchhauer oder Ausbeinler, die eine Partie Ochſen draußen 
ſchlagen und in Halb-, Viertel- oder Fünftelochſen, wie fie markt: 
mäßig find, hereinbringen. Ich habe auch bei den Commiſſionären 
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Nachfrage gehalten, ob fie oder die Einſender ein Intereſſe haben, 
dafs das Fleiſch in fo kleinen Partien in der Großmarkthalle 
ausgegeben wird. Sie haben geſagt: Nein. (Rufe rechts: Das 
Publicum hat ein Intereſſe daran!) Das Publicum noch weniger. 
Das kann nur jemand ſagen, der die Verhältniſſe nicht verſteht. 
Das Publicum hat kein Intereſſe, in der Großmarkthalle bei den 
Ständen Fleiſch zu kaufen, um ſich regelmäßig zu verproviantieren. 
Die kleine Arbeitersfrau oder die Frau eines kleinen Gewerbe— 
treibenden braucht doch täglich ein beſtimmtes Quantum Fleiſch 
und kaun dieſes Quantum nicht willkürlich erhöhen. Das in der 
Großmarkthalle zu beſorgen, iſt ein Ding der Unmöglichkeit. Sie 
kann auch nicht in der ſicheren Vorauſetzung hingehen, dieſe oder 
jene Sorte zu kaufen, ſondern fie muſs kaufen, was fie bekommt. 
Das iſt der Fehler. 

Temporär kann jemand etwas dort kaufen. Ich habe mich 
ſelbſt angeſchmiert und hundert andere auch. Ich bin oft hinein— 
gegangen, habe etwas gekauft, habe mich intereſſiert dafür und 
habe mich angeſchmiert. Aber um das Fleiſch zu verbilligen, um 
die Sache zu decentraliſieren, wäre es nothwendig, daſss ein De: 
dacht darauf genommen wird, daſs die Detailmarkthallen ordent- 
lich ausgeſtattet werden ſollen, dass die Detailmarkthallen that— 
ſächlich dem Zwecke zugeführt werden, wozu ſie gemacht und beſtimmt 
ſind. (Sehr richtig!) Wir haben eine Detailmarkthalle, die ur— 
ſprünglich alle die Geſchäftsleute aufgenommen hat, die in der 
Weihburggaſſe, Rauhenſteingaſſe, auf der Seilerſtätte, da unten 
auf dem Kiemmarkte waren. Urſprünglich haben die Geſchäfte der— 
ſelben proſperiert, heute, wenn Sie durchgehen, iſt das eine 
Leichenhalle. Es ſind über 100 Stände leer, unbevölkert; weil 
keine Kunden kommen, ſind keine Verkäufer da und weil keine 
Verkäufer da ſind, kommen keine Kunden. Die Leute drin müſſen 
rein verhungern. Ich habe im Stadtrathe gelegentlich einer anderen 
Debatte erklärt, es wäre beſſer, man möchte die Markthalle einem 
Velocipedeclub vermieten, als wie, dafs man fie länger fo fort- 
beſtehen läſst, ſie kann weder leben noch ſterben. Und warum? 
weil die Detailmarkthalle in unmittelbarer Nähe des Großmarktes 
errichtet wurde. Das Publicum läſst ſich täuſchen, geht auf den 
großen Markt und kauft dort im Detail zu entſprechenden Preiſen. 
Dadurch werden die Kunden künſtlich von der Detailmarkthalle 
abgezogen. 

Ich will Sie nicht länger mit meinen Ausführungen auf⸗ 
halten; nur noch eines möchte ich hier vorbringen. Ich habe mir 
das Geſetz bezüglich der Centralhallenordnung von Paris, votiert 
am 8. Juni 1896, kommen laſſen. Dasſelbe hat ſo ausgezeichnete 
Beftimmungen, die für unſere Verhältniſſe vollkommen paſſen 
würden. Wenn man das Geſetz — es iſt ziemlich lang — durd)- 
liest, jo kommt man zu der vollen Ueberzeugung, dafs dort genau 
dieſelben Übelſtände beſtanden haben müſſen, die bei uns beſtehen. 
Es heißt hier (liest): 

„Die Centralſtellen ſetzen einen Verkauf aus erſter Hand von 
Lebensmitteln im großen oder im halbgroßen, auf Verſteigerung 
oder nach Übereinkommen ein.“ 

Die überſetzung iſt etwas bockbeinig, weil es eigentlich 
wörtlich überſetzt iſt. Ferner heißt es hier (liest): 

„Zu dieſem Zwecke werden einige Pavillons als vorüber⸗ 
gehende Verkaufsſtellen auch für den Specialhandel mit Kaldaunen 
und Selchwaren (Wurſt⸗ und Speckwaren), die dem Kleinverkauf 
beigeordnet ſind, reſerviert bleiben.“ 


Nr. 81. — 9. October 1896. — Gemeinderaths-Sitzung vom 6. October 1896. 


NN 


— 


Dann heißt es hier weiter bezüglich der Vergebung der Plätze 
(liest): | 

„Jedermann wird von den Producenten und Expedienten der 
Lebensmittel die Erlaubnis, den Verkauf derſelben zu beſorgeu, 
erhalten können, vorausgeſetzt, daſs er die Folgen der Bedingungen, 
erfüllt.“ 

Das iſt ſehr bezeichnend und das ſollte bii uns auch jo ger, 
macht werden. | 

„1. Er mußs der franzöſiſchen Nationalität angehören und die 
damit verbundenen bürgerlichen Rechte genießen. 

2. Darf er feine Strafe oder Disciplinar⸗Verurtheilung, die 
ſeine Ehrenhaftigkeit betroffen hat, erlitten haben. 

3. Mußs er in der zu dieſem Zwecke beim Handelsgerichte 
aufliegenden Liſte protokolliert ſein. 

4. Mußs er die Conceſſion auf einen Poſten bei der Stadt Paris. 
nachweiſe en, ebenſo die Einzahlung einer Caution in die ſtädtiſche 
Caſſa im Verhältnis zu der früheren; jedenfalls darf aber dieſe 
Caution nicht unter 5000 Francs ſein.“ 

Dieſer Paſſus würde für unſere Verhältniſſe von ſehr guten 
Früchten fein, denn ich bin eben von einem Commiſſibuären ſelbſt 
aufmerkſam gemacht worden, dass es hier Commiſſionäre gibt, die 
aus Galizien Fleiſch eingeſendet bekommen und nichts dafür bes 
zahlen (So iſt es!), oder dem Manne einen x-beliebigen Betrag 
dafür geben. Wenn nun die Einrichtung getroffen wird, dafs die 
Commiffionäre bei der Commune Wien 2000 fl. erliegen haben, 
ſo würden dieſe 2000 fl. dazu dienen, um eventuell die Caution 
für verfallen zu erklären. Andererſeits würde fie, wenn die Ab- 
rechnung nicht klappt zwiſchen dem Einſender und dem hieſigen 
Commiſſionär, als Deckung für den Einſender dienen. Wir müſſen 
den Einſender ſchützen, denn je mehr der Mann bekommt, deſtomehr 
wird er ſich veranlasst ſehen, einzuſenden, und je mehr Ware am Platze 
ſein wird, um ſo günſtiger wird es für den Conſumenten ſein (liest) 

„Es iſt den Bevollmächtigten der Expediteure (Verſender) 
ausdrücklich unterſagt, Lebensmittel, welche ſie zu verkaufen beauf⸗ 
tragt ſind, oder ähnliche Waren für ihre eigene Rechnung zu 
erwerben und in allgemeiner (üblicher) Weiſe damit ſelbſt ode 
durch vorgeſchobene Perſonen Handel zu treiben, und das ſelbſt nicht 
außerhalb der Hallen.“ 

In Paris, in der Provinz und ſelbſt im Auslande iſt es ihm 
nicht geſtattet, wenn er eine ſolche Conceſſion beſitzt. Wenn man 
da alles auf Herz und Nieren prüfen möchte, ich glaube, es würde 
kein einziger mehr in der Halle drinnen ſein. 

Ich bedauere nur, dass unſere Organe das nicht ſehen, nicht 
ſehen wollen oder dürfen. So wie die Verhältniſſe liegen, mufs 
man nur eines von den dreien glauben, ſonſt könnten die Zuſtände, 
wie ſie dort beſtehen, nicht länger ſo ſein, und gerade diefer Um⸗ 
ſtand trägt dazu bei, dafs wir kein billiges Fleiſch haben in dem 
Verhältnis, wie wir es haben könnten. Im Artikel IV find fie bei 
Rechtsſtrafen gehalten, ſich allen Vorſchriften des Verwaltungs⸗ 
Reglements der die Hallen betreffenden Polizeibefehle zu fügen 
und ſich vorzüglich den Controlformalitäten, durch den folgenden 
Artikel VIII und das öffentliche Verwaltungs⸗Reglement beſtimmt 
zu unterwerfen. 

Das iſt auch ein Umſtand, der hier angezogen wird, bei uns beſteht 
wenig Controle. Derjenige, der Fleiſch einſendet, und der betreffende 
Käufer gehen mit dem Verkäufer zur Wage und ſo kann ſehr leicht der 
Name des Käufers und des Verkäufers und eventnell die Numer des 
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etwas ähnliches angeordnet werden, ſo wie es dem Commiſſionär 
in Paris vorgeſchrieben ift, daſs er feine Bücher und Zettel drei 
Jahre aufbehalten muſßs, um eventuell den Nachweis zu liefern, wie er 
mit dem Conſumenten abgerechnet hat. Wenn ſolche Normen bei uns 
beſtehen würden, dann wäre es vielleicht niemandem eingefallen, 
23 Fleiſchſtandeln zu errichten, um das Fleiſch zu verbilligen. 
(Beifall.) Zum Schluſſe bitte ich Sie, meine Herren, den Stadt- 
rath⸗Anträgen Ihre Zuſtimmung zu geben. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Helbig! 

Gem.-Nath Helbig: Meine Herren! Es iſt von dem Herrn 
Referenten gejagt worden, dass ſchon in der Ara Prix dieſe 
23 Fleiſchſtände errichtet werden ſollten. Ich glaube auch nicht 
ſchlecht informiert zu fein, daſs dieſe Errichtung von 23 Fleiſch⸗ 
ſtänden ſchon vom alten Gemeinderathe bewilligt wurde. Aber 
ſehen Sie, meine Herren, die Fleiſchhauer ſcheinen aber auch 
damals ſchon ſehr gut angeſchrieben geweſen zu ſein; denn auch 
dem ſogenannten eiſernen Bürgermeiſter iſt es nicht gelungen, die 
Fleiſchſtände zu activie ren; erſt unter dem proviſoriſchen Regime, 
unter dem Bezirkshauptmanne Dr. v. Friebeis, der ja auf 
Wählerkreiſe, wo immer fie find, keine Rückſi ht zu nehmen hatte, 
iſt die Offertausſchreibung erfolgt. 

Was ſehen wir heute? Heute werden wieder dieſe Fleiſchſtände 
nicht activiert; es ſcheint alſo auch der Einfluss der Fleiſchhauer 
vorhanden zu ſein. 

Ich glaube auch nicht, dafs dieſe Errichtung der Fleiſchſtände 
ein Arcanum iſt, aber einen Verſuch iſt es wert, vielleicht wird 
es eine gute Wirkung haben. Ich bitte, meine Herren, alles, was 
dazu beiträgt, das Fleiſch billiger zu machen, iſt gut. 

Sie haben vor kurzer Zeit für die Erweiterung des Simme— 
ringer Friedhofes einen größeren Betrag bewilligt, Sie haben 
den Simmeringern das Sterben billiger machen wollen. Sie 
werden ſie vielmehr verpflichten, wenn Sie ihnen das Leben billiger 
machen wollen. (Sehr gut! rechts.) 

Von dieſen 23 Ständen find, ſoviel ich weiß, nur für 
16 Offerte eingelaufen. Nun, das iſt eigenthümlich. Da habe ich 
den Bericht der 38. Jahreswoche. Da ſind die Fleiſchpreiſe in 
der Großmarkthalle, Vorderes 26 bis 58 kr., Hinteres 34 bis 
70 kr.; wenn wir den Durchſchnitt nehmen, ſo ſtellt er ſich für 
Vorderes auf 42 kr. und Hinteres 52 kr. Nun ſind zum Beiſpiel 
für die Brigittenau 4 Offerte eingelangt, davon verlangt der eine 
bei 72 kr. — 8 kr., ein anderer 10 kr. Zuſchlag. (Zwiſchenrufe.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich bitten, den 
Redner nicht zu unterbrechen! 

Gem.-Nath Helbig (fortfahrend): Dieſer Preis würde in 
dem Falle 42 + 7 — 49 kr. ausmachen, während im II. Bezirke 
Vorderes ſich auf 40 bis 76 kr. ſtellt. Ebenſo iſt es in anderen 
Bezirken. In Kaiſermühlen beträgt der Aufſchlag 10 kr., im 
III. Bezirke 8 kr., im IV. verlangt der eine 9 kr., der andere 8 kr. 
Aufſchlag. Im VII. Bezirke verlangt einer einen 10percentigen 
Aufſchlag; in dieſem Falle würde es ſtatt 42, 462 kr., reſpective 
57˙2 kr. ausmachen. Im XVII. Bezirke koſtet Vorderes 44 bis 
70 kr., Hinteres 60 bis 90 kr., alſo bei 10percentigem Aufſchlag 
würde der Minimalpreis 57 kr. ſein, während hier die billigſte 
Sorte 60 bis 90 kr. koſtet. Alſo der höchſte Preis iſt hier noch 
immer niedriger, als dort der niedrigſte Preis iſt. Die Leute 
werden das billigſte Fleiſch in der Markthalle kaufen, und noch 
immer Nutzen haben, das iſt ſchon recht ſchön. Der wird aber 
keine Kundſchaft haben und die Geſchichte wird von ſelbſt aufhören! 


) 
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(Ruf: Mit dem kommen ſie nicht weiter!) Ich bin vollkommen 
überzeugt, wenn er nicht die entſprechende Qualität gibt, wird 
niemand mehr kommen und es wird das ſeine Sache ſein. Alle 
Leute zu bevormunden geht nicht, es müſſen auch Großjährige ihr 
Geld verlieren, wenn ſie über ſolches verfügen, und wenn es der 
Allgemeinheit zugute kommt. Übrigens ſagen ſie, dann kriegt man 
eventuell ſchlechtes Fleiſch. Ich ſehe nun Folgendes: 

In dieſer Woche wurden in der Großmarkthalle 309.000 kg 
zugeführt, daßs dieſe nicht an Privatkunden verkauft wurden, das 
iſt klar, das haben die Fleiſchhauer gekauft, theils auch die Wirte. 
Die Wirte in den Vororten müſſen große Portionen geben und 
da müſſen Sie auch billig das Fleiſch kaufen. Laut amtlichen 
Berichtes wurden in dieſer Woche 236 Büffel, 820 Stiere und 
620 Kühe verkauft. Haben Sie ſchon bei einem Fleiſchhauer 
geſehen: Hier wird Büffel, Kuh⸗ oder Stierfleiſch verkauft? Daſss 
das Fleiſch infolge deſſen billiger iſt, habe ich noch nicht geſehen, 
und Sie alle auch nicht, nicht einmal in der Markthalle, und 
dort wird es verkauft. Ich habe ſchon öfters in der Markthalle 
nachgeſehen, auch der Herr Stadtrath Fiedler, und da finde 
ich merkwürdigerweiſe die Wägen von allen möglichen Fleiſchhauern 
dort ſtehen, die dort einkaufen. Es iſt ein eigenthümliches Ver— 
hängnis, dass auf dem Taferl ihre Adreſſe darauf ſtehen mufs; 
ſie ziehen zwar verſchämt einen Kotzen darüber, aber wenn man 
denſelben aufhebt, ſo ſieht man die Adreſſe. Ich kann mich erinnern 
auch den Vorſteher der Fleiſchhauer-Genoſſenſchaft dort geſehen zu 
haben; er hat es ſelber zugegeben, dass er in die Großmarkthalle 
fährt, um einzukaufen, er hat zwar geſagt, er fährt nur hin, wenn 
er ein Hirn braucht. (Heiterkeit. ) 

Ich ſehe nicht ein, warum man nicht den Verſuch machen 
ſoll, in jedem Bezirke Fleiſchſtände zu activieren, und die anderen 
Standeln für den Fall als ſie mit dem Fleiſche nicht billig ſind, 
zu kündigen und unter denſelben oder ähnlichen Modalitäten 
weiter verkaufen zu laſſen. Ich glaube, daſs wir damit nicht das 
Arcanum gefunden haben, aber das Publicum ſieht jedenfalls ein 
Entgegenkommen unſererſeits, und ich glaube, das ſollte man auch 
thun. Man ſieht leider Gottes an der koloſſalen Zunahme des 
Conſums von Pferdefleiſch, daſs das Publicum nicht nur die 
beiten Qualitäten kauft. Ich glaube doch nicht, meine Herren, daſs die 
alle aus Gourmandiſe Pferdefleiſch eſſen, ſondern fie eſſen es aus dem 
einfachen Grunde, weil in Großſtädten die Fleiſchnahrung unbedingt 
nothwendig iſt. Was von einem Herrn Vorredner geſagt wurde, 
daſs man es kaum verlangen könne, dafs der Fleiſchhauer jeder 
Kundſchaft welches kleine Quantum immer ins Haus ſchickt, ſo 
iſt das richtig. Das iſt zur Bequemlichkeit des Publicums, und 
es iſt Sache des Fleiſchhauers, dafs er dann vielleicht in ſolchen 
Fällen theuerer rechnen ſoll, daſs er aber dem Publicum, das nicht 
ſo bequem iſt und in die Bank geht, entſprechend billiger ver— 
kauft. Ich glaube ja, meine Herren, dafs die Fleiſchhauer nicht 
auf Roſen gebettet ſind, was man aber von einem Ringe ſagte, 
ſo iſt das bei einem ſo großen Gewerbe ſchwer denkbar. Es 
müſſen beſondere Verhältniſſe beſtehen, die die Fleiſchhauer ver— 
anlaſſen, ſo theuere Preiſe zu halten. 

Es geht den Fleiſchhauern nicht am allerbeſten. Manchen 
Fleiſchhauer gibt es, und ich glaube, dass mehrere Collegen, 
ſpeciell von der Seite (rechts), einen geſehen haben, der ſich für ſeine 
Equipage zwei Radeln kaufen kann, dafs er aber für die anderen 
kein Geld mehr hat. (Heiterkeit.) Aber, meine Herren, vielleicht 
gilt das noch wo anders auch. 
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Es iſt auch von den Großſchlächtereien geſprochen worden. 
Dieſe ſind auch nach meiner überzeugung zu empfehlen. Sehen 
Sie, jetzt braucht der kleinſte Fleiſchhauer, wenn er ſchlägt, eine 
Maſſe Leute, wenigſtens an dem Tage, wo er ſchlägt. Er braucht 
einen Wagen, er braucht Pferde und einen Kutſcher. Würde 
eine Großſchlächterei beſtehen, ſo würden ſeine Regien bedeutend 
vermindert und er wäre in der Lage, billiger zu verkaufen. Das 
würde gehen, und ich glaube, der Herr Vorſprecher wird auch 
dagegen nicht widerſprechen. Das Gewerbe krankt aber auch an 
etwas anderem. Es iſt nämlich merkwürdig — es iſt ja richtig, 
ich kann das nicht für alle ſagen und will auch nicht generaliſieren — 
es iſt nämlich vielleicht gar kein Gewerbe auf der Welt, das eine 
ſo leichtſinnige Creditgebarung hat, als das Fleiſchhauergewerbe. 

Wer die Verhältniſſe kennt, wird zugeben müſſen, dass das 
ins abnorme geht. Jeder Gewerbsmann, der Credit geben mufs, 
erkundigt ſich über den, dem er creditiert; der Fleiſchhauer aber 
creditiert mit unendlichen Summen. Ich war ſchon wiederholt bei 
Gläubigerverſammlungen, da habe ich dies beobachtet, und ich 
kenne einen Fall, wo folgende merkwürdige Geſchichte heraus— 
gekommen ift: Ein Wirt war dem Fleiſchhauer ſchon 7-, 8000 fl. 
ſchuldig; da iſt ein anderer Fleiſchhauer gekommen, der ſeinem 
Collegen die 8000 fl. ausgezahlt hat und der dann dem Wirte 
noch weiter 14.000 fl. creditiert hat. Es war alſo kaum ein Jahr 
vorbei, ſo war ihm der Wirt 22.000 fl. ſchuldig und ſchließlich 
haben alle Gläubiger nichts bekommen. Der Fleiſchhauer hat aber 
nicht nur ſich geſchädigt — er hat die Concurrenten des Wirtes 
geſchädigt, die ihren Fleiſchhauer bezahlen und die daher mit ihm 
nicht concurrieren konnten — und auch die anderen Gewerbsleute 
hat er geſchädigt. 

Nun, ich glaube, es find außerdem noch manche andere Übel- 
ſtände im Gewerbe, für die man aber nach meiner Anſicht ganz 
ungerechtfertigterweiſe den armen Teufeln die Schuld zumiſst und 
die Koſten tragen läſst. 

Ich würde Ihnen, meine Herren, bei Punkt 1 und 2 bean— 
tragen: „Die Fleiſchſtände, für die Offerte vorliegen, ſeien zu 
activieren, und wo keine ſind, ſeien neue Offerten auszuſchreiben“ 
— und zu Punkt 2: „Bezüglich der anderen Fleiſchſtände wären 
in dem Falle, dafs ſich die Fleiſchſtände bewähren ſollten, alle 
dieſe Fleiſchſtände zu künden und ſie auf neuer reſpective ähnlicher 
Baſis wie dieſe 23 zu activieren und an einzelne Perſonen zu 
verleihen.“ Ich glaube, Sie werden dadurch der Bevölkerung gutes 
thun und ihr dadurch wirklich billiges Fleiſch ſchaffen können. 

Bezüglich der übrigen vier Punkte des Stadtraths-Antrages 
nehme ich gar keinen Anſtand, denſelben zuzuſtimmen. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen rechts.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Herr College Tagleicht! 

Gem.-Nath Tagleicht: Meine geehrten Herren! Ich kann 
nicht umhin, meinem Sitznachbar, Freund und Vorſprecher Herrn 
Gem.⸗Rath Helbig den Dank dafür auszusprechen, daſs er im 
Intereſſe der Wiener Fleiſchfrage unbeeinflußt die Wahrheit geſagt 
hat — diejenige Wahrheit, welche am heutigen Abend einzig und 
allein als Richtſchnur für die Beſchlüſſe des Gemeinderathes gelten ſoll. 

Ich möchte mich nun zunächſt mit demjenigen beſchäftigen, 
was Herr Herold in dieſer ſo intereſſanten und wichtigen Frage 
beſprochen hat. Meine Herren! Die Angelegenheit, über welche 
heute Herr Weſſely referiert, betrifft nicht ſo ſehr die Errichtung 
der 23 Fleiſchſtände, als vielmehr die Maskierung des gegen— 
wärtigen Präſidiums des Gemeinderathes gegenüber den Wünſchen 
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der Bevölkerung puncto Fleiſchfrage. So ift die Sache und ich ſage 
Ihnen, was Herr Herold und Herr Fiedler den Zwiſchen— 
händlern vorgeworfen haben, iſt ein großes Unrecht, weil bis jetzt 
noch niemand bewieſen hat, ſondern nur behauptet worden iſt, dafs 
der Zwiſchenhändler das Fleiſch vertheuere. (Ruf links: Das iſt ja 
ganz richtig!) Sehen Sie, daſs das richtig iſt! Ich erinnere nun 
an den Theil aus den ſehr richtigen Ausführungen des Herrn 
Helbig, welcher zeigt, dass die Fleiſchhauer oft ſelbſt keine Fleiſch— 
hauer, ſondern Fleiſchkäufer ſind, in der Markthalle einkaufen 
und von wem? vom Zwiſchenhändler, vom Commiſſionär. Übrigens 
werde ich Ihnen etwas mittheilen, was Sie vielleicht bis jetzt noch 
nicht erfahren haben. 

Wir haben in Wien Fleiſchhauer, die nicht nur das, was 
ich geſchildert habe, ſondern noch etwas anderes thun, nämlich ſie 
ſpeculieren mit Fleiſch. Sie kaufen auf dem Viehmarkte große 
Partien Ochſen zuſammen, ſchlachten ſie lediglich zum Zwecke des 


Verkaufes in der Großmarkthalle und laſſen ſie durch die Commiſſionäre, 


welche mit Unrecht außerordentlich viele Gegner haben, verkaufen. 

Die Fleiſchhauer benützen alſo dieſe Commiſſionäre für ihre 
eigenen Fleiſchhauergeſchäfte, und den Commiſſionären daraus einen 
Vorwurf zu machen, iſt ganz unrichtig. | 

Dieſe Commiſſionäre find übrigens ganz ehrenhafte Leute, 
Menſchen, die ſehr viel Steuer zahlen . (Gem.⸗Rath 
Gregorig: Meiftens find es keine Menſchen!) Nun, die Anſicht 
des Herrn Gregorig über Menſch und Thier kann ich nicht 
weiter verfolgen; ich bitte, mich alſo zu verſchonen. 

Ich ſage alſo, daſs man auf Grund der Behauptungen, 
welche von Herrn Herold und auch von Herrn Fiedler auf— 
geſtellt wurden, den Commiſſionären nicht den Vorwurf machen 
kann, dals fie unanſtändig, unehrenhaft und nicht geſchäftsmäßig 
vorgehen. 

Nun habe ich ſchon vorhin geſagt, dieſe Commiſſionäre zahlen 
Steuer, und es iſt daher begreiflich, dajs fie auch zu verdienen 
trachten. Was verdienen ſie nun? Eine Proviſion, und wenn 
jemand auf Proviſion arbeitet, jo muj8 er naturgemäß trachten, 
viel abzuſetzen, alſo hier viel Fleiſch zu verkaufen und da ergibt ſich 
nothwendigerweiſe der Schluſs, dass die Fleiſchcommiſſionäre an der 
Fleiſchvertheuerung kein Intereſſe haben, ſondern an der Ver— 
billigung des Fleiſches. Hingegen kommen für die Vertheuerung 
des Fleiſches alle jene Momente in Betracht, die Herr Helbig 
in ſo packender und ausführlicher Weiſe geſchildert hat. 

Meine Herren! Der Herr Fiedler hat uns eine Pariſer Markt: 
ordnung zur Verleſung gebracht, ich muss aber jagen, der Inhalt 
derſelben war unvollſtändig und für unſere heutigen Beſchlüſſe 
gewiſßs nicht maßgebend. Aber intereſſant iſt, dass derſelbe 
Herr Fiedler, welcher von einer Marktordnung für Paris 
ſpricht, für eine Marktordnung in Wien nicht das Wort nimmt. 

Dieſer Herr Stadtrath hat alſo mit dem Gegenſtande, der 
heute in Verhandlung ſteht, ſich eigentlich nicht in Contact geſetzt. 
Es hätte mich intereſſiert zu erfahren, was der Herr St.-R. 
Fiedler über die Anträge des Herrn St.-R. Weſſely denkt. 
(Unruhe.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Ich bitte um Ruhe, meine 
Herren. 

Gem.-Nath Tagleicht (fortfahrend): Ich glaube daher, dafs 
es ſich empfiehlt, ſich mit den Anträgen des Herrn Referenten zu 
beſchäftigen, damit die ſechs Punkte, welche hier vorgeſchlagen 
worden, durchberathen werden, und jene Anträge, die ſich nicht 
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direct auf die vom Stadtrathe geſtellten Anträge beziehen, heute 
nicht zu erörtern. Ich bin kein Fachmann, das Hehe ich offen 
und Sie wiſſen es ja. 

Wenn ich nun doch zu dieſem N das Wort 
ergriffen habe, fo tröſtet mich das eine, daſs auch der geehrte 
Herr Referent kein Fachmann in Fleiſchfragen iſt. 

Ich bin nur mit einem Theile ſeiner Anträge einverſtanden. 
Mit dem Punkte 1, wo es ſich um die Streichung der 23 Fleiſch— 
ſtände handelt, ſowie mit der Behauptung, dass 280 Fleiſchſtände 
nicht genügend ſind, um die Herabminderung der Fleiſchpreiſe zu 
bewirken, bin ich nicht einverſtanden. Wenn man ſich vergegen— 
wärtigt, dafs 280 Fleiſchſtände exiſtiert haben, und der beab— 
ſichtigten Vermehrung um 23 Halt geboten wird, fo mufs man 
ſich jagen, dafs da eigentlich nichts anderes maßgebend fei, als der 
Wunſch nach einem numerus clausus der Fleiſchſtände. Wenn 
man behauptet, daſs dieſe 23 Fleiſchſtände nicht nothwendig ſind 
und eine Verbilligung nicht herbeiführen werden, ſo möchte ich 
das eventuell dann zugeben, wenn dieſe 23 Fleiſchſtände wirklich 
ſchon vorhanden wären und eine Erfahrung darüber vorliegen 
würde. 

Allein, meine Herren, zu ſagen: weil dieſe 280 Stände ſchon 
exiſtieren, ſo wird auch dieſe Vermehrung um 23 Stände eine 
Verbilligung nicht herbeiführen — das iſt gar nicht in Zuſammen— 
hang zu bringen. Mir kommt es einfach vor, daſs man dieſe 
Nichtvermehrung der Stände den Fleiſchhauern zuliebe bean— 
tragt hat. Sehen Sie, meine Herren, voriges Jahr hat Herr 
v. Friebeis dieſe 23 Stände in Vorſchlag gebracht und deren 
Aufſtellung verfügt. Die Nothwendigkeit für die Errichtung dieſer 
23 Fleiſchverkaufsſtände war jedenfalls vorhanden. (Anhaltende 
Unruhe.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich, meine Herren, 
um etwas Ruhe bitten! Nicht einmal ich höre den Herrn Redner, 
ich vermuthe daher, daſs auch die geehrten Mitglieder des Ge— 
meinderathes den Herrn Redner nicht hören können. Ich bitte 
alſo um etwas Ruhe. 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich bin alſo betreffs des Punktes 1 
der Meinung, dass er nach den Anträgen des Herrn Helbig zu 
behandeln ſei. Mit Punkt 2 halte ich es ebenſo, wie Herr College 
Helbig es beantragt hat. 

Mit dem Punkte 3 mufs ich mich etwas näher befaſſen. Es 
heißt hier: „Auf dem täglichen Fleiſchmarkte find die Verkaufs 
preiſe erſichtlich zu machen.“ Nun, meine Herren, die Verfaufs- 
preiſe erſichtlich zu machen, iſt ja einmal ſchon angeordnet worden. 
Es beſteht ja eine Verordnung ſeit längerer Zeit, ſeit Jahren, dass 
die Fleiſchpreiſe erſichtlich gemacht werden ſollen. Es wird ſich alſo 
nur darum handeln, die Einhaltung dieſer Verordnung zu betreiben 
und zu verlangen. 

Was den Punkt 4 anbelangt, dafs über die Einrichtung des 
zweiten täglichen Fleiſchmarktes, ſowie über die Errichtung weiterer 
Fleiſchmärkte der Magiſtrat zu berichten habe .. . (Rufe: Lauter!) 
das iſt eine Zukunftsmuſik, meine Herren, von der der gegenwärtige 
Gemeinderath und Stadtrath wahrſcheinlich nie mehr etwas hören 
werden. Deshalb wünſche ich, dass hier verlangt werde, daſs 
innerhalb vier Wochen an den Gemeinderath über dieſen Gegenſtand 
berichtet werde. Ich erlaube mir alſo, dieſen Zuſatz⸗Antrag zu ſtellen. 

Punkt 5 lautet: „Der Magiſtrat hat über die Errichtung 
einer communalen Großſchlächterei, ſowie über den directen 


Bezug der Schlachtthiere unter Ausſchluſs jeden Zwiſchenhandels 
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und endlich über die Anlage von großen Kühlanlagen Bericht zu 
erſtatten.“ Meine Herren, unter Ausſchluſs des Zwiſchenhandels 
wird ein ſolches Unternehmen niemals beſtehen und ſelbſt, wenn es 
zwei Gemeindevertretungen beſchlie ßen, nicht bloß die eine in Wien. 
Es läſst ſich das ohne Zwiſchenhandel, ohne in Verbindung zu 
ſein mit denjenigen Factoren und Elementen, welche einem ſo 
großen Betriebe angehören müſſen, nicht durchführen. Ich bin daher 
der Meinung, daßs betreffs des Antrages 5 der Gemeinderath 
innerhalb drei Monaten von dem Stande dieſer Vorarbeiten in 
Kenntnis geſetzt werden ſoll. 

Meine Herren, was den Punkt 6 betrifft, ſo verlangt derſelbe 
nichts anderes als die Übernahme ſämmtlicher nach Wien geſchickter 


Thiere durch die Gemeinde Wien und den Viehverkauf durch be— 


eidete ſtädtiſche Organe. Ja, meine Herren, was ſoll das werden? 
Das ſoll offenbar nichts anderes werden, als ein Handelsgeſchäft, ein 
Handelsgeſchäft, in welches die Stadt Wien eintreten ſoll. Ja, wiſſen 
Sie, dajs an jedem Handelsgeſchäft ein großes Riſico hängt, wiſſen 
Sie ferner, daſs die eigene Regie für uns in Wien bisher in den 
verſchiedenen Fällen, wo ſie angewendet wurde, eine größere 
Auslage involviert hat, als wenn dieſe Geſchäfte in den Händen 
von Privaten waren? Ich bin daher gegen Punkt 6. Ich kann 
mir nicht erklären, dafs überhaupt die Commune Wien ein Unter— 
nehmen in eigener Regie dann übernehmen ſoll, ſo lange ſich noch 
ein Privatunternehmer dafür findet. Ich halte alſo dafür, dass 
dieſer Punkt 6 abgelehnt werden ſoll. Ich will, meine geehrten Herren, 
zum Schluſſe nur noch einiges ſagen. Wenn man ſich vergegen— 
wärtigt, daſs über das Offert-Ergebnis irgendeines Gegenſtandes, 
der ſchon beſchloſſen war, im Gemeinderath regelmäßig nicht 
referiert wurde, fondern nur bei dieſem Anlaſſe mit den 23 Fleiſch— 
ſtänden, jo werden Sie wohl anerkennen, dafs dieſe Geſchichte 
eine merkwürdige Provenienz hat. Ich glaube, dafs die Provenienz 
die iſt, daſs unſer geehrtes Präſidium die Fleiſchfrage jetzt vor 
den Wahlen in den Landtag und Reichsrath ausſchroten will im 
Intereſſe ihrer eigenen Partei. (Lebhafter Widerſpruch links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Darf ich den Herrn 
Redner unter brechen. Ich mache den Herrn Redner darauf auf— 
merkſam, daſs ich zu wiederholtenmalen interpelliert worden bin, 
und zwar von Ihren eigenen Parteigenoſſen, ob denn nicht irgend— 
etwas geſchieht, um billigeres Fleiſch herbeizuführen, und deswegen 
haben wir uns erlaubt, dieſe Anträge zu ſtellen. (Lebhafte Heiter— 
keit links.) 

Gem.-Nath Tagleicht: Die Liebenswürdigkeit, mit welcher 
der geſchätzte Herr Vice-Bürgermeiſter dieſe Erklärung abgibt, findet 
meinerſeits die vollſte Würdigung. (Schluſsrufe links.) 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Ich bitte, meine Herren, 
mir doch die Leitung der Verhandlung zu überlaſſen. 

Gem.-Nath Tag leicht: War ja doch ich ſelbſt einer der- 
jenigen, die ſchon vor drei Monaten über den Gegenſtand eine 
Interpellation geſtellt haben. Es iſt nothwendig, dafs das feſtgeſtellt 
wird, damit nicht der Herr Vice-Bürgermeiſter uns ein Verſehen 
zuſchiebt, das in der That nicht vorliegt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Herr College Dr. Reiſch! 

Gem.-Nath Dr. Neiſch: Ich habe mich zum Worte ge— 
meldet, lediglich um über die punkte 1 und 2 des Referates zu 
ſprechen. Bevor ich jedoch daran gehe, möchte ich den Herrn 
Referenten erſuchen, uns einige Aufklärungen zu geben. Es wird 
nämlich im Punkte 1 eine Motivierung gegeben, und es wird ge— 
ſa gt, nachdem ohnehin bereits 280 Fleiſchſtände beſtehen, würde 
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die Errichtung neuer Stände keine Verbeſſerung der Zuſtände 
hervorbringen. Nun würde ich mir erlauben, eine neue Frage zu 
ſtellen. Gelten bei den 280 beſtehenden Fleiſchſtänden dieſelben 
Bedingungen wie bei den neu a creierenden 23 communalen 
Fleiſchſtänden? 5 

Referent: Nein, nicht dieselben Bedingungen. Dieſe be⸗ 
ſtehenden Fleiſchſtände find von zweierlei Art. Es ſind Fleiſch⸗ 
ſtände, wo die Eigenthümer die Beſitzer der Stände ſind, die aber 
auf cemmunalem Grunde ſtehen; dann find auch Fleiſchſtände, 
welche der Gemeinde gehören. Dieſe Fleiſchſtandbeſitzer, welche die 
communalen Fleiſchſtände im Beſtand haben, ſollen nach einer 
Beſtimmung das Fleiſch gegen den Preis in den Bänken um 7 kr. 
billiger verkaufen. 

Gem.-Nath Dr. Neiſch: Das wollte ich nur conſtatiert 
haben. Dann wollte ich, nachdem der geehrte Herr Referent ſich 
dahin geäußert hat, dass ſeitens der Organe, vermuthlich ſeitens 
des Herrn Magiſtratsreferenten und des Magiſtratsdirectors, auch 
die Außerung dahin abgegeben worden iſt, dafs mit dieſen 
23 Ständen nichts gethan wäre, doch um Aufklärung bitten, nach— 
dem ja der Herr Referent jedenfalls auch bei der Verhandlung 
gegenwärtig war, welche während des proviſoriſchen Regimes unter 
dem Herrn Bezirkshauptmanne damals geführt wurde, wo der 
geſammte Beirath — ich weiß von der Abſtimmung nichts — 
unter Beiſtimmung des Beirathes und der maßgebenden Magiſtrats— 
factoren den Beſchluſs gefasst hat, dafs die 23 Stände zu errichten 
ſeien, jedenfalls nicht deshalb, weil ſie nichts nützen, ſondern weil 
man ſie damals als nützlich anerkannt hat. (Rufe rechts: Der 
Beirath hat ſie abgelehnt!) | 

Vice -Bürgermeifter Dr. Cueger: Iſt das Maß der Fragen 
ſchon erſchöpft? Sonſt würde ich bitten, den Herrn Referenten 
ſofort zu fragen. Man kann ja den Referenten. nicht behandeln 
als wenn er ein Examinant wäre. . 

Gem.⸗Nath Dr. Reiſch: Ich bitte um Verleſung des Gut⸗ 
achtens. 

Referent: Die Berathung über die Errichtung der 23 Fleiſch⸗ 
ſtände unter dem k. k. Bezirkshauptmanne Friebeis hat in 
folgender Weiſe ſtattgefunden. Es wurde ein Comité eingeſetzt, 
und zwar wurden Herr College Gräf, der frühere College Witzels⸗ 
berger, Herr Dr. Nechansky und dann meine Wenigkeit 
gewählt, und der Marktreferent Herr Magiſtratsrath Siegl und 
Herr Marktdirector Kainz waren als Beiräthe dem Comité zu— 
gezogen. Bei der Berathung im Comité ſchon. hat ſich — 
es Ihnen nicht genau ſagen, ob die Majorität — aber doch eine 
beträchtliche Zahl der Votanten gegen die Errichtung der 23 Stände 
ausgeſprochen. Bezüglich des Referates wurde im Beirathe mit 
9 gegen 4 Stimmen entſchieden, daſs die Fleiſchſtände nicht er⸗ 
richtet werden ſollen. Trotz dieſes Gutachtens des Beirathes hat 
aber der k. k. Bezirkshauptmann Dr. v. Friebeis die Verfügung 
getroffen, die 23 Fleiſchſtände errichten zu laſſen. Das iſt der 
Hergang. 

Gem.-Nath Dr. Reiſch: Es würde zur Ergänzung dienen 
und auch von großem Intereſſe ſein, wenn das Gutachten, welches 


damals ſeitens des magiſtratiſchen Referenten und vermuthlich auch 


ſeitens des Marktdirectors bezüglich der Fleiſchſtände erſtattet 
wurde, zur Verleſung gelangen könnte. 

Referent: Dieſes Gutachten ſteht mir nicht zur Verfügung. 
Herr Marktdirector Kainz iſt anweſend. Er wird dasſelbe ſagen. 
Er hat damals geſagt, die Errichtung von 23 Ständen wird die 


ich kann 
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Fleiſchpreiſe nicht ändern, außer — und das iſt auch ſeine Meinung 
— dafs ein zweiter Fleiſchmarkt errichtet würde, und hier in dem 
Stadtraths⸗Antrage iſt dieſer Anregung wegen Errichtung eines 
zweiten täglichen Fleiſchmarktes Folge gegeben. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Ich würde Sie noch—⸗ 
mals bitten, endlich mit den Fragen aufzuhören oder fie zuſammen⸗ 
zufaſſen. Es geht nicht an, dafs der Referent fo behandelt wird, 
wie Sie es zu thun belieben. Wenn Sie einen Antrag auf Ein⸗ 
vernehmung der Marktorgane ſtellen, bin ich gerne bereit, Ihrem 
Wunſche zu willfahren und ich werde ſowohl dem Herrn Markt— 
referenten Siegl als dem Marktdireckor Kainz das Wort 
ertheilen. 

Gem.-Nath Dr. Reiſch: Ich bitte, 
director Kainz zu erſuchen, bekanntzugeben, 
er ſeinerzeit über dieſe Frage abgegeben hat. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Tueger: Ich bitte, Herr Markt— 
director Kainz wird hier ſein Gutachten abgeben. 

Er wird es ſo abgeben, wie er es uns gegeben hat, denn 
was eventuell ſchon früher geſchehen iſt, das geht uns nichts an. 
Es kümmert uns nur das, was er uns geſagt hat. Wir wiſſen 
ſchon, was früher geſchehen iſt. (Rufe rechts: Wir aber nicht, wir 
ſind neu!) Herr College, in der Beziehung ſind wir ganz genau 
unterrichtet, wünſchen Sie, dafs Herr Marktdirector Kainz 
ſeine Anſchauungen vorbringt? 

Gem.-Nath Dr. Neiſch: Ich bin aber am Worte? 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Das werde ich dann 
ſpäter beurtheilen. 

Marktdirector Kainz: Die Frage der Errichtung von Fleiſch⸗ 
ſtänden iſt nicht von heute und geſtern, ſondern ſchon oft auf 


den Herrn Markt⸗ 
welches Gutachten 


der Tagesordnung geweſen, nicht allein im Gemeinderathe, ſondern 


auch von der Statthalterei wurde dieſe Frage eingehend ventiliert. 
Ich habe mich immer in einem und demſelben Sinne ausgeſprochen 
und kann mit Ruhe jagen, dass ich nicht ſozuſagen heute zur 
Situation bloß ſpreche oder geſprochen habe, wenn ich mich im Stadt— 
rathe dahin ausgeſprochen habe, daſs ich mir von der Errichtung 
der Fleiſchſtände, wie ſie hier gedacht ſind und wie ſie nach dem 
Referate errichtet werden ſollen, keinen beſonderen Erfolg verſpreche. 
Die Gemeinde hat mit der Freigebigkeit, mit welcher fie Fleiſch— 
ſtände errichtet hat, bisher keinen guten Erfolg erzielt. 

Der Gemeinderath hat ſchon in den Sechzigerjahren Fleiſchſtände 
errichten laſſen, und zwar ſtabile Stände und hat den Beſitzern 


oder denjenigen Gewerbsleuten, welche ſich um ſolche Fleiſchſtände 


beworben haben, beſondere Vorrechte eingeräumt: billigen Zins, 
Sicherheit der Verkaufsſtätte, und hat ihnen nur eine Bedingung 
geſtellt: dafs fie das Fleiſch um einige Kreuzer billiger verkaufen, 
als es in den Bezirken bei den Fleiſchhauern verkauft wird. 
Unter dem alten Maß und Gewichte betrug dieſe Differenz 4 kr. 
und als das neue Maß in Activität getreten war, betrug die 
normierte Differenz 7 kr. Was haben aber dieſe Fleiſchſtandbeſitzer 
gethan? Ich mufs noch hinzufügen, dafs ihnen auch die Verpflichtung 
auferlegt wurde, das Fleiſch, welches ſie aus der Großmarkthalle 
beziehen, zum gleichen Preiſe zu verkaufen, wie es dort verkauft 
wird. Was haben ſie aber gethan? Sie haben billiges Fleiſch aus 
der Großmarkthalle bezogen und haben es nur um 4 beziehungs⸗ 


weiſe 7 kr. billiger verkauft als das Fleiſch bei den Fleiſchhauern, 


wo friſch geſchlachtetes Fleiſch daher unter gewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſen als beſſere Ware zu erhalten iſt. Sie haben alſo — wie 
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geſagt — bloß um 4 oder 7 kr. billiger verkauft, und daher das 
Hallenfleiſch vertheuert. 

Andererſeits haben ſie auch inſofern nicht entſprochen, als ſie 
überhaupt mindere Qualitäten geliefert haben, woraus ſich eine 
Menge von Klagen ergeben hat. Es hat aber die Gemeinde, um 
auch in der Fleiſchfrage eine Action einzuleiten, in der Groß— 
märkthalle Stände errichtet, und zwar 42. Dieſen Ständebeſitzern 
iſt die Verpflichtung auferlegt worden, friſch geſchlachtetes Fleiſch 
zu einem Preiſe zu verkaufen, der um 15 kr. billiger iſt, als der 
höchſte Preis im III. Bezirke. Dieſe Preisdifferenz haben die 
Ständebeſitzer ſeit jeher eingehalten und haben ſogar die Preiſe 
tiefer angeſetzt. Allein, was haben ſie gethan und was thun ſie 
heute noch? Sie kaufen das Fleisch in der Großmarkthalle, wo: 
ſelbſt ſie es zu billigen Preiſen erhalten. Denn kauft ein Fleiſch⸗ 
hauer um 56 kr. hinteres Fleiſch, dann bei einem Hauſierer, der 
draußen herumgeht und uns wohlbekannt iſt, Knochen zur Zu— 
wage, gibt dieſe 25percentige Zuwage zu Fleiſch von einem 
Ochſen, der gar nicht zu den Knochen gehört, und ſetzt dann 
dieſes Fleiſch mit 75 oder 80 kr. auf dem Tarife an, ſo kann 
man wohl ſagen, daſs dadurch eine Vertheuerung des Fleiſches 
herbeigeführt wurde. Aus dieſem Grunde bin ich nicht für die Er— 
richtung neuer Fleiſchſtände, wenn ich mir dieſen „Erfolg“ vor 
Augen halte. Es iſt auch dieſe Action gegenüber der großen Anzahl 
von Fleiſchhauern doch etwas kleinlich. Wir haben in Wien über 
1000 Fleiſchhauer. Was ſollen die 23 Stände für Concurrenz 
bieten, ſelbſt unter den Umſtänden und Verhältniſſen, unter 
welchen ſie nach dem Referate hätten ins Leben treten ſollen? Die 
Gemeinde hätte auf die Qualität des Fleiſches gar keinen Einfluss! 
(So iſt es!) Sie hätte nur den Einflufs, dajs fie den jeweiligen 
Preis des Fleiſches in der Markthalle erhebt, den Zuſchlag, den 
die betreffenden Bewerber zu gewähren ſich ſelbſt erboten haben, 
dazurechnet und überwacht, dafs der Fleiſchhauer nicht höher ver— 
kauft als er nach ſeinem Offerte ſelbſt erklärt hat. Nun, meine 
Herren, wenn ich aber die Qualität nicht beſtimmen kann, ſo habe 
ich ja gar keinen Einfluſs. (Rufe: So iſt es!) Denken Sie ſich, 
ich gehe als Beamter zu einem Stande hin und ſage: „Sie, Herr, 
das Fleiſch iſt zum Marktpreiſe zu ſchlecht!“ Der Mann ſagt 
darauf: „Was ſagen Sie, Sie finden das Fleiſch zu dem Preiſe 
zu ſchlecht? Ich werde Ihnen einen Fachmann bringen.“ Er 
geht zur Fleiſchhauer⸗Genoſſenſchaft, holt fi nun zwei Herren, 
welche ſogar finden, daſs das Fleiſch für dieſen Preis noch zu 
gut iſt; denn derſelbe iſt ſo niedrig, dafs der Fleiſchhauer nicht 
exiſtieren kann. In dieſem Falle wird nicht mir, ſondern dem 
praktiſchen Fachmanne geglaubt werden, wodurch nicht nur ich 
ſozuſagen blamiert bin, ſondern auch die Gemeinde, und würde 
dadurch die Einrichtung der Gemeinde discreditiert ſein denn oben 
auf den Fleiſchſtänden ſoll ſtehen: „Städtiſcher Fleiſchſtand“ und 
— wenn ich mich recht erinnere — ſoll oben auch das ſtädtiſche 
Wappen angebracht werden. Alſo unter der Agide der Gemeinde 
ſoll ſchlechtes oder minderwertiges Fleiſch zu nicht entſprechenden 
Preiſen verkauft werden. Dafür, meine Herren, kann ich mich 
nicht begeiſtern, und ich bleibe bei dem, was ich ſeit jeher geſagt 
habe: Für die Errichtung neuer Fleiſchſtände bin ich nicht! Dafür 
aber werde ich fein und war es ſeit jeher, dass die jetzigen 
Fleiſchſtandbeſitzer verhalten werden, mit den Preiſen herabzugehen. 

Meine Herren! Die Stände haben höhere Preiſe als die 


Fleiſchhauer, und dieſe zahlen theueren Zins und müſſen ſozuſagen 
bei ihren Läden ſtehen und auf Kunden warten, während das 
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Publicum für die Stände eine gewiſſe Vorliebe hat, zu ihnen 
hingeht und dort kauft. Es wird bei den Marktſtänden Fleiſch 
verkauft um 80 und 85 kr., das keine 60 kr. wert iſt, worüber 
ich mich oft geärgert habe. Aber ich kann nichts machen. Alſo, 
da ſoll man eigentlich eingreifen und dieſe Leute zwingen, dass 
ſie zu einem entſprechenden billigen Preiſe verkaufen, was ſie auch 
thun können, weil ſie weniger Regie und Auslagen haben und 
ihnen die Gemeinde einen Verkaufsplatz gibt, der auf einem offenen 
Markte liegt und viel günſtiger ſituiert iſt, als vielleicht ein Ge— 
wölbe in einer abgelegenen Gaſſe. Wenn Sie, meine Herren, 
gründlich und mit Erfolg die Fleiſchfrage löſen wollen, ſo nehmen 
Sie die Anträge an, welche im Stadtrathe von unſerem hochver— 
ehrten Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger geſtellt worden 
ſind. Wenn dieſe Anträge, wie ich ſie mir denke, hier angenommen 
werden, wird der Erfolg nicht ausbleiben. Es mufßs aber unbe— 
dingt bei dieſen Anträgen Folgendes als ſelbſtverſtändlich betrachtet 
werden, wenigſtens von meiner Seite, und zwar bei Punkt 4. 
Die Errichtung eines zweiten täglichen Fleiſchmarktes iſt unbedingt 
nothwendig, der aber ein Detailmarkt und kein En gros-Markt ſein 
mus. Wien hätte an einem En gros-Markt genug. Es fehlt aber 
ein Detailmarkt, damit das Publicum daſelbſt das Fleiſch kaufen 
kann, welches es will. Das Fleiſch muss in Stücken verkauft 
werden ohne Zuwage. Dann heißt es, hat der Magiſtrat über die 
Errichtung einer kommunalen Großſchlächterei ꝛc. zu berichten. Ja, 
wenn dies Erfolg haben ſoll, darf die Großſchlächterei nicht anderen 
Händen übergeben werden, ſondern die Gemeinde mußs ſie ſelbſt 
betreiben, das Fleiſch ſelbſt ausſchroten. Die Gemeinde wird auch 
dafür ſorgen, dass die Bevölkerung friſches billiges Fleiſch bekommt, 
und wenn die Fleiſchhauer dann mit den Preiſen heruntergehen, können 
vielleicht temporär die Verkaufsſtellen wieder geſchloſſen oder den 
Fleiſchhauern übergeben werden, wie es ſeinerzeit in anderen Städten 
geſchah, z. B. in Agram. 

Was den Einkauf von Vieh durch die Gemeinde anbelangt, 
und dajs die Gemeinde den Verkauf durch beeidete ſtädtiſche Organe 
beſorgen laſſen ſoll, ſo kann ich dies nur lebhaft befürworten. 


Die Vertrauenswürdigkeit des Marktes würde dadurch gehoben 
werden (Sehr richtig!) — ich kann mich über die Verhältniſſe 
hier nicht näher ausſprechen, aber es wäre gut, wenn das ge— 
ſchehen würde, und ich kann Ihnen das nur auf das lebhafteſte 
empfehlen. (Beifall.) | 

Zum Schluffe iſt es mir wohl noch geſtattet, zu erwähnen, 
dafs es wohl Pflicht der Gemeinde iſt, für die Verbilligung des 
Fleiſches zu ſorgen. 

Die Gemeinde hat ſeinerzeit, von dieſer Intention ausgehend, 
den Fleiſchmarkt errichtet, und zwar mit der Abſicht, der Bevölke— 
rung dort den Einkauf von billigem Fleiſche zu ermöglichen. 
Urſprünglich war der Fleiſchmarkt wohl nur als Einkaufsquelle 
für die Fleiſchhauer gedacht, weil man ſich vor Augen hielt, dass 
die Fleiſchhauer, wenn ſie billig einkaufen, auch billig verkaufen 
werden, da ſie es dann können. Das eine findet ſtatt, das andere 
iſt aber nicht geſchehen! (Beifall rechts.) Können Sie es alſo dem 
Publicum verargen, wenn es ſelbſt hinausgeht, ſich zu den Ständen 
drängt und das Fleiſch dort jelbft kauft? 

Meine Herren! Das Fleiſch iſt nicht fo ſchlecht, was die 
Herren Fleiſchhauer überlaſſen. Das beſte kaufen die Fleiſchhauer, 
das iſt richtig, und alle Fleiſchhauer in Wien kaufen draußen 
Fleiſch, und zwar recht gutes und billiges Fleiſch ein, aber in 
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den Bänken verkaufen fie es fo theuer wie das Fleiſch vom 
Ochſen, welchen fie auf dem Markte kaufen. (Sehr richtig!) 

Nun, meine Herren, wenn das Publicum fort und fort mit 
den theueren Fleiſchpreiſen zu kämpfen hat, kann man es ihm 
wohl nicht verargen, wenn es an die Urquelle geht, in die Groß— 
markthalle. Durch die ſteigende Nachfrage ſind die Fleiſchverkäufer 
draußen von dem ſogenannten guten Wege nach und nach abge— 
lenkt und auf den böſen Weg geführt worden, nämlich im kleinen 
zu verkaufen. 


Es iſt draußen der ſogenannte ſtückweiſe Verkauf eingeführt, 


welcher ganz bedeutende Dimenſionen angenommen hat, was ich 
allerdings zugeben muſs. Vor den Feiertagen, zum Beiſpiel, wo 
der kleinſte Geſchäftsmann und auch der ärmſte Arbeiter ſeiner 
Familie Fleiſch, und zwar Rindfleiſch oder Braten bieten will, 
kommen 8000 bis 10.000 Perſonen hinaus, um dort Fleiſch 
ſehr billig einzukaufen. Ein Kilo hinteres Rindfleiſch zum Bei— 
ſpiel um 60 kr. ohne Zuwage iſt gewißs billiger als ein Kilo 
Rindfleiſch um 80 kr. in der Bank mit 25 Percent Zuwage. (Sehr 
richtig! rechts.) Es wäre von den Fleiſchhauern — entſchuldigen 
Sie, wenn ich mich des Ausdruckes bediene — klüger geweſen, wenn ſie 
endlich mit den Preiſen herabgegangen wären. Die letzte Enunciation 
der Fleiſchhauer⸗Genoſſenſchaft iſt eigentlich ſozuſagen viel Lärm 
um nichts geweſen, denn die Preisreductionen haben ſich auf drei 
Fleiſchhauer beſchränkt, die von 95 auf 90 kr. herabgegangen find, 
während alle anderen bei den beſtehenden Preiſen blieben und 
ſich äußerten: „Der Beſchluſs iſt für uns nicht bindend und 
jetzt gehen wir erſt recht nicht herunter, weil die Herren das 
gewollt haben.“ Es wäre aber gut geweſen, wenn die Fleiſchhauer 
mit den Preiſen herabgegangen wären; dann würde einerſeits die 
Gemeinde nicht in die Nothwendigkeit verſetzt, auf Mittel und 
Wege zu denken, die vielleicht ſchärfer in das Gewerbe eingreifen 
als die Errichtung der Fleiſchſtände, und die Fleiſchhauer würden 
andererſeits auch den Vorwurf von ſich abwälzen, der noch immer 
auf ihnen laſtet, daſs fie zur Verarmung des Volkes durch die 
Vertheuerung des Fleiſches beigetragen haben. (Beifall rechts.) 

Bice-Bürgermeifler Dr. TCueger: Ich bitte Herrn 
Dr. Reiſch, fortzufahren. 

Gem.-Nath Dr. Reiſch: Meine Herren, ich erlaube mir 
nur darauf zurückzukommen, das dieſes Argument, welches im 
Referate als Motiv angeführt wird, daßs bereits 280 Fleiſchſtände 
exiſtieren, nicht hinreicht, um nachzuweiſen, daſs die Errichtung 
neuer Stände nicht erforderlich ſei, daſs dieſes Motiv abſolut 
nicht ſteht, weil die 280 Fleiſchſtände eben unter anderen Bedin— 
gungen exiſtieren. 

Solche Fleiſchſtände, wie fie proponiert und in der Offert⸗ 
verhandlung ausgeſchrieben waren, hat es bisher in Wien noch 
nicht gegeben. Dieſe Stände ſollen ſtädtiſche Fleiſchſtände ſein, bei 
welchen die Abgabe des Fleiſches in einer ganz beſtimmten Corre- 
lation zum Fleiſchpreiſe in der Großmarkthalle ſteht. Es wären 
alſo eigentlich lauter Detailmarkthallen, welche von der Commune 
an verſchiedenen Punkten von Wien errichtet werden. 

Ich bin ja auch nicht der Anſicht, dass durch dieſe 23 neuen 
Fleiſchhallen überall eine Verbilligung des Fleiſches herbeigeführt 
würde. Doch iſt es ſehr möglich, dajs fie die Anregung geben, 
eine richtige Taxierung der Fleiſchpreiſe herbeizuführen, indem 
dieſelben Preiſe, welche nun an einem Punkte, in der Großmarkt⸗ 
halle, feſtſtehen, in den Bezirken verbreitet werden. Ich glaube 


daher, dafs, nachdem es ſich um eine jo wichtige Sache handelt 
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und die Errichtung diefer Stände ja eine verhältnismäßig geringe 
Poſt im Budget der Stadt Wien repräſentiert, dieſer Verſuch 
immerhin gemacht werden fol. Niemand kann behaupten, dafs 
dieſer Verſuch ſchädlich ſein könnte. Warum ſoll man in einer ſo 
hochwichtigen Frage nicht einen ſolchen Verſuch machen? Wenn 
man auch nicht überzeugt iſt, daſss er eine durchſchlagende Wirkung 
hat, ſo dürfte er doch eine günſtige Einwirkung auf die Bildung 
der Fleiſchpreiſe haben. Ich kann daher auf das wärmſte den 
Antrag des Gem.⸗Rathes Helbig unterſtützen und ſchließe mich 
demſelben vollſtändig an. | 

Bezüglich des zweiten Punktes verweiſe ich darauf, dafs 
bereits in dem Verwaltungsberichte des Bezirkshauptmannes 
Dr. v. Friebeis geſagt iſt, dafs dieſen Leuten einjährig gekündigt 
werde, damit die Gemeinde Gelegenheit habe Einfluſs zu nehmen 
auf die Bedingungen, unter welchen die Leute ſelbſt verkaufen 
werden und ich begreife nicht, warum in Folge dieſer Kündigung 
nicht ſofort dieſe Einwirkung auf die 280 Beſitzer von Fleiſch⸗ 
ſtänden eingetreten iſt. 

Ich ſchließe damit, daſs ich den Herren empfehle, auf den 
Antrag einzugehen, bezüglich der Fleiſchſtände, auf die bereits 


Offerte überreicht wurden, ſofort mit der Vergebung gemäß den 


Offerten vorzugehen, und bezüglich derjenigen Fleiſchſtände, auf 
die kein Offert vorliegt, die Offertverhandlung einzuleiten. Ich 
empfehle dies im Intereſſe der großen Bevölkerung Wiens, welche 
unter den enormen Fleiſchpreiſen zu leiden hat. (Bravo! Bravo! 
rechts.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Meine Herren! Es iſt 
nicht möglich, die Berathung über dieſen Gegenſtand zu Ende zu 
führen, da bis jetzt noch folgende Herren Gemeinderäthe zum 
Worte gemeldet ſind: Schneeweiß, Seiler, Schreiner, Hütter, 
Dr. Nechansky, Schlechter, Roſam, Fiedler, Schlögl, 
Fiſcher, Gregorig, Brauneiß, Rauſcher. 

Es wird daher die Berathung über dieſen Gegenſtand in der 
nächſten Sitzung fortgeführt werden und ich erkläre die Sitzung 


für geſchloſſen. 


(Schluſs der öffentlichen Sitzung 8 Uhr abends.) 


Studtrath. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 13. October 1896. 
Mittwoch, den 14. October 1896. 
Donnerstag, den 15. October 1896. 
Freitag, den 16. October 1896. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 29. September 1896. 
Vorſitzende: Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Karl Lueger. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Joſef Neumayer. 


Anweſende: Braun, Grünbeck Sebaſtian, 
Büſch, Hipp, 
Dr. Deutſchmann, Hörmann, 
Fiedler, Hraba, 
Gräf, Dr. Kupka, 
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Dr. Mayreder, Seichert, 
Müller Lorenz, Dr. Wähner, 
Rauer, Weitmann, 
Riß aweg, Weſſely. 
Schreiner, 


Beurlaubt: Bürgermeiſter Joſef Strobach, St. R. Dr. Krenn, 
Purſcht, Tomola. 

Experten: Magiſtratsdirector Tachau, Baudirector Berger. 

Schriftführer: Magiſtrats-Commiſſär Dr. Weiſer. 


Vice Nürgermeiſter Dr. Neumayer eröffnet die 
Sitzung und gibt die Nach weiſung über die Belaſtung des 
Reſervefondes mit 26. September 1896 bekannt: 
Neſervefon ?????? 
Effective Belaſtung . 166.506 fl. 41 ½ kr. 
Belaſtung durch in Ausſicht 

ſtehende, bereits ge⸗ 

nehmigte, jedoch noch 

nicht effectuierte Aus⸗ 

lagen 426.855 „ 73½ „ 


500.000 fl. — kr. 


zuſammen . 593.362 „15, 


77 


daher um. 93.362 fl. 15 kr. 
und nach Hinzurechnung der für unvorhergeſehene 
Auslagen bei den Bezirken I bis XIX 


a 500 fl. zu reſervierenden . 9.500 „ — „ 
eigentlich uu 102.862 fl. 15 kr. 
überſchritten. 


Außerdem ſtehen für Rechnung des Reſervefondes Anträge im 
Geſammtbetrage von 438.265 fl. 21 kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung noch ausſteht. (Zur Kenntnis.) 

(7967.) St.-N. Fiedler referiert über die Beſetzung zweier 
freigewordenen Plätze an der Diehl'ſchen Stiftungsſchule im V. Be— 
zirke und beantragt, dieſelben den Bewerberinnen Marie Maly und 
Emilie Lehar zu verleihen. Angenommen.) 

St.-R. Fiedler referiert über Anſuchen um Nachſicht von 
Hundeſteuern, beziehungsweiſe Hundeſteuerſtrafen. 

Die Anträge des Referenten werden genehmigt. 

(7895.) St.-R. Fiedler referiert über die Bewilligung eines 
Mehrquantums von 200 m? Gebirgs- und 300 m? Wienfluſsſchotter 
zur Erhaltung der Schotterſtraßen im V. Bezirke und beantragt die 
Genehmigung und Bewilligung eines Zuſchuſscredites in der Höhe 
des Erforderniſſes von 1490 fl. zur Ausgabs-Rubrik XXII 2 a. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7887.) St.⸗R. Fiedler referiert über das Ergebnis der 
Offertverhandlung für die Canalbauten in der Waldmüller- und 
Friedensgaſſe ſowie in der Valerieſtraße im IT. Bezirke und beantragt 
die Genehmigung des Beſtbotes des Anton Sikora mit dem Nach— 
laſſe von 4°6 Percent von den Preiſen des Koſtenanſchlages in Ge— 
mäßheit des Magiſtrats-Antrages. Angenommen.) 

(7662.) St.-R. Gräf referiert über den Recurs des Reſtaura— 
teurs Georg Wendl, XIX., Gymnaſiumſtraße 62 reſpective Billroth— 
ſtraße 29 und 31, gegen die aus ſicherheits- und feuerpolizeilichen 
Rückſichten angeordnete Caſſierung der beſtehenden und Herſtellung 
einer feuerſicheren Stiege und beantragt dem Recurſe Folge zu geben, 
nachdem ſich die beanſtändete Stiege im brauchbaren Zuſtande befindet. 

(Angenommen.) 
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(7898.) St.⸗R. Gräf referiert über rückſtändige Beerdigungs— 
koſten nach zehn Parteien aus dem XVI. Bezirke im Betrage von 
42 fl. und beantragt die Abſchreibung derſelben aus dem Grunde der 
Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 

(7843. St.⸗R. Gräf referiert über Anſuchen um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband von Parteien aus dem XVI. Bezirke 
und beantragt die Verleihung der Zuſtän digkeit an: 

Greis Johann, Gaſtwirt; 

Bartl Johann, Zimmerputzer; 

Loho Karoline, Wirtſchafterin; 

Vaclavik Joſef, Schloſſergehilfe; 

Neuwirth Joſef, Schloſſergehilfe; 

Lukes Thereſia, Einwäſcherin; 

Kowaßfik Adalbert, Diurniſt. (Angenommen.) 


(7882.) St.-R. Braun referiert über das Ergebnis der 
Offertverhandlung für den Canalbau in der Dittmanngaſſe im 
XI. Bezirke und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Anton 
Sikora mit dem Nachlaſſe von 6 Percent von den Preiſen des 
Koſtenanſchlages unter den im Magiſtrats⸗Antrage enthaltenen Be— 
dingungen. ( Angenommen.) 

(7933.) St.⸗R. Braun referiert über die Erweiterung des 
Platzes zur Beerdigung der Leichen ruſſiſcher Staatsangehöriger ortho— 
doxer Confeſſion im Central-Friedhofe, und beantragt: 

1. der kaiſerlich ruſſiſchen Botſchaft in Wien zur erwähnten 
Erweiterung lediglich ein Recht auf Benützung des an den bereits 
überlaſſenen angrenzenden, im Plane näher bezeichneten Platzes auf der 
Grabſtellengruppe XI im Ausmaße von 252 m? zur Herſtellung von 
38 Einzelngräbern im Sinne des § 11 der Begräbnis- und Gräber— 
ordnung vom Jahre 1888 und der für die Erwerbung von Gruft— 
plätzen und Einzelngräbern, ſowie für die Beilegung von Leichen 
beſtimmten Gebüren zu überlaſſen; 

2. die aus dieſem Rechtsgeſchäfte ſich ergebenden Koſten für 
Stempel und Gebüren habe die kaiſerlich ruſſiſche Botſchaft in Wien 
zu tragen. (Angenommen.) 

7844.) St.⸗R. Braun referiert über das neuerliche Anſuchen 
des Pfarramtes Weinhaus um Tragung der Koſten für das Aufziehen 
der Thurmuhr der Kirche zu Weinhaus ſeitens der Gemeinde Wien 
und beantragt die Ablehnung. ( Angenommen.) 


(7861.) St.-R. Braun referiert über das Anſuchen des Jakob 
Gradinger und Franz Schmucker um Pachtübertragung der 
dem erſteren hinſichtlich der ſtädtiſchen Grundparcelle Nr. 1276/13 
im XI. Bezirke zuſtehenden Pachtrechte an den letzteren und beantragt 
die Genehmigung. (An genommen.) 

(7857.) St.⸗R. Braun referiert über das Anſuchen des Franz 
Koczor um Verminderung der Straßenbreite der Leberſtraße im 
XI. Bezirke und beantragt, behufs Feſtſtellung der thatſächlichen Ver— 
hältniſſe einen Localaugenſchein vornehmen zu laſſen, zu welchem drei 
Mitglieder des Stadtrathes zu delegieren wären. Angenommen.) 

Zu dieſem Localaugenſcheine werden die St.-R. Braun, 
Fiedler und Hörmann delegiert. 

(7832.) St.-R. Braun referiert über Anſuchen um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband von Parteien aus dem XI. Bezirke 
und beantragt die Ertheilung der Zuſicherung an: 

Ratz Franz, Anſtreichergehilfe; 

Gazſinecz Joſef, k. k. Feldwebel; bei beiden gegen Ent— 
richtung der normalen Taxe. ( Angenommen.) 
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(7845.) St.-N. Hipp referiert über das Offertverhandlungs— 
Ergebnis für die Lieferung von Betriebsmaterialien pro 1897 für 
das Schöpfwerk in Pottſchach und beantragt: 

I. Die Offerte des S. & M. Krohn auf Lieferung der Wieſer 
Glanzkohle und zwar Stückkohle à 91 kr. per 100 kg, Förderkohle 
per 100 kg à 74 kr. loco Bahnhof Pottſchach; 

II. des W. Weber als Beſtbieter, Petroleum 100 kg à 21 fl., 
ruſſiſches Mineralöl à 20 fl. loco Bahnhof Pottſchach mit der Ver— 
pflichtung, leere Fäſſer auf dem Bahnhofe in Pottſchach zum Preiſe 
von 1 fl. 60 kr. zu übernehmen; 

III. des Auguſt Kohl auf Lieferung von italieniſchem Hanf 
à 78 kr., gehecheltem Hanf à 60 kr., Putzwerg à 18 kr., Putzwolle 
à 44 kr., Hanfzöpſe à 1 fl. 10 kr. per Kilogramm incluſive Emballage 
loco Station Pottſchach; 

IV. des Johann Martin in St. Valentin bei Gloggnitz auf 
Zufuhr der Kohle zum Schöpfwerke 

a) incluſive Ausladen und Aufladen per Waggon (10.000 kg) 

6 fl.; 

b) incluſive Ausladen, Aufladen und Einräumen ins Magazin per 

Waggon (10.000 kg) 6 fl. 60 kr. zu genehmigen. 

(Angen ommen.) 

7934.) St.⸗R. Hipp referiert über die Vertiefung des Brunnens 
und ſonſtige Herſtellungen im ſtädtiſchen Volksbade für den XVI. Be— 
zirk und beantragt: 

I. 1. Der bis zu einer Tiefe von 50 m gegrabene Brunnen iſt 
weiterhin zu bohren und wird für die Bohrung bis zu 70 m Tiefe 
ein Betrag von 1000 fl. bewilligt. 

2. Die Bohrung wird dem Brunnenmeiſter Anton Rabl zum 
Preiſe von 50 fl. per Currentmeter einſchließlich Rohrbeigabe über— 
tragen. 

II. 1. Die Herſtellung einer Abſchluſsmauer mit einem Einfahrts— 
thor gegen die Bachgaſſe zu wird mit dem veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 841 fl. 90 kr. genehmigt. N 

2. Für dieſelbe wird unter einem der Bauconſens ertheilt. 

3. Die bezüglichen Arbeiten find von den beim Baue des Volks- 
bades beſchäftigten Unternehmern auszuführen. 

III. 1. Die Anbringung von 70 Tritidouchen wird mit dem 
Koſtenbetrage von 532 fl. genehmigt; auf Grund der überreichten 
Offerte wird die Lieferung des Mechanismus einſchließlich Montierung 
der Firma Novelly & Zelle zum Einheitspreiſe von 5 fl. und 
die Lieferung der Holzgerüſte dem Zimmermeiſter Stephan Stangl 
zum Einheitspreiſe von 2 fl. 60 kr. übertragen. 

2. Für die Anbringung von Seifenſchalen wird ein Betrag von 
80 fl. bewilligt. 

IV. Die Bauſumme wird mit Rückſicht auf dieſe Herſtellungen 
von 70.279 fl. 78 kr. auf 72.733 fl. 68 kr. erhöht. 

St.⸗R. Sebaſtian Grünbeck beantragt die Ablehnung der 
Brunnenvertiefung. | 

Referenten-Antrag angenommen; puncto Erhöhung der Bau- 
ſumme an den Gemeinderath. 

(7977.) Ht.-R. Dr. Aupka referiert über Anſuchen um Auf⸗ 
nahme in den Wiener Gemeindeverband von Parteien aus dem 
IX. Bezirke und beantragt die Ertheilung der Zuſi cherung au: 
Petri Gottlieb, Friſeurgeſchäfts⸗Inhaber; 


Schredl Johann, Kaffeeſieder. (Angenommen.) 


(7973.) St.⸗R. Dr. Kupka referiert über den Bericht, betreffend 
die Anſchaffung des Werkes des Magiſtrats⸗Concipiſten Dr. Alois 
Heilinger „Ofterreichifches Gewerberecht“ für die ſtädtiſchen Amter 
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und beantragt die Anſchaffung je eines Exemplares dieſes Werkes für 
jedes magiſtratiſche Bezirksamt und eines Exemplares für das Markt⸗ 
amt zu dem nunmehr von dem Verfaſſer angebotenen Preiſe von 6 fl. 
pro Exemplar. Angenommen.) 

(7616.) St.-R. Lorenz Müller referiert über das Anſuchen 
des Vorſtehers des II. Bezirkes um Überlaſſung von Pflafterfteinen 
zur currenten Straßenerhaltung und beantragt die nachträgliche Ge— 
nehmigung zu der bereits erfolgten Abgabe von 1000 fl. Vilshofener 
Würfelſteinen zu nothwendigen Pflaſterreparaturen im II. Bezirke und 
die Genehmigung zur Ausfolgung von 6000 Stück Mauthauſener 
Würfeln für die currente Erhaltung des Pflaſters im II. Bezirke 
mit der Geſammtkoſtenſumme von 1931 fl. (Angenommen.) 

7759.) St.⸗R. Lorenz Müller referiert über das Ergebnis 
der Offertverhandlung für die Neu- reſpective Umpflaſterung der 
Treuſtraße von Nr. 4 bis zur Oberen Donauſtraße im II. Bezirke 
und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Franz Walz mit 
dem Nachlaſſe von 8 Percent von den Preiſen des Koſtenanſchlages 
unter den im Magiſtrats-Antrage vorgeſehenen Zuſätzen. 

(Angenommen.) 

(7756.) St.⸗R. Lorenz Müller referiert über die Benennung 
einer Straße beim Nordweſtbahnhofe (bei dem Hauſe auf den Pareellen 
Nr. 6, 7, 10, 11 der Donauregulierungsgründe Gruppe IX im 
II. Bezirke) und beantragt, dieſelbe „Univerſumſtraße“ zu benennen. 

(An genommen.) 

(7610.) St.⸗R. Lorenz Müller referiert über das Anſuchen 
der Anna Wolf um Ertheilung des Conſenſes zur Reconſtruierung 
von zwei Kegelbahnen II. Bezirk, Kronprinz Rudolfſtraße 7, und 
beantragt die Beſtätigung der Baubewilligung. (Angenommen) 

(7748.) St.⸗R. Lorenz Müller referiert über das neuerliche 
Offert der Stephanie Doninger auf Verkauf der ihr gehörigen 
Realität Nr. 16 Obere Augartenſtraße, II. Bezirk, an die Gemeinde 
und beantragt die Wahl eines dreigliedrigen Verhandlungs-Comités. 

(Angenommen.) 

(7893.) St.-R. Weitmann referiert über das Anſuchen des 
Ortsſchulrathes für den VII. Bezirk um Einlöſung der Häuſer VII., 
Faßziehergaſſe 3, 5, 7, 9 und 11, zum Zwecke der Herſtellung eines 
Nothausganges aus der Doppelſchule VII., Burggaſſe 14/16, und 
beantragt die Ablehnung. (Angenommen.) 

(7935.) St.⸗R. Weitmann referiert über das Ergebnis der 
Offertverhandlung puncto Einrichtung und Ausſtattung des Sitzungs— 
ſaales im neuen Amtshauſe im XI. Bezirke und beantragt: 

1. Die Möbeltiſchlerarbeiten an die Firma Andreas Oltmanns 
gegen den Nachlaſs von 6 ½ Percent von den Einheitespreiſen des 
amtlichen Koſtenanſchlages zu übertragen; 

2. hinſichtlich der Tapeziererarbeiten die Beſchluſsfaſſung zu ver- 
tagen. ( Angenommen.) 

(7931.) Ht.-R. Weſſely referiert über das Offertverhandlungs— 
Ergebnis puncto Fenſterreinigung am Central-Viehmarkte und bean⸗ 
tragt, die Vergebung an den Beſtbieter Karl Suchanek um den 
Preis von 280 fl. zu genehmigen und für den unbedeckten Betrag 
von 130 fl. einen Zuſchuſscredit zur Ausgabs-Rubrik XXVIII 2 f 
in der Höhe desſelben zu bewilligen. (Angenommen.) 

7849.) St.-R. Weſſely referiert über die Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites zur Ausgabs-Rubrik XXXVII 8 f „Bekleidung von 
ſtädtiſchen Koſtkindern“ und XXXVII 12 d „Kleidung, Inſtandhaltung 
und Nachſchaffung von Wäſche und Bettfournituren“ und beantragt 
die Bewilligung eines Cumulativ⸗Zuſchuſscredites von 650 fl. 

(Angenommen.) 


Nr. 81. — 9. October 1896. — Stadtraths⸗Sitzung vom 29. September 1896. 


27 2 


(7862 und 7863.) St.-N. Nauer referiert über Anſuchen um 
Verleihung des Bürgerrechtes von Parteien aus dem XIII. Bezirke 
und beantragt die Verleihung an: 

Beck Johann, Hauseigenthümer, und 

Baudis Franz, Holzhändler. ( Angenommen.) 

(7880.) St. R. Rauer referiert über das Anſuchen der 
Francisca Dobner um Auſfſtellung eines Sodawaſſerwagens XIII., 
nächſt der Maria Thereſienbrücke und beantragt die Abweiſung. 

Angenommen.) 

(7883.) St.-R. Sebaſtian Grünbeck referiert über das Er⸗ 
gebnis der Offertverhandlung für die Umpflaſterung der Heiligen— 
ſtädterſtraße von Or.⸗Nr. 33 bis 65 im XIX. Bezirke und beantragt 
die Genehmigung des Beſtbotes des Johann Kaufmann mit dem 
Nachlaſſe von 15°5 Percent von den Preiſen des Koſtenanſchlages 
mit dem im Magiſtrats⸗Antrage enthaltenen Vorbehalte. 

(An genommen.) 

(8029.) St.-N. Seichert referiert über den Magiſtratsbericht, 
betreffend die Beſchädigung der Häuſer Nr. 40, 41 und 43 in der 
Faſangartenſtraße im XIII. Bezirke und der Delogierung der Parteien 
des Hauſes Nr. 43 infolge der Waſſerleitungs-Rohrlegungsarbeiten 
und beantragt, denſelben zur genehmigenden Kenntnis zu nehmen. 

Angenommen.) 

(7854.) St.⸗R. Seichert referiert über die Abgabe von Bau— 
waſſer für den Erweiterungsbau des Eliſabethſpitales im XIV. Bezirke 
und beantragt 60 hl Bauwaſſer pro Tag unter den im Magiſtrats— 
Antrage enthaltenen Bedingungen zu überlaſſen. Angenommen.) 

(7855.) St.-R. Seichert referiert über die Herſtellung eines 
Weges zum Aufſichtsgebäude und Depot der Albertiniſchen Waſſer— 
leitung in Hütteldorf und Herſtellung eines Abſchluſsgitters und 
beantragt zu dieſem Behufe die Bewilligung eines Betrages von 300 fl. 
und zu deſſen Bedeckung einen Zuſchuſscredit zur Ausgabs— 
Rubrik XXVI 3 c in der gleichen Höhe. Angenommen.) 

(Vice⸗Vürgermeiſter Dr. Lueger übernimmt den Vorſitz.) 

(7999.) Ht.-R. Dr. Mayreder referiert über das Detail⸗ 
project und Offertverhandlungs-Ergebnis für den Schulhausbau im 
XIII. Bezirke, Speiſingerſtraße 44, und beantragt: 

I. Das vom Stadtbauamte vorgelegte Project für die Erbauung 
einer allgemeinen Volksſchule im XIII. Bezirke, Speiſingerſtraße Or. 
Nr. 44, wird mit dem adjuſtierten Koſtenbetrage von 68.993 fl. 
34 kr. mit der Abänderung genehmigt, dafs anſtatt der geplanten 
Doppelthüren per 120 m lichte Weite, Kreuzthüren von 0˙95 m 
Weite zu wählen ſind. 

II. Die erforderlichen Arbeiten und Materiallieferungeu — mit 
Ausnahme der Beleuchtungsaulage — ſind in der von der ſtädtiſchen 
Buchhaltung in der Tabelle A, ddto. Wien, am 13. Juni 1896 ad 
B.⸗Z. 7723 angegebenen Art zu vergeben; die Beleuchtungsanlage 
jedoch bleibt in suspenso und wird das Stadtbauamt diesfalls beauf- 
tragt, ſeinerzeit rechtzeitig unter Berückſichtigung der mittlerweile vor— 
liegenden Reſultate über die in der Schule VI., Kopernikusgaſſe 15, 
ſtattgehabten Beleuchtungsproben die erforderlicheu Vorlagen (Koſten— 
anſchläge ꝛc.) zu erſtatten. 

III. Das für dieſes Schulgebäude erforderliche Hochquellenwaſſer— 
quantum wird in dem Ausmaße von 10 hl pro Tag genehmigt. 

IV. Der Termin für die Vollendung des Baues wird mit 
1. September 1897 feſtgeſetzt. 

V. Vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes der abzuhaltenden 
Baucommiſſion wird die Baubewilligung im Sinne des § 105, Alinea 3, 
Punkt 4, der Wiener Bauordnung ertheilt. 
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VI. Die Arbeiten und Materiallieferungen für dieſen Schulhaus— 
bau werden auf Grund der am 28. Auguſt 1896 abgehaltenen 
öffentlichen Offertverhandlung in folgender Weiſe vergeben, wobei ſich 
die Nachläſſe, beziehungsweiſe Aufzahlungen auf die Einheitspreiſe des 
betreffenden amtlichen Koſtenanſchlages beziehen: 

1. Die Erd- und Baumeiſterarbeiten an Adolf Langer, Stadt: 
baumeiſter VI., Liniengaſſe 21, gegen eine Aufzahlung von 
5 Percent, ſowie gegen eine von dem Genannten für das durch 
die Demolierung gewonnene Altmateriale an die Gemeinde Wien 
zu leiſtende Zahlung von 100 fl. 

2. Die Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel an die Firma Joſef 
Tichy, IV., Heumühlgaſſe 3, und zwar den hydrauliſchen Kalk 
aus der Fabrik des Joſef Tichy in Waldmühle mit dem Ge— 
wichte von 780 g per Liter zum Preiſe von 1 fl. 30 kr. per 
100 kg Nettogewicht und den Portlandcement aus der Fabrik 
Sr. Excellenz des Grafen Seillern in Tlumatſchau mit dem 
Gewichte von 1250 g per Liter zum Preiſe von 3 fl. per 100 kg 
Nettogewicht je franco Bauſtelle. 

3. Die Herſtellung der Flachgewölbe an Eduard Schneider, 
Stadtbaumeiſter, XV. Bezirk, Grangaſſe 5, gegen eine Aufzahlung 
von 4½ Percent und unter Zugeſtehung der Bedingung, daſs 
der Termin für die Verputzarbeiten von 15 auf 30, d. i. dreißig 
Tage erhöht wird und die Beſtellung mindeſtens acht Tage vor 
Beginn der Arbeit erfolgt. 

4. Die Zimmermannsarbeiten an Johann Ludwig, Stadtzimmer- 
meiſter, V., Margarethenergürtel 2, gegen einen Nachlaſs von 
8 Percent. 

5. Die Bautiſchlerarbeiten an Johann Taglieber, Tiſchlermeiſter, 
XVII., Hormayrgaſſe 26, gegen einen Nachlaſs von 10 Percent. 

6. Die Schloſſerarbeiten an Karl Heger, Schloſſermeiſter, XVI., 
Mppenplatz 10, gegen einen Nachlaſs von 16˙5 Percent. 

7. Die Anſtreicherarbeiten an Engelbert Dorn, Anſtreicher, XIV., 
Sechshauſerſtraße 60, gegen einen Nachlaſs von 27½ Percent. 

8. Die Lieferung der Regulierfüllöfen an die Firma H. Heim, I., 
Kohlmarkt 7, zum offerierten Geſammtpreiſe von 1760 Kronen. 

9. Die Herſtellung des Holz- und Kohlenaufzuges an die Firma 
Ferdinand Bauer, VII., Zieglergaſſe 67, gegen einen Nach— 
laſs von 7 Percent. 

10. Die Lieferung der Küchenherde an Karl Heger, Schloſſer— 
meiſter, XVI., Yppenplatz 10, gegen eine Aufzahlung von 5 Percent. 
11. Die Möbeltiſchlerarbeiten an Joſef Reimer, Tiſchlermeiſter, 

VIII., Albertgaſſe 7, gegen einen Nachlaſs von 12 ½ Percent. 
12. Die Lieferung der Schulbänke an die Firma Andreas Oltmanns, 

VI., Agydigaſſe 6, gegen einen Nachlaſs von 7 Percent. 

VII. Das Ergebnis der oberwähnten Offertverhandlung wird 
bezüglich de Traverſenlieferung annulliert und die Ausſchreibung einer 
neuerlichen diesfälligen öffentlichen Offertverhandlung angeordnet. 

VIII. Das Ergebnis derſelben Offertverhandlung wird bezüglich 
der Steinmetzarbeiten auf Grund der über den Magiftratsbefchlufs 
vom 25. Juni 1896, Z. 92673 /IX, erfloſſenen Kundmachung, be— 
treffend das Stiegenſtufenmateriale ebenfalls annulliert und die Aus⸗ 
ſchreibung einer neuerlichen diesfälligen öffentlichen Offertverhandlung 
unter Zugrundelegung eines entſprechend geänderten Koſtenanſchlages 
angeordnet. 

IX. Behufs Erlangung von Offerten für die Herſtellung der 
Feuerluftheizung und der Terrazzopflaſterung wird die Ausſchreibung 
einer neuerlichen öffentlichen Offertverhandlung angeordnet. 

4* 
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X. Die infolge des bisherigen Offertverhandlungsreſultates ſich 
ergebenden Mehrkoſten per 3731 fl. 30 kr. (d. i. 54 Percent der 
Koſtenſumme per 68.993 fl. 34 kr.) werden genehmigt. 

Ad VI I beantragt St.⸗R. Seichert die Vergebung der 
Arbeiten an Gabril Kröpfl. 

St.⸗K. Hörmann beantragt die Ausſchreibung einer neuer— 
lichen Offertverhandlung, welche auf die Offerenten Adolf Langer 
und Gabriel Kröpfl zu beſchränken wäre. 

Ad VIII beantragt St.⸗R. Seichert, bei der Ausſchreibung 
dieſer Offertverhandlung ausdrücklich Rekawinkler Steine zuzulaſſen. 

Referenten⸗Anträge mit den von den St.-R. Hörmann ad VII 
und Seichert ad VIII beantragten Abänderungen, welchen ſich 
Referent accommodiert, angenommen. 

(Punkte I, V und X an den Gemeinderath.) 

Während der Berathung dieſes Referates haben Magiſtrats— 
Director Tachau und Baudirector Berger als Experten fungiert. 

(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Neumayer übernimmt den Vorſitz.) 

(7932.) St.⸗R. Dr. Mayreder referiert über das Offert— 
verhandlungsergebnis für die Vergebung der Arbeiten und Lieferungen 
für den Bau des rechtsſeitigen Hauptſammelcanales in der Theilſtrecke 
Poſtgaſſe —Sophienbrücke und beantragt: 

Der Stadtrath wolle bezüglich der weiteren Ausführung des 
rechtsſeitigen Hauptſammelcanales und über das Ergebnis der wegen 
Sicherſtellung der Arbeiten im Bauloſe IVb und V, umfaſſend die 
Strecke des Sammelcanales zwiſchen der Poſtgaſſe und Sophienbrücke, 
am 9. September 1896 ſtattgehabten Offertverhandlung folgende 
Beſchlüſſe faſſen: 

I. Die Ausführung des Sammelcanales in der weiteren Strecke 
von der Poſtgaſſe abwärts bis zur Sophienbrücke iſt aus den im 
Magiſtratsreferate dargeſtellten Gründen zu verſchieben, bis die Abſperr— 
vorrichtung und Schleuſe in Nufsdorf fertiggeſtellt iſt und die Bau— 
arbeiten daher ungehindert von den Hochwäſſern des Donaucanales 
durchgeführt werden können. 

II. Hienach iſt das Ergebnis der wegen Vergebung der Bau— 
arbeiten für die Strecke des Sammelcanales zwiſchen der Poſtgaſſe 
und Sophienbrücke (Baulos IV db und V) am 9. September d. J. 
ſtattgehabten Offertverhandlung abzulehnen. 

III. Die Fortſetzung des Baues des rechtsſeitigen Hauptſammel— 
canales hat ſich vorläufig auf die Strecke zwiſchen dem Wienfluſſe 
und der Invalidengaſſe zu beſchränken und iſt dieſe Theilſtrecke im 
Hinblicke auf den Stadtbahnbau nächſt dem Hauptzollamtsbahnhofe 
ſofort in Ausführung zu bringen. 

IV. Der vom Stadtbauamte für dieſe Theilſtrecke des rechts— 
ſeitigen Haupſammelcanales vorgelegte Koſtenanſchlag Vb wird mit 
dem Geſammterforderniſſe von 117.968 fl. 22 kr. genehmigt. 

V. Die Erd- und Baumeifter- und Pflaſterungsarbeiten für dieſe 
Theilſtrecke im Koſtenbetrage von 67.378 fl. 33 kr. beziehungsweiſe 
619 fl. 4 kr. ſind im Wege einer unbeſchränkten Offertverhandlung 
unter ſpecieller Einladung der Firmen Pittel & Brauſewetter, 
H. Rella & Co., Union-Baugeſellſchaft, Bauunternehmung Gebrüder 
Redlich, Julius Chailly und Anton Sikora mit einem Termine 
von drei Wochen ſicherzuſtellen. 

VI. Bezüglich der Lieferungen des erforderlichen Roman- und 
Portlandcementes, ſowie der erforderlichen Thonwaren, iſt mit den 
Beſtbietern bei der Offertverhandlung vom 9. September d. J., und 
zwar mit der Königshofer Cementfabrik für Schlackencement, mit 
Joſef Tichy für Romancement und mit der Wienerberger Ziegel— 
fabriks⸗ und Baugeſellſchaft für die Thonwaren in Verhandlung zu 
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treten, dieſe Lieferungen unter den bei der Offertverhandlung vom 
9. September d. J. offerierten Preiſen zu übernehmen. 

(Angenommen; Punkte I bis incluſive IV an den Ge— 
meinderath.) 

(7998.) St.⸗R. Dr. Mayrederr referiert über die Statthalterei— 
Erläſſe vom 8. September 1896, Z. 82830, und 12. September 1896, 
3. 85763, betreffend das Project der Bauunternehmung Doderer 
& Göhl für ein ſchmalſpuriges Verbindungsgeleiſe der Rollbahn 
von Weidlingau — Wien zum Bahnhofe Hütteldorf— Hacking der Wien— 
thallinie der Wiener Stadtbahn. 

Referent beantragt: 

Bei der am 30. September d. J. ſtattfindenden commiſſionellen 
Verhandlung über das Project der Bauunternehmung Doderer & 
Göhl für ein von der Rollbahn der Wienfluſsregulierung zwiſchen 
km 3°4 und km 3°5 abzweigendes Verbindungsgeleiſe zur Stadtbahn— 
ſtation Hütteldorf wäre von den Vertretern der Gemeinde Wien 
folgende Erklärung abzugeben: 

Die Gemeinde Wien kann die Zuſtimmung zu dieſem Projecte 
und der hiemit verbundenen Benützung ſtädtiſchen Grundes nur unter 
der Bedingung ertheilen, dafs hinſichtlich der Beförderung des Aus— 
hubes aus den Bauloſen 19 a und 19 b der Stadtbahn mittels der 
Rollbahn zur Anſchüttung des Hütteldorfer Bahnhofes zwiſchen der 
Gemeinde Wien und der k. k. Baudirection der Wiener Stadtbahn 
eine Vereinbarung zuſtande kommt. 

Den Eintritt dieſer Bedingung vorausgeſetzt, werden im übrigen 
von der Gemeinde Wien noch folgende Forderungen geſtellt: 

1. Für die Benützung der communalen Grundflächen zur Her— 
ſtellung des Zweiggeleiſes iſt ein jährlicher Beſtandzins von 50 kr. 
per Currentmeter zu entrichten. Wenn das Geleiſe auch zur Verführung 
von Aushub- oder Baumaterialien für den Bau der Wienfluſsregulierung 
verwendet wird, ſoll diesbezüglich eine andere Vereinbarung getroffen 
werden; unter allen Umſtänden ſind aber diejenigen Pächter der Ge— 
meinde Wien, von welchen Grundtheile in Anſpruch genommen werden, 
vollkommen zu entſchädigen und iſt die Gemeinde gegen alle Anſprüche 
derſelben klag- und ſchadlos zu halten. 

2. Das Durchfluſsobject für die Zuleitung zur Baumgartener 
Badeanſtalt iſt auf Koſten der projectswerbenden Bauunternehmung 
herzuſtellen und im guten Zuſtande zu erhalten. 

Die Unternehmung haftet für alle Schäden, welche durch mangel— 
hafte Aufrechthaltung des Waſſerzufluſſes oder überhaupt durch den 
Bau, Beſtand oder Betrieb der Rollbahn in Hinſicht auf den Betrieb 
der Badeanſtalt erwachſen und hat die Gemeinde Wien daher auch 
gegen alle jene Anſprüche vollkommen klag- und ſchadlos zu halten, 
welche von dem Pächter der Badeanſtalt aus ſolchen Schäden gegen 
die Gemeinde Wien etwa abgeleitet werden. 

3. Der Verkehr auf der Hackingerſtraße iſt möglichſt ungehindert 
aufrecht zu erhalten und hiebei für die Sicherung desſelben Sorge zu 
tragen. 

Die überſetzungsſtelle iſt ſowohl zwiſchen den Schienen als 
auch 5 m vor und hinter denſelben ſtets im guten Zuſtande zu er— 
halten. 

4. Die Unternehmung hat für eine entſprechende Entwäſſerung 
der von dem Bahndamme durchſchnittenen Fläche Sorge zu tragen. 

5. Durch die Kreuzung der projectirten Anlage mit dem Roll— 
bahngeleiſe der Union-Baugeſellſchaft und durch die eventuell noth— 
wendige Auflaſſung dieſer letzteren dürfen der Gemeinde keine wie 
immer geartete Koſten erwachſen; die Zuſtimmung der Union-Bau⸗ 
geſellſchaft iſt von der Bauunternehmung zu erwirken. 
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6. Die Unternehmung hat Sorge zu tragen, daß die Hochſatzen— 
gaſſe nicht durch herunterfallendes Material verunreinigt wird und iſt 
daher verbunden, für die Reinhaltung der Straße unter und neben 
dem für dieſe Überſetzung hergeſtellten Proviſorium Sorge zu tragen. 

Ebenſo iſt die Zufahrt zu der Verbindungsſtraße, welche von der 
Hackingerſtraße abzweigt und zwiſchen km 0˙3 und km 0˙4 des Ge- 
leiſes endigt, aufrecht zu erhalten. 

7. Nach Beendigung der Materialtransporte iſt das Zweiggeleiſe 
ſammt Zugehör aufzulaſſen und der frühere Zuſtand der benützten 
ſtädtiſchen Gründe wiederherzuſtellen. 

Schließlich wären die Vertreter der Gemeinde Wien zu er mächtigen, 
etwaige weitere, im Laufe der Verhandlung ſich als nothwendig heraus— 
ſtellende Bedingungen dieſer Erklärung beizufügen. 

Vice-Bürgermeifter Dr. Lueger regt an, bei dieſem Anlaſſe 
neuerlich die Statthalterei zu erſuchen, die Termine derart anzuordnen, 
daſs die Beſchluſsfaſſung der Amter, des Stadtrathes und Gemeinde— 
rathes ermöglicht werde, weil bei fo kurzen Terminen eine eingehende 
Berathung ſolcher Gegenſtände ausgeſchloſſen iſt. 

Referenten-Antrag mit Antrag Dr. Lueger angenommen. 

(6658.) St.⸗R. Dr. Mayreder referiert über das Project 
für die Gartenanlage und Gitterherſtellung an der Rückſeite des 
Denkmales des Friedrich Freiherrn v. Schmidt und beantragt, den 
Act an das Generalregulierungs-Bureau zu leiten. 

(Angenommen.) 

(Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger übernimmt den Vorſitz). 

(4363, 8708 ex 1895 und 2610 ex 1896.) St.-A. Dr. 
Deutſchmann referiert über die Stellungnahme gegen den Neferenten- 
Entwurf des Dr. Ritter v. Fuchs in Betreff der dem Abgeordneten— 
hauſe vorliegenden Heimatsgeſetznovelle und beantragt die Annahme 
nachſtehender Reſolution. 

Reſolution. 

In Erwägung, daſs von der Einbringung einer Regierungs— 
vorlage, wonach gleichzeitig mit Anderung der Heimatsgeſetzgebung 
eine Reform der Armengeſetzgebung im Sinne der vom Wiener Ge— 
meinderathe bereits im November 1894 beſchloſſenen Petition ange— 
bahnt werden ſoll, bisher nichts verlautet, demnach die Armen— 
verſorgung ausſchließlich den Gemeinden verbleiben ſoll, 

in weiterer Erwägung, daſs der vom Verwaltungs-Ansſchuſſe des 
hohen Abgeordnetenhauſes beſchloſſene Geſetzentwurf, betreffend die 
Abänderung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 3. December 
1863, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 105, nur in ganz wenigen und bloß unter— 
geordneten Punkten die vom Wiener Gemeinderathe in obgedachter 
Petition erhobenen Forderungen berückſichtigt, dagegen die in der 
Regierungsvorlage enthaltene Feſtſetzung einer nur zehnjährigen 
Erſitzungsdauer des Heimatsrechtes für keinerlei directe Steuer be— 
zahlende Ortsfremde unter vollſtändiger Ignorierung der die bezüg— 
lichen Wünſche der Stadt Wien und der derſelben erwachſenden 
unerſchwinglichen Armenverſorgungskoſten beibehält, ja dieſe Erſitzung 
des Heimatsrechtes ſogar auf Ausländer ausdehnt, 

in endlicher Erwägung, daſs vorgedachter Geſetzentwurf fogar 
die Regierungsvorlage in einem ſehr weſentlichen Punkte, nämlich 
hinſichtlich des Beginnes der Erſitzungsfriſten mit Außerachtlaſſung 
des ſonſt allgemein geltenden Grundſatzes, daſs Geſetze nicht zurück— 
wirken, zu Ungunſten der Städte abändert und den Beginn dieſer 
Friſten ſchon vom 1. Jänner 1891 an feſtſetzt, wodurch der Gemeinde 
Wien die bedeutenden finanziellen Mehrlaſten der Armenverſorgung 
ſchon um circa fünf Jahre früher auferlegt werden ſollen, als dies 
durch die Regierungsvorlage geſchähe, 
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ſpricht der Wiener Gemeinderath ſeine Überzeugung dahin aus, 
dass obige Geſetzesvorlage vollſtändig unannehmbar iſt und ſtellt daher 
an die Herren Reichsraths-Abgeordneten der Stadt Wien das dringendſte 
Erſuchen: gegen dieſe Geſetzesvorlage zu ſtimmen. Angenommen.) 

Nach § 81 des Gemeindeſtatutes an den Gemeinderath. 

(7546.) St.⸗R. Dr. Deutſchmann referiert über das Anſuchen 
des Edmund Schwarzer, Erſtehers der Waſſerleitungs-Rohrlegungs— 
arbeiten Baulos IX, um Aufzahlung für die Materialaushebung und 
um 40tägige Friſtverlängerung und beantragt: 

1. Bewilligung der Erſtreckung der Arbeitsdauer um 40 Tage; 

2. ausnahmsweiſe Gewährung einer Aufzahlung von 45 kr. 
per Kubikmeter Steinmaterialaushub, deſſen Quantum zu collaudieren 
it, aus Billigkeitsrückſichten jedoch nur gegen dem, dafs das nicht 
verwendbare Steinmaterial vom Bittſteller auf ſeine Koſten verführt 
und das für die Zuſchüttung erforderliche Erdmaterial von demſelben 
ohne Vergütung beigeſtellt wird. 

St.⸗R. Hraba beantragt die Ablehnung des Punkt 2. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger regt an, im Falle der prin— 
cipiellen Zuſtimmung zur Gewährung einer Vergütung, dieſelbe 
pauſchaliter zu beſtimmen. 

Referenten-Antrag 1 angenommen. 

Die Bewilligung einer Aufzahlung wird aus principiellen Rück— 
ſichten abgelehnt. | 

(8030.) St. -R. Dr. Wähuyer referiert über das Anſuchen der 
Genoſſenſchaft der Marktvictualienhändler um Erweiterung der Be— 
willigung im Betriebe des Markthaltens auf dem Platze an der Ecke 
der Laſtenſtraße und Wiedener Hauptſtraße im IV. Bezirke (Reſſel— 
park), und beantragt, in Modification des Stadtraths-Beſchluſſes vom 
18. September 1896, Z. 7793, Weintraubenhändlern dortſelbſt für die 
Dauer der Traubenzeit zu geftatten, daſelbſt ihre Waren bis 1 Uhr 
nachmittags zu verkaufen, ihre unverkauften Waren zu lagern und 
ihre neu anlangenden Waren von 5 Uhr nachmittags an zu über— 
nehmen. Das Verbot des Befahrens dieſes Platzes mit Wägen wird 
aufrecht erhalten. 

Das Marktamt iſt zu beauftragen, die Standorte auf dieſem 
Platze den Verkäufern zunächſt längs der Wiedener Hauptſtraße an— 
zuweiſen und dieſelben auf das unumgänglich nothwendige Flächen— 
ausmaß zu beſchränken. 

Es wird darauf hingewieſen, daſs in der dem Prof. Hoff— 
mann ertheilten Bewilligung zur Aufſtellung eines Pavillons keine 
Anderung eintritt. ( Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung) 


Allgemeine Muchrichten. 


Schul- Angelegenheiten. 
Bezirksſchulrath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien. 
(Sitzung vom 16. September 1896.) 


Die Sitzung wird in Vertretung des Bürgermeiſters infolge 
der Abweſenheit desſelben von dem Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger 
eröffnet, worauf der bisherige adminiſtrative Referent Magiftrats- 
Vice⸗Director Preyer ſich von der Verſammlung in längerer 
mit Beifall aufgenommenen Rede verabſchiedet. 

Sodann werden der Schriftführer und Schriftführer— Stell 
vertreter gewählt. 
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Bezüglich der Abänderung, beziehungsweiſe Ergänzung der Pferdemarkt vom 6. Oetober 1896. 
nn regen 3 die Verſetzung von Lehrperſonen Zum Verkaufe wurden gebracht: 443 Pferde. 
in den Ruheſtand werden Beſchlüſſe gefasst. Preis: für Gebrauchspfer i la 

3 n : | pferde 130 —400 fl. per Stück 

Das Anſuchen eines Unterlehrers um einjährigen Urlaub mit „ Schlachtpferde 30 59% „ „ 


Belaſſung der Remuneration wird abgelehnt. 


ae Der Markt war lebhaft. 
Einem proviſoriſchen Unterlehrer wird ein einjähriger Urlaub N 


gegen Carenz der Bezüge gewährt. * 1 4 
Das Anſuchen eines Bürgerſchullehrers, derzeit Lehrers an 
einer mähriſchen Landes⸗Oberrealſchule um Urlaubsberlängerung Stechviehmarkt vom 8. Oetober 1896. 
für das Schuljahr 1896/97 gegen Carenz der Bezüge wird ab— 
gelehnt. 1. Auftrieb, bezw. Zufuhr: 


Ein Antrag auf definitive Beſetzung der Perſonallehrerſtellen Kälber ausgeweidet 1611, Kälber lebend 1703, Lämmer 
wird mit Rückſicht auf das Subſtitutionsnormale als gegenſtands- ausgeweidet 206, Lämmer lebend 11, Schafe aus— 


los erklärt. geweidet 744, Schafe lebend 7001, Schweine aus— 

Es wird entſchieden, dass in allen Fällen der Beförderung, geweidet 1226. 
Benfionierung 3 1 1 a und 2. Preisbewegung: . 
3 a rn, Zu = Kälber ansgeweidet . per 1 kg von 32 bis 50 5 58 kr 
8 ; Kälber lebend. „ „ 30 „ 42 (43-48) , 


Subſtituten dagegen nur in den Fällen des zeitweiligen Abganges 


von Lehrkräften nach Maßgabe des § 2 des Subſtitutionsnormales Schweine ausgeweidet.. . „ „ 43 „ 56 (8760) „ 


Lämmer ausgeweidet . . . per Paar von 9 bis 14 (—) fl. 


ſtattzufinden habe. | , Lämmer lebend. „ e e e . 
Der Antrag, einem Lehrer wegen Übertretung des § 24 der Schafe ausgeweidet . 1 kg von 28 42 (—) kr. 
Schul⸗ und Unterrichtsordnung eine Rüge zu ertheilen, wird ab— Schafe lebend.. ö Paar „ 10.10 ö 21.60 (—) fl. 


gelehnt und beſchloſſen, von der Einleitung des Diſciplinarver— Schafe lebend 


e er 1 kg von — bis 24½ kr. 
fahrens gegen den erwähnten Lehrer Umgang zu nehmen. j 8 0 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 69 Stück Kälber mehr 
zugeführt. Infolge des in guter Ware bedeutend größeren Angebotes 
ſind die Preife für Primaware und Mittelware um 2 bis 3 kr. 
per Kilogramm gefallen, während mindere Sorten zu vorwöchent— 


Approvifionierung. lichen Preiſen abgegeben wurden. 
Borſtenviehmarkt vom 6. und 8. October 1896. Auf dem Schafmarkte wurden um 1984 Stück Schafe 
1. Auftrieb mehr auſgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des bedeutend ver— 
; ultrie mehrten Auftriebes flau und ſind die Preiſe um 1 bis 2 fl. per 
auf dem freien Markte: Paar gefallen. 
en ELLE e 5 us Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 8. October 1896 
ee e e e ee, — ——— 243 Stück Maſt⸗ und Weide- und 378 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


Summa. 9503 Stück 
Darunter unverkaufter Reſt von der Vorwoche . 137 Stück. 


Angekauft wurden: 


für Wien 8909 Stück Gewerbe Angelegenheiten. 
für das Land — „ 
unverkauft blieben.. 594 Ausweis über das Lehrlingsſtelleu⸗Nachweiſeamt 


des Wiener Magiſtrates. 


2. Preisbewegung: Vom I. bis 30. September 1896: 


Jungſchweine (Fleiſchſchweine) .. von 33 bis 45 (—) kr. Meiſteran meldungen 23 
Fettſchweinnnne „ 48 „ 54 (—) Lehrlingsanmeldunge n 10 
(per 1 Kg. Lebendgewicht). Vermittlungen 1 


Der Gefchäftsverkehr war auf dem Dienstagmarkte lebhaft 
und ſind die Preiſe für Jungſchweine um 1 kr. per Kilogramm, die 


Seit dem Beſtande des Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamtes 
(d. i. ſeit 2. Mai 1888): 


für Fettſchweine um 3 bis 4 kr. per Kilogramm gegen den vor— Meiſteranmeldungeen > 5463 
wöchentlichen Dienstagmarkt geſtiegen. Am Donnerstag-Nachmarkte Lehrlingsanmeldungen r 5797 
ſind bei ſehr flauem Verkehre die Preiſe für Jungſchweine um Vermittlungen 2534 


2 kr. per Kilogramm gefallen, wärend die für Fettſchweine un- 
verändert blieben. 
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Sanitäts- Angelegenheiten. 


Die Thätigkeit der Gemeinde⸗Sanitätsſtationen: a) V., Untere 
Bränhausgaſſe 61, b) XIV., Pillergaſſe 21, im Auguſt 1896.) 
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VIII. Bezirk: Haus, Lerchengaſſe 27, von Joſef Scholz, Baumeiſter (7539). 

XIII. Bezirk: Wohnhaus, Baumgarten, Parc. 15, von Rudolf Wiszkocs il, 
Bauführer J. Schwarzer (31520). 

XIX. Bezirk: Wohnhaus, Unter⸗Döbling, Hohenauergaſſe 5, von Adele 
v. Metzerich, II., Malzgaſſe 18, Bauführer A. Micheroly 
(20060). 


Für Umbauten: 
Glashaus, Hietzing, Auhofſtraße 10, von Georg v. Metaxa, 
Bauführer J. Nowack (31537). 


wurden im Auguſt 1896 durch die ſtädtiſchen Kranken⸗ 


und Leichenträger Transporte ausgeführt, und zwar XIII. Bezirk: 


nich 
infectids 


Aus dem 
infectiös 


von Be⸗ 
trunkenen 
i III. Bezirk: 
auf die 5 
Polizei⸗ 
Com⸗ 
| miffariate 


Für Adaptierungen: 


Jacquingaſſe 33, von Iſidor Weindl, Bauführer J. Witz 
mann (7500). 

Laudſtraße Hauptſtraße 18, von Wenzel Liſchka, Baumeiſter 
7538). 


för 
Leichen 
in die 
Beiſetz⸗ 
kammern 


Bezirke 


zuſammen 


" n 


V. Bezirk: 


erkrankter Perſonen 
e e Siebenbrunnengaſſe 70, von Johann Kickinger, Bauführer 
J. Witzmann (7566). 
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Bezirk: 


Millergaſſe 39, von Arnold Frieß, Maurermeiſter (7502). 

Magdalenenſtraße 28, von Heinrich Neumann, Bauführer 
J. Bayer (7527). 

Mariahilferſtraße 71 a, von Michael Kummer, Bauführer 
Joh. Müller (7549). 

Schottenfeldgaſſe 39, von Valentin Suppandid, Bau— 
führer J. Drbal (7570). 

Maria Treugaſſe 4, von Heinrich Ohrner, Baumeiſter 
(7550). 

Schlickgaſſe 3, von M. E. Baſch, Bauführer Matthias 
Trimmel (7528). 

Eiſengaſſe 36, von Emma v. Burger, Bauführer? (7547). 

Eiſengaſſe 13, von Matth. Reif, Maurermeiſter (7563). 

Baumgarten, Linzerſtraße 248, von Karl Habam, Bau— 
führer? (31475). 

Speiſing, Anton Langergaſſe 50, von Amalia Reimelt 
Bauführer ? (31509). ; 

Breitenfee, Kienmayergaſſe 4, von Jakob Woneſch, Bau⸗ 
führer Theodor Weninger, Maurermeiſter (31765). 

Penzing, Ameisgaſſe 5, von Franz Friedrich Franke, Bau⸗ 
führer H. Staud, Stadtbaumeiſter (31789). 

Ottakring, Redtenbachergaſſe 17, von Jetti Sabat, ebenda, 
Bauführer Joſef Pöſchko (49481). 

Dornbach, Dornbacherſtraße 124, von Karl Budaker, Bau— 
führer? (35404). 

Hernals, Thelemangaſſe 4, von Bernhard Mandelbaum 
& Friedrich Kohn, Bauführer Franz Haslinger (35584). 

Pötzleinsdorf, Julienſtraße 16, von Leopold Ullrich & Char- 


1) Der Wirkungskreis der Sanitätsſtation im V. Bezirke beruht auf lotte Nechutta, ebenda, Bauführer Ignaz Graf (32342). 


dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 8. Auguſt 1894, Z. 3351 (Beilage XII 

pag. 77 zum Amtsblatte Nr. 104 ex 1894), jener der Sanitätsſtation im N 

XIV. Bezirke auf der Verfügung des landesfürſtlichen Commiſſärs vom eee im e 

6. September 1895, Z. 7689 (Amtsblatt Nr. 77 ex 1895, pag. 1778). III. Bezirk: e m Kraus, Bauführer? 
) Dieſe Transporte werden ausſchließlich mit beſpaunten Wägen beſorgt; (7516). 

die Pferde ſtehen permanent in Dienſtesbereitſchaft. V. Bezirk: Hofabſchluſsmauer, Obere Bräuhausgaſſe 8, von Heinrich 
3) Bis auf weiteres werden auch die Transporte infectids erkrankter Hader, Bauführer Slezak & Giller (7485). 

Perſonen und ausnahmsweiſe auch ſonſtig Erkrankter aus dem X. Bezirke VII. Bezirk: Gwalten, Baufhhes 7 17629 n 

von der Station im V. Bezirke beſorgt. IX. Bezirk: Feuermauer⸗Reconſtruetion, Alſerbachſtraße 5, von den 
4) Seit dem 1. December 1895 werden auch die Transporte infectiös Schubert'ſchen Erben, Bauführer Ad. Jäger & Th. 

erkrankter Perſonen aus dem VIII. Bezirke durch die Station im V. Bezirke 


Bauer (7546). 
und aus dem XIII. Bezirke von der Station im XIV. Bezirke beſorgt. 


XVIII. Bezirk: Bau einer . Währing, Dempſchergaſſe 6, von 
12 4 f ; 12 . fa 

5) Dieſe Zahl bedeutet die Geſammtſumme der durch die Sanitätsftation Auguſte Müller, VII., Bernardgaſſe 18, Bauführer Joſef 

im V. Bezirke durchgeführten Transporte. 


Baldia (31908). 
XIX. Bezirk: Canaliſierung, Döbling, Sieveringerſtraße 38, von Franz 
6) Dieſe Zahl bedeutet die Geſammtſumme der durch die Sanitätsſtation 
im XIV. Bezirke durchgeführten Transporte. 


Für diverſe (geringere) Bauten: 
Schupfe, Pappenheimgaſſe 48, von Georg Hütter, Pappen- 


Unger, ebenda, Bauführer E. Spieß (20400). 


Heſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 


I. Bezirk: Weihburggaſſe 16, von Anna Dub (7556). 
II. Bezirk: Hannovergaſſe 10, von Johann Galbrunner, Wallenſtein⸗ 
ſtraße 68 (7520). | 
VI. Bezirk: Mariahilferſtraße 65, von Ludwig Richter noe. Barbara 
Reichsgräfin d'Orſay (7486). 
VIII. Bezirk: Fuhrmannsgaſſe 17, von Franz und Sophie Prokeſch 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen find die Geſchäftsnummeru der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 


f f Ba fte (7526). | 
Für den X, bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts XIII. Bezirt: Breitenſee, Einl.⸗Z. 342, Parc. 294, von Karl Preifing 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) (31519). 
r 11 iet 1 1 Unter⸗St. Veit, Parc. 11 und 12/1, Auhofſtraße, von Anton 
Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: und Magdalena Trillſam (31668). 8 
vom 5. October bis 8. October 1896: 5 r 


Penzing, Einl.⸗Z. 648, Parc. 668,5, von Max Spitzer 
31619). 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Wallenſteinſtraße und Heiſtergaſſe, Einl. Z. 2354, von 
Heinrich Weiner, Wintergaſſe 29, Banführer A. Schmid A R 
(7512). 


XVI. Bezirk: Ottakring, Koppſtraße, Cat.⸗Parc. 2584, Einl.⸗Z. 1768, von 
Franz Antoni und Wenzel und Joſefa Böhm (49081). 

Ottakring, Koppſtraße, Cat.⸗Parc. 2953, Einl.⸗Z. 2859, von 
Wenzel und Kunigunde Spiegel (49302). 
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XVII. Bezirk: Wohnhausumbau, Hernals, Hauptſtraße 45, von Franz und 
Adelheid Urban (35412). 

Wohnhaus, Hernals, Ecke der Pezzi- und Kaſtnergaſſe, von 
Joſef Hörandner (35865). 

1 Hernals, Ecke der Pezzl- und Kaſtnergaſſe, von 
Joſef Ferdinand Angermeyer (35364). 


” ” 


„ 75 


XVIII. Bezirk: Salmannsdorf, Cat.-Parc. 285, Einl.⸗Z. 52, von Karl 
Hofmann, J. Rothenthurmſtraße 4 (32345). 
XIX. Bezirk: e Einl.⸗Z. 216, Parc. 118, von Franz 


Tſcheitſcher (20395). 


Gewerbeaumeldungen vom 6. October 1896. 


Böhm e — Brennmacterialien⸗ Kleinhandel — XIV., Arnſtein⸗ 
gaſſe 20. 
Eisner Flora — Damenkleidermacherin — XVIII., Thereſiengaſſe 51. 
Fabring Joſefine — Damenkleidermacherin — VI., Dürergaſſe 10. 
Wilhelm Emilie — Damenkleidermacherin — 1 Eiſengaſſe 36. 
Hungerleider Roſa — Eier- und Geflügelhandel = II., Schmelzgaſſe 6. 
Dvofak Franz — Faſsbinder — III., Hauptſtraße 157. 
Vogl Joſef — Gaſtwirt — J., Schulerſtraße 18. 
ne Fehr Antonie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Benedict Schellinger— 
gaſſe 18. 
Fellinger Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII. ‚ Geblergafie 43, 
Gamiſch Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IL, Kunzgaſſe! 
Gregor ve — Gemiſch 155 Verſchleiß — IX., Spittelanerlände 3 b. 
Mayrhofer Barbara — Gen ſchtwaren-Verſchleiß — II., Webergaſſe 24. 
Mittermann Thereſe — Gemiſchtwaren-Verſchliß — II., Circusgaſſe 52. 
Scala Erneſtine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Herndlgaſſe 24. 
Scheſtauber Roſalia — Gemif ſchtwaren— Verſchleiß — I, Prager Reichs- 
ſtraße 9. 
Schrott Joſef — Gemif ſchtwaren⸗Verſchleiß — XV., Schönbrunnerſtr. 35. 
Ürge Simon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Webgaſſe 27. 
Wallner Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Herbeckſtr. 31. 
Zahlner Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Sch hüttelſtraße 35. 
Deutſch Bertha — Dauernde Gefajäftsbeforgung für eine Firma gegen 
Proviſion — II., Krafftgaſſe 3. | 
Hamlich Jakob — Handelsagent — II., Novaragaſſe 36 a 
Unger Ignaz — Handelsagent — II., Taborſtraße 22. 
Drozd Wenzel — Herrenkl eidermacher — II., Württemberggaſſe 3 
Luſtig Leib — Herrenkleidermacher — II., Obere Donauſtraße 109. 
Pribil Auguſt — Herrenkleidermacher — XV., Clementinengaſſe 2. 
Pätz Johann Georg — Holzſchuhabſätze— Verſck leiß — 175 Victoriag. 1a. 


Friedl Franz — A — II., Hauptfraße 9 

Bacenik Johann — Kaſtanien⸗, Apfel⸗ und Erdäpfelbraten — VII., 
Neuſtiftgaſſe 26. 

Jakſche Juliane — Kaſtanien-⸗, Apfel⸗ und Erdäpfelbraten — III., 


Hanpiſteaße 29. 
Tſcherne ns — Kaſtanien⸗, Apfel⸗ 

Fillgradergaſſe 5 | 

Znidarsic Marie — Kastanien Apfel⸗ und Erdäpfelbraten — VII., 
Lerchenfelderſtraße 11. 5 

Gradlinger Jakob — Kleinfuhrwerk. — XI, Hauffgaſſe 33. 

Huppert Alois — Kleidermacher — I., Naglergaſſe 13. 

Tichy Magdalena — Kleiderhandel — XIV. „Reindorfgaſſe 4. 

Stögbauer Joſef Eberhard — Korbwaren⸗ und Bambusrohrmöbel— 
Verſchleiß — J., Opernring 13. 

Macho Erneſtine — Kunſtblumen⸗ Erzeugung und Kranzelbinden — 
XVIII., Shermofgaffe 6. 

Rozuowsky Anna — Kuunſt⸗ und. Naturbt lumenhandel — XIX., Wein⸗ 
berggaſſe 28. 


und Erdäpfelbraten — VII., 


Er (Das Weitere folgt.) 
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